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ÜBERBLICK ÜBER DEN STAND DER DEUTSCHEN RISIKOSTUDIE 

Dr. F.-W. Heuser und Dr. K, Kotthoff (GRS) 

Kurzfassung 

Im Frühjahr 1976 hat der Bundesminister für Forschung und Tech- 
nologie (BMFT) eine Risikostudie für ein Kernkraftwerk mit 
Druckwasserreaktor in Auftrag gegeben. Nach einer Übersicht 
über die verschiedenen Teilaufgaben der Studie wird über den 
gegenwärtigen Stand der Arbeiten berichtet, Erste Zwischener- 
gebnisse liegen vor. 

Eingehender diskutiert werden Störfallabläufe, die nach einem 
Ausfall von Sicherheitssystemen zu einem Kernschmelzen und zu 
einem Versagen des Sicherheitsbehälters führen können. Ergeb- 
nisse anschließender Rechnungen zur Spaltproduktfreisetzung 
für verschiedene Versagensarten des Sicherheitsbehälters wer- 
den mitgeteilt. Die bisherigen Untersuchungen zeigen, daß die 
Folgen eines Kernschmelzunfalls wesentlich durch die Schutz- 
funktionen des Sicherheitsbehälters begrenzt werden können. 

Abstract 

In spring 1976 the Federal Minlstry of Research and Technology 
has ordered a safety study to assess the risk for a nuclear 
power plant with a pressurized water reactor. Giving first a 
survey on the main subtasks of the study the present state of 
work and some first results are discussed. 

Assuming a failure of safety systems a core melt event and a 
subsequent failure of the contalnment could occur. Correspond- 
ing accident sequences are discussed In some detail, Related 
hereto the results of some calculations for fission product re- 
lease with respect to different containment failure modes are 
given. According to the results obtained so far the conse- 
quences of a core melt event can essentially be restricted by 
the retention function of the containment. 

3 ,  Einleitung 

Im Frühjahr 3976 hat der Bundesminister für Forschung und Tech- 
nologie eine Risikostudie für ein Kernkraftwerk mit Druckwas- 
serreaktor in Auftrag gegeben. Ziel dieser Studie ist es, das 
mit dem Betrieb von Kernkraftwerken verbundene Risiko unter 
deutschen Standortbedingungen zu ermitteln. 

Mit dem ersten Beitrag zu diesem Pachgespräch soll ein Über- 
blick über Zielsetzung und gegenwärtigen Stand der Arbeiten zu 
dieser Studie gegeben werden. Die Arbeiten wurden im Juni 3976 
aufgenommen. Technische Referenz für die Studie ist das Kern- 



kraftwerk Biblis B, eine Anlage, die mit einem Druckwasserreak- 
tor von 3 733 MWth ausgerüstet und im März 1976 in Betrieb ge- 
gangen ist. 

Die Studie gliedert sich in zwei Arbeitsphasen. Für die erste 
der beiden Phasen sind weitgehend die Methoden und Annahmen 
iibernommen worden, die in der amerikanischen Sicherheitsstudie 
WASH-1400 /I/, der Rasmussen-Studie, verwendet worden sind. 
Vertiefende Untersuchungen, die über die Begrenzungen der Ras- 
mussen-Studie hinausgehen und für die neueste Ergebnisse der 
Sicherheitsforschung berücksichtigt werden sollen, werden in 
der zweiten Phase der Studie im Laufe des nächsten Jahres auf- 
genommen. 

Die Arbeiten zur Studie werden von verschiedenen Institutionen 
durchgeführt, siehe Bild 1. Die anlagentechnischen Untersuchun- 
gen selbst liegen dabei im wesentlichen bei der Gesellschaft 
für Reaktorsicherheit (GRS). Zuarbeiten auf dem Gebiet der Zu- 
verlässigkeitskenndaten erfolgen vom Institut für Kerntechnik 

I Auftraggeber I 
I BMFT I 

Koordination i 
I GRS ' I 

Bild 1: Organisation der deutschen Risikostudie 



der Technischen Universität Berlin. Arbeiten zur Auswertung von 
Schadensberichten für konventionelle Dampfkessel und Druckbe- 
hälter werden von der Arbeitsgemeinschaft Kerntechnik West des 
TÜV Rheinland und des RWTÜV durchgeführt. 

Das Unfallfolgenmodell für die Studie wird von der Gesellschaft 
für Kernforschung (GfK) und der Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltweltforschung (GSF) erarbeitet. Ein hierzu notwendiges 
Evakuierungsmodell wird vom Institut für Unf allf orschung (IPU) 
des TÜV Rheinland erstellt. 

Im weiteren Verlauf der Arbeiten, vor allem in der zweiten Pha- 
se der Studie, ist die Mitarbeit weiterer Institutionen vorge- 
sehen. 

2. Giiederunq der Risikostudie 

Bild 2 zeigt eine Übersicht über die verschiedenen Teilaufgaben 
der Studie., 

Auslösende 
Ereignisse 

Störfallanalyse 
- Störfallablauf - 
- Systemanalyse 

Freisetzung 

Unfallfolgen 
-Ausbreitung 
- Schadensermittl. 

Risiko 

Bi'ld 2: Teilaufgaben der Risikostudie 



Die erste Teilaufgabe der Studie besteht darin, zunächst alle 
störfallauslösenden Ereignisse zu erfassen, die unter Umstän- 
den zu einer Aktivitätsfreisetzung nach außen führen können. 
Gerade an diesem Punkt ist die Rasmussen-Studie des öfteren 
kritisiert worden /2,3,4/. Es wurde eingewendet, die Studie 
enthalte keinen systematischen Nachweis zur Vollständigkeit 
der erfaRten Störfälle. Natürlich muß dieser Nachweis versucht 
werden. Doch läßt sich die Frage, wieweit die für eine Risiko- 
ermittlung maßgeblichen Störfälle erfaßt oder nicht erfaßt wor- 
den sind, nicht allein theoretisch beantworten. Zwei Punkte 
sollen in diesem Zusammenhang genannt werden. Erstens, Arbei- 
ten für eine Risikoanalyse erfordern ein hohes Maß von techni- 
schem Anlagenverständnis und Kenntnisse aus Betriebserfahrun- 
gen. Zweitens, für die Analyse selbst ist es wichtig, diejeni- 
gen Störfälle zu finden, die maßgeblich das Risiko einer Anla- 
ge ausmachen und mit denen das Spektrum aller denkbaren Stör- 
fälle abgedeckt werden kann. Die so ausgewählten Störfälle sind 
dann im einzelnen sehr sorgfältig zu untersuchen. 

Die zweite Teilaufgabe umfaßt die Störfallanalyse. Ausgehend 
von den auslösenden Ereignissen, sind Störfallabläufe in ihrem 
zeitlichen und physikalischen Verlauf bis hin zu möglichen 
Spaltproduktfreisetzungen zu verfolgen. Zur Beherrschung die- 
ser Störfälle sind Kernkraftwerke mit umfangreichen Sicherheits- 
systemen ausgerüstet. Je nach Erfolg oder Versagen der Sicher- 
heitssysteme ergeben sich unterschiedliche Störfallabläufe. Auf 
der Grundlage der anlagendynamischen Untersuchungen sind in ei- 
nem zweiten Schritt die Störfallabläufe wahrscheinlichkeitsmä- 
ßig zu bewerten. Hierzu sind einmal die Eintrlttswahrscheinlich- 
keiten der störfallauslösenden Ereignisse anzugeben, zum ande- 
ren sind die Störfallverzweigungen, die sich je nach Erfolg 
oder Versagen der angeforderten Sicherheitssysteme ergeben, 
wahrscheinlichkeitsmäRig zu bewerten. Hierzu sind umfangreiche 
Zuverlässigkeitsanalysen erforderlich, mit denen die Versagens- 
wahrscheinlichkeiten der Sicherheitssysteme ermittelt werden. 
Über entsprechende Untersuchungen zur Störfallablaufanalyse 
wird im nächsten Beitrag berichtet. 

Im weiteren verfolgt man Störfallabläufe, die sich aus dem Ver- 
sagen von Sich-erheitssystemen ergeben. Von besonderem Interesse 
sind dabei die Abläufe, die zu einer Spaltproduktfreisetzung 
aus dem Containment führen. Art und Höhe dieser Freisetzung 
werden maßgeblich vom Verhalten des Reaktorkerns und der mögli- 
chen Versagensart des Containments bestimmt. 

Das Unfallfolgenmodell gliedert sich im wesentlichen in zwei 
Teile: die Ausbreitungsrechnung und die Schadensermittlung. In 
der Ausbreitungsrechnung berechnet man zunächst die Aktivitäts- 
konzentrationen in der Umgebung der Anlage. Ermittelt werden 
die Strahlenbelastungen für verschiedene Expositionspfade, und 
zwar die Strahlung aus der radioaktiven Wolke, die Ablagerung 
am Boden und die Aktivitätskonzentration in der bodennahen 
Luft. Für die anschließende Schadensermittlung unterscheidet 
man verschiedene gesundheitliche Schäden, und zwar akute Schä- 
den, somatische Spätschäden und genetische Schäden. In der Ver- 
knüpfung von Schadensausmaß und Wahrscheinlichkeit der verfolg- 
ten Unfallabläufe ermittelt man schlieRlich das mit dem Betrieb 
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Der zweite, sicher ebenso wichtige Gesichtspunkt betrifft die 
Frage nach den Daten für die Studie. Das sind nicht nur die 
Eintrittswahrscheinlichkeiten für die auslösenden Störfaller- 
eignisse oder die für Zuverlässigkeitsanalysen benötigten Aus- 
fallraten, sondern auch Eingabedaten für das Unfallfolgenmo- 
dell. Hier benötigt man im wesentlichen Wetterdaten und die Be- 
völkerungsverteilungen für alle zu betrachtenden Reaktorstand- 
orte. 

3. Zuverlässigkeitskenndaten und die Auswertung von Betriebs- 
erfahrungen 

Im folgenden soll noch einmal die Frage nach den Eingangsdaten 
zur Störfallanalyse angesprochen werden. Genauer ist es die 
Frage nach den Eintrittswahrschelnlichkeiten auslösender Stör- 
fallereignisse und nach den für Zuverlässigkeitsanalysen benö- 
tigten Zuverlässigkeitskenndaten. Außerdem wird kurz auf die 
Auswertung vorliegender Betriebserfahrungen eingegangen. 

Zuverlässigkeitskenndaten sind im wesentlichen Ausfalldaten für 
Komponenten, Angaben zur Reparaturdauer, zu Wartungs- und In- 
spektion~intervallen~ Wahrscheinlichkeitsangaben zu möglichem 
Common-Mode-Versagen (Funktionsausfälle aus gemeinsamen Ursa- 
chen) und zu menschlichem Fehlverhalten. Wie in der Rasmussen- 
Studie ist man auch für die deutsch.e Studie weitgehend auf die 
Auswertung allgemein vorliegender Datenliteratur angewiesen. 
Hierzu wurden bereits umfangreiche Literaturauswertungen vor- 
genommen. Die Arbeiten zeigen jedoch eine Reihe von Schwierig- 
keiten, die mit solchen Auswertungen verbunden sind, 

- Datenangaben in verschiedenen Referenzen sind oft nicht un- 
abhängig voneinander; 

- in vielen Fällen fehlen Angaben zur gewählten Bezugsmenge 
bzw. zur statistischen Genauigkeit der abgeleiteten Daten; 

- die Daten sind nur unzureichend spezifiziert nach Umgebungs- 
bedingungen, Belastungsarten und verschiedenen m~glichen 
Ausfallarten der Bauteile. 

Für eine Risikostudie ist grundsätzlich eine statistische Be- 
handlung der Ausfalldaten erforderlich. Das heißt, will man 
allgemein das mit dem Betrieb von Kernkraftwerken verbundene 
Risiko bestimmen, so sind auch statistische Streuungen der Da- 
ten zu berücksichtigen. Das ist unter anderem schon deshalb er- 
forderlich, weil in verschiedenen Anlagen Komponenten sowohl 
verschiedener Hersteller als auch unterschiedlicher Typen unter 
verschiedenen Betriebsbedingungen eingesetzt werden. Zur Er- 
mittlung und Festlegung der Daten müssen daher zwei Forderungen 
erfüllt werden. Erstens, das vorhandene Datenmaterial muß auf 
die Unabhängigkeit der zugrunde liegenden Quellen überprüft 
werden. Zweitens, zusätzlich zu den Datenangaben selbst sind 
die statistischen Unsicherheiten dieser Daten anzugeben. 



Einen weiteren wichtigen Punkt betrifft die Behandlung von mög- 
lichem Common-Mode-Versagen. Unter Common-Mode-Versagen versteht 
man Funktionsausfälle mehrerer Komponenten oder auch Teilsyste- 
me, die auf eine gemeinsame Ausfallursache zurückzuführen sind. 
Gemeinsame Ursachen solcher Ausfälle können sein: 

- Planungsfehler, 
- Fertigungs- und installationsfehler, 
- gemeinsame Umgebungsbedingungen, 
- Einwirkungen von außen, 
- Bedienungs- und Wartungsfehler. 

Eine vollständige Analyse und quantitative Bewertung von Com- 
mon-Mode-Ausfällen ist schwierig, da zu diesen Ausfsllen weit 
weniger Beobachtungsmaterial vorliegt als zu komponentenspezi- 
fischen Einzelausfällen. 

Im Zusammenhang dieser hier nur angedeuteten Probleme kommt der 
Auswertung vorliegender Betriebserfahrungen eine wichtige Bedeu- 
tung zu. Weltweit gesehen liegen heute Betriebserfahrungen über 
mehr als 1 000 Reaktorbetriebsjahre vor. Unfälle, bei denen 
Personen außerhalb der Anlage zu Schaden gekommen sind, sind 
nicht aufgetreten. Diese positiven Erfahrungen reichen aller- 
dings nicht aus, um statistisch abgesicherte Wahrscheinlich- 
keitsaussagen über das Störfallrisiko zu machen. Auswertungen 
vorliegender Betriebserfahrungen bieten jedoch eine unmittel- 
bare und praktisch wichtige Möglichkeit, die Arbeiten zur Stör- 
fallablauf- und -systemanalyse in ihren Voraussetzungen und An- 
nahmen sowie teilweise auch in ihren Ergebnissen zu überprüfen 
und abzusichern. Eine gezielte Auswertung vorliegender Dokumen- 
tationen erscheint daher unter folgenden Gesichtspunkten sinn- 
voll : 

- Identifizierung auslösender Störfallereignisse, 
- Überprüfung durchgeführter Störfallablauf- und Zuverlässig- 

keitsanalysen, 
- Aufdeckung möglich-er Comrnon--Mode-Ausfälle, 
- Beurteilung von Reparatur- und Wartungsmaßnahmen, 
- Beurteilung des menschlichen Fehlverhaltens. 

Neben der Auswertung allgemein verfügbarer Unterlagen, z.B. aus 
vorliegenden Störfallmeldungen oder aus den Technischen Monats- 
berichten yerschiedener Betreiber, sind die Arbeiten zur Aus- 
wertung der in den Anlagen Biblis A und B vorliegenden Betriebs- 
erfahrungen aufgenommen worden. Uber diese Arbeiten und über 
das weitere Vorgehen zur Auswertung von Betriebserfahrungen 
wird in einem der nachfolgenden Beiträge ausführlich.er berich- 
tet. 

Bild 4 veranschau1ich.t die wichtigsten Voraussetzungen und An- 
nahmen der amerikanischen Studie, so wie sie für die erste Pha- 
se der deutschen Studie übernommen worden sind. Betrachtet wird 
hier zunächst nur die Störfallanalyse. 



Inventar I Reaktorkern ( 
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I Störfälle 

Versagen 
Sicherheits- 
Systeme 

Kern- 
Versagen 

I Transienten I 

i 
Not- und 1 I 

Nachkühlung RESA 

Kernschmelzen 1 
Bild 4: Annahmen zur Störfallanalyse 

Der weitaus größte Teil der Spaltprodukte in einem Kernkraft- 
werk befindet sich im Reaktorkern. Eine nennenswerte Freiset- 
zung dieses Inventars kann praktisch nur über ein Kernschmel- 
zen erfolgen. Als auslösende Störfallereignisse betrachtet man 
darum nur solche Störungen, die zu einem Ungleichgewicht zwi- 
schen Wärmeerzeugung und Wärmeabfuhr führen k5nnen. Das sind 
zwei Gruppen von Störfällen, die Kühlmittelverluststörfälle und 
die Transientenstörungen. 

Ein Schmelzen des Reaktorkerns kann nur nach einem Versagen der 
für diese Störfälle vorgesehenen Sicherheitssysteme eintreten. 
In Bild 4 beispielhaft aufgeführt sind die Systeme zur Not- und 
Nachkühlung sowie das Schnellabschaltsystem. 

Es soll ausdrücklich betont werden, daß in den bisherigen Stör- 
fallanalysen die Sicherheltssysteme nur dann als funktionsfähig 
angesehen werden, wenn sie die nach dem Genehmigungsverfahren 
festgelegten Mindestanforderungen erfüllen. Dieses Vorgehen ent- 
spricht den in der amerikanischen Studie gemachten Annahmen. 



So wird z.B. für die Analyse der Kühlmittelverluststörfälle - 
ausgenommen sehr große Leckquerschnitte (größer als 1000 Cm2) - 
stets die Reaktorschnellabschaltung gefordert, obwohl ein Ver- 
sagen der Schnellabschaltung nicht in jedem Fall zu größeren 
Schäden am Kern führen muß. 

Dieses Vorgehen ist pessimistisch, es erscheint aber zulässig, 
solange wie damit die Ergebnisse der Störfallablaufanalyse 
quantitativ nur unwesentlich beeinflußt werden. 

Ein Versagen von Sicherheitssystemen kann zu Kernschmelzen und 
damit verbunden zu erhöhten Belastungen für das Contalnment 
führen. Es ist deshalb zu untersuchen, wieweit durch diese Be- 
lastung die Integrität des Sicherheitsbehälters gefährdet wird. 
Für ein Versagen des Containments werden in der Rasmussen-Stu- 
die folgende Möglichkeiten diskutiert, siehe Bild 5: 

- die Zerstörung des Containments als Folge einer Dampfexplo- 
sion im Druckbehälter, 

- das Überdruckversagen, 
- das Containmentversagen als Folge einer Wasserstoff~erbren- 

nung , 
- die Containmentleckage, 
- das Durchschmelzen des Fundaments. 

Kern- 
Versagen 

Kernschmelzen 1 
Containment- 
Versagen 

Freisetzung 

PI Explosion M 
Überdruck 

1 Kategorien I 

Durch - 
Schmelzen 

Bild 5: Annahmen zur Störfallanalyse 



Je nach Störfallverlauf und Containmentversagensart ergeben 
sich unterschiedliche Freisetzungen von Spaltprodukten aus dem 
Containment. Für die anschließenden Ausbreitungsrechnungen wird 
das Spektrum möglicher Freisetzungen aus allen untersuchten 
Störfällen in mehrere repräsentative Freisetzungskategorien 
eingeteilt. Zu diesem Punkt, Versagen des Containments und der 
damit verbundenen Spaltproduktfreisetzung, werden im folgenden 
einige in der deutschen Studie bereits vorliegende Ergebnisse 
näher besprochen. 

5. Diskussion vorliesender Ersebnisse 

Betrachtet wird ein Kernschmelzunfall, der sich als Folge eines 
nicht beherrschten Kühlmittelverluststörfalls ereignet. Im ein- 
zelnen wird angenommen, daß nach erfolgreicher Plutung des Kerns 
die Umschaltung auf Sumpfbetrleb versagt und damit die Nachwär- 
meabfuhr ausfällt. Zunächst wird das im Druckbehälter vorhande- 
ne Wasser ausdampfen. Mit dem Absinken des Wasserspiegels kommt 
es zum Schmelzen der Brennstäbe und zum Abstürzen der geschmol- 
zenen Kernmasse in das untere Plenum des Druckbehälters. Nach 
etwas mehr als 2 Stunden ist der Reaktordruckbehälter durchge- 
schmolzen, siehe Bild 6. 

Bild 6: Reaktordruckbehälter und Betonfundament 



Für den weiteren Unfallablauf sind zwei Probleme zu untersuchen. 
Es müssen einmal die Vorgänge beim Eindringen der Schmelze in 
das Betonfundament behandelt werden. Zum anderen ist der Druck- 
aufbau im Sicherheitsbehälter zu verfolgen. Vorläufige Abschät- 
zungen zum ersten Punkt ergeben für das Durchschmelzen des etwa 
6 m dicken Betonfundaments eine Zeit von ungefähr 100 Stunden. 

Zum zweiten Punkt, dem langfristigen Druckaufbau im Containment, 
zeigt Bild 7 die Ergebnisse einiger Rechnungen ( 5 / .  In der Ab- 
bildung ist für den Versagensdruck des Containments ein Bereich 
von 8- 10 bar angegeben. Bestimmt wurde der Versagensdruck mit 
den in der amerikanischen Studie gemachten methodischen Annah- 
men. Für die mit 1 bezeichnete Kurve wurde entsprechend WASH- 
1400 unterstellt, daß das beim Durchschmelzen aus dem Beton ent- 
bundene Kristallwasser in die Containmentatmosphäre verdampft. 
Da der Druck auch langfristig weit unter dem Versagensdruck 
bleibt, kommt es zum Durchschmelzen, bevor der Sicherheitsbe- 
hälter durch Überdruck versagen kann. 

Kurve 2 gibt den Druckaufbau im Containment in der Annahme, daß 
die Schmelze in Kontakt mit Sumpfwasser kommt. Dieser Kontakt 
kann frühestens nach dem Durchschmelzen des inneren Abschirm- 
zylinders, d.h. etwa 5 Stunden nach Störfalleintritt, erfolgen. 
Für die Rechnung wurde vorausgesetzt, daß die gesamte noch in 
der Schmelze vorhandene Nachwärmeleistung zur Verdampfung von 
Sumpfwasser zur Verfügung steht. Der Versagensdruck des Sicher- 
heitshehälters wird nach ungefähr 30 Stunden erreicht. 

0 I I 

1 10 Stunden 100 
Zeit nach Störfalleintritt - 

Bild 7: Druckyerläufe im Containment nach. Kernschmelzen 



Die für die Kurve 2 gemachten Annahmen sind konservativ. Jedoch 
zeigen auch die Ergebnisse weiterer Parameterrechnungen, daß 
für Störfälle, die zu Kernschmelzen führen, mit einem Über- 
druckversagen des Containments gerechnet werden muß. Es ver- 
geht aber nach dem Kernschmelzen sehr viel Zeit, bis der Ver- 
sagensdruck erreicht wird. Das ist ein grundsätzlich anderes 
Ergebnis als in der amerikanischen Studie. Für die dort unter- 
suchte Anlage gibt es verschiedene Störfallabläufe, die bereits 
sehr frühzeitig zum Überdruckversagen führen. Die Zerstörung 
des Containments kann unter Umständen schon während des Kern- 
schmelzens erfolgen. 

Die in der deutschen Studie wesentlich günstigeren Ergebnisse 
lassen sich aus den Unterschieden in den Systemen zur Nachwär- 
meabfuhr und der unterschiedlichen Konstruktion des Sicherheits- 
behälters erklären. So liegt z.B. der Versagensdruck für das 
Containment der deutschen Anlage wesentlich höher als für die 
in WASH-3400 betrachtete Referenzanlage. 

Im weiteren ist die bei einem Kernschmelzunfall auftretende 
Freisetzung von Spaltprodukten aus Kern und Containment zu er- 
mitteln. Für diese Rechnungen wurde das in der amerikanischen 
Studie verwendete Programmsystem CORRAL übernommen. Bild 8 
zeigt die mit einem späten überdruckversagen des Containments 

Zeit - 
Bild 8: Aktivitätsfreisetzung nach Überdruckversagen des 

Containments 



verbundene Freisetzung für einige repräsentative Isotopengrup- 
pen, die Edelgase Kr-Xe, anorganisches und organisches Jod und 
als Beispiel einer Aerosolgruppe die Freisetzung von Cs-Rb. Auf- 
getragen ist der zeitliche Verlauf der Spaltproduktfreisetzung'i 
vom Zeitpunkt des einleitenden Störfalles bis hin zum überdruck- 
versagen des Containments. In der Abbildung wird jeweils der 
Anteil des Kerninventars angegeben, der insgesamt in die Atmo- 
sphäre freigesetzt worden ist. 

Bis zum Zeitpunkt des Überdruckversagens treten nur geringe 
Freisetzungen durch Leckagen auf. Analog zum Vorgehen in WASH- 
1400 wurde mit dem 30fachen der zulässigen Auslegungsleckage 
gerechnet, d,h., es wurde eine Leckage von 2,5 Vo1.-% pro Tag 
unterstellt. Edelgase, anorganisches und organisches Jod wer- 
den wesentlich erst zum Zeitpunkt des Überdruckversagens frei- 
gesetzt. Für die Aerosole, hier die Gruppe Cs-RB, erkennt man 
deutlich den Einfluß der Ablagerung. Zum Zeitpunkt des Uber- 
druckversagens, das 30 Stunden nach Störfalleintritt angenom- 
men wurde, ist die Aerosolkonzentration in der Containmentatmo- 
sphäre bereits so weit abgesunken, daß mit dem Containmentver- 
sagen selbst keine nennenswerte Freisetzung mehr verbunden ist. 

Tabelle 1 yergleicht diese Ergebnisse mit den Freisetzungen aus 
Störfallabläufen zu frühzeitigem Überdruckversagen in der ame- 
rikanischen Studie, In WASH-1400 führen diese Störfallabläufe 
im wesentlichen zu Freisetzungen der Kategorie PWR-2. Das ist 
eine Freisetzungskategorie, die das Gesamtergebnis der Risiko- 
analyse maßgeblich beeinflußt, Abgesehen von den leicht flüch- 
tigen Edelgasen und dem organischen Jod, liegen beim deutschen 
Störfallablauf vor allem für die Aerosole die Preisetzungsan- 
teile um gut 2 Größenordnungen niedriger. Diese Preisetzungs- 
anteile entsprechen in etwa der Kategorie PWR-6 aus WASH-1400. 
Das ist eine der beiden Freisetzungskategorien in WASH-3400, 
für die als Unfallablauf ein Durchschmelzen des Betonfundaments 
repräsentativ ist, 

Tab. 1: Aktivitätsfrelsetzung nach Überdruckversagen des 
Containments 



Als Ergebnis der bisherigen Untersuchungen kann festgestellt 
werden, daß für die deutsche Anlage ein frühzeitiges Überdruck- 
versagen als Folge eines Kernschmelzunfalls nicht zu erwarten 
ist. Aus diesem Grund ist daher sehr sorgfältig zu untersuchen, 
ob der Sicherheitsbehälter in anderer Weise frühzeitig versa- 
gen kann. Nach WACH-1400 sind hierzu folgende Möglichkeiten nä- 
her zu untersuchen : 

- die Zerstörung des Containments als Folge einer Dampfexplo- 
sion im Reaktordruckbehälter 

und 

- die Containmentleckage, insbesondere bei Ausfall der Not- 
kühlfunktion und gleichzeitigem Versagen des Gebäudeabschlus- 
Ses, 

Es soll zuerst die zweite Frage nach der Containmentleckage be- 
handelt werden. Hierzu wurden in einer Zuverlässigkeitsanalyse 
zunächst die verschiedenen Leckagewege ermittelt und die Wahr- 
scheinlichkeit für das Versagen des Containmentabschlusses be- 
rechnet. Der Einfluß der Energieversorgung und des Reaktor- 
schutzsystems wurde in der Analyse berücksichtigt. Definiert 
man die Containmentleckage analog zu WACH-1400, so ergibt sich 
für die mittlere Unverfügbarkeit des Containmentabschlusses ein 
Wert von 3 1oW4 bei Anforderung. Wichtig in diesem Ergebnis 
ist vor allem der Anteil, der einem gleichzeitigen Ausfall der 
Not- und Nachkühlsysteme und des Gebäudeabschlusses entspricht. 
Nach dem derzeitigen Stand der Untersuchungsergebnisse llegt 
dieser Anteil um wenigstens eine Größenordnung niedriger als 
das zuvor ausgewiesene Gesamtergebnis. 

Neben der Unverfügbarkeit des Gebäudeabschlusses ist die mit 
einer Containmentleckage verbundene Freisetzung von Bedeutung. 
Hierzu wurden Freisetzungsrechnungen zu verschiedenen Leckgrö- 
Ren im Containment durchgeführt. Betrachtet wird zunächst die 
mit einem Kernschmelzen verbundene Freisetzung über eine Con- 
tainmentleckage mit einem Leck von etwa 300 mrn Durchmesser. 
Eine so große Containmentleckage ist zwar sehr unwahrschein- 
lich, die zugehörige Freisetzung kann aber als eine obere 
Grenzabschätzung angesehen werden. 

Tabelle 2 vergleicht die Ergebnisse dieser Rechnungen mit ent- 
sprechenden Ergebnissen aus WASH-1400. Angegeben sind die 
Grenzwerte der Freisetzungsanteile für große Zeiten. Die nach 
WACH-1400 ausgewiesenen Werte gehören ebenso wie beim Über- 
druckversagen zur Freisetzungskategorie PWR-2. Für die deutsche 
Anlage ergeben sich bei den Aerosolen niedrigere Freisetzungs- 
anteile als in der amerikanischen Studie. 

Rechnungen zu kleineren Leckquerschnitten mit entsprechend ge- 
ringeren Leckagen führen im Vergleich mit der oben diskutier- 
ten Grenzabschätzung für große Lecks zu wesentlich niedrigeren 
Freisetzungen. Die Freisetzungsanteile für kleine Lecks liegen 
weit unter den Freisetzungen der Kategorie PWR-2 aus WASH-1400. 
Als Beispiel zeigt Tabelle 3 die mit einem Kernschmelzunfall 
verbundene Freisetzung für ein mittleres Leck im Containment 
von 80 rnm Durchmesser in Vergleich zur Freisetzung aus einem 
großen Leck von 300 mm Durchmesser. 
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Tab. 2: Aktivitätsfreisetzung bei großer Containmentleckage 
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WASH 0.3 
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Im Gegensatz zur Referenzanlage der amerikanischen Studie ver- 
fügt die deutsche Anlage zusätzlich zur Sicherheitshülle über 
eine Sekundärabschirmung. Bei Störfällen werden eventuelle 
Leckagen in den Ringraum zwischen Sicherheitshülle und Sekun- 
därabschirmung mit der Ringraumabsaugung erfaßt und über Fil- 
ter und Kamin kontrolliert nach außen abgegeben. In den bishe- 
rigen Freisetzungsrechnungen wurden diese Einflüsse noch nicht 
berücksichtigt. Es ist jedoch zu erwarten, daß damit eine wei- 
tere Reduzierung der Freisetzungsantelle erreicht werden kann. 

Als ein weiterer Unfallablauf, der ebenfalls zu einem frühen 
Versagen des Sicherheitsbehälters führen kann, ist die Möglich- 
keit einer Dampfexplosion im Reaktordruckbehälter zu diskutie- 
ren. Eine Dampfexplosion ist denkbar, wenn während des Ab- 
schmelzen~ größere Anteile geschmolzener Kernmasse in das unte- 
re mit Restwasser gefüllte Plenum des Druckbehälters abstürzen. 
Im plötzlichen Kontakt zwischen Wasser und Schmelze kommt es 
zu einer schlagartigen Verdampfung des Wassers. Die dadurch 
verursachte Druckwelle kann unter Umständen zu einer Zerstörung 
des Druckbehälters und des Sicherheitsbehälters führen. 
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Tab. 3: Aktivitätsfreisetzung bei großer und mittlerer Con- 
tainmentleckage /<tG 

@ 
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300 

80 

In allen experimentellen Untersuchungen, die bisher im Rahmen 
der Sicherheitsforschung durchgeführt worden sind, konnte eine 
Dampfexplosion unter reaktorähnlichen Bedingungen nicht reali- 
siert werden /6/. Andererseits ist es jedoch noch nicht mög- 
lich, die notwendigen Bedingungen für das Entstehen einer Dampf- 
explosion genau anzugeben und auf diese Weise die Unmöglichkeit 
einer Dampfexplosion unter Reaktorbedingungen zu beweisen. Sie 
muß daher zunächst weiter betrachtet werden. Im wesentlichen 
sind zwei Fragen zu behandeln: 

- Unter welchen Bedingungen kann eine Dampfexplosion eintre- 
ten? 

- Welche Belastungen ergeben sich aus einer Dampfexplosion für 
das Containment? 
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Arbeiten zu beiden Fragestellungen, den thermodynamischen Vor- 
aussetzungen und den mechanischen Auswirkungen einer Dampfex- 
plosion werden im Rahmen der Sicherheitsforschung durchgeführt. 

In der Rasmussen-Studie wurde für das Versagen des Sicherheits- 
behälters als Folge einer Dampfexplosion eine sehr niedrige 
Wahrscheinlichkeit abgeschätzt. Die Vorgänge bei einer Dampf- 
explosion und ihre Auswirkungen sind dabei in einfachen konser- 
vativen Modellen behandelt worden. Dies gilt insbesondere für 
die möglichen Belastungen des Containments. In der deutschen 
Studie sind hierzu genauere Rechnungen erforderlich. Dabei wird 
es vor allem darauf ankommen, festzustellen, ob die bei einer 
Dampfexplosion freigesetzte Energie unter Berücksichtigung der 
Verformungsenergie des Druckbehälters ausreicht, um das Con- 
tainment zu beschädigen. 

6. Schlußbemerkungen 

In diesem tfbersichtsvortrag konnten nicht alle Punkte angespro- 
chen werden, die für eine Risikostudie wichtig sind. 

Auf eine Kommentierung der Ergebnisse erster Unfallfolgerech- 
nungen wurde bewußt verzichtet. Die bisher zu einzelnen Stör- 
fallabläufen durchgeführten Rechnungen lassen noch keine zu- 
sammenhängende Bewertung zu. 

Zusammenfassend soll nochmals gesagt werden, daß die zur Zeit 
vorliegenden Zwischenergebnisse der Studie für eine Risikobe- 
urteilung noch nicht ausreichen. Andererseits liegen jedoch in 
einigen Teilbereichen bereits wichtige Ergebnisse vor. Bei- 
spielhaft wurde hierzu die Bedeutung verschiedener Containment- 
yersagensarten - auch im Vergleich zu entsprechenden Ergebnis- 
sen der amerikanischen Studie - im größeren Zusammenhang dis- 
kutiert. 

Allen Gruppen, die an den Arbeiten zur Risikostudie beteiligt 
sind, sei für die gute Zusammenarbeit und für die Arbeitsergeb- 
nisse zu diesem und den weiteren Beiträgen zum Fachgespräch ge- 
dankt. 
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DISKUSSION ZUM VORTRAG F,W. HEUSER 

D. S m i d t (KfB, Karlsruhe) : 

Die US-Anlagen, die WASH-1400 zugrunde lagen, haben Contain- 
ment-Sprühsysteme und NaOH-Zusatz zur Jod-Auswaschung, Die von 
Ihnen betrachtete Anlage hat das nicht. Welchen Einfluß haben 
diese Systeme auf das Containmentversagen und auf die Freiset- 
zung bei einer unterstellten Kernschmelze? 

F,W, H e U s e r (GRS) : 

Die hier in der deutschen Studie zum Überdruckversagen wesent- 
lich günstigeren Ergebnisse lassen sich meines Erachtens nach 
aus den Unterschieden in den Systemen zur Nachwärmeabfuhr und 
der unterschiedlichen Konstruktion des Sicherheitsbehälters er- 
klären. 

Anders als in Surry I, der Referenzanlage für die amerikanische 
Studie, sind in der deutschen Anlage beide Funktionen, die Funk- 
tion der Kernkühlung und die Funktion der Nachwärmeabfuhr, in 
einem System, dem Not- und Nachkühlsystem, integriert. In der 
amerikanischen Studie gibt es Störfallabläufe, zu denen bei 
Ausfall der Containmentsprühsysteme ein Druckaufbau erfolgt, 
der relativ frühzeitig zu einem Überdruckversagen des Sicher- 
heitsbehälters führen kann. Auf Grund der anderen Konzeption 
zur Not- und Nachkühlung sind in der deutschen Anlage entspre- 
chende Störfallabläufe mit frühzeitigem Überdruckversagen nicht 
vorhanden. 

Der zweite Punkt - und diesen Punkt hätte ich vielleicht zuerst 
nennen sollen - besteht in der unterschiedlichen Containment- 
konstruktion und dem für die deutsche Anlage höheren Versagens- 
druck als für die amerikanische Anlage, Begründet werden kann 
dieser höhere Versagensdruck auch aus den in den Sicherheits- 
kriterien und den RSK-Leitlinien für Druckwasserreaktoren fest- 
gelegten Auslegungsanforderungen für den Sicherheitsbehälter, 
nach denen zur Bestimmung des Auslegungsdrucks neben dem Pri- 
märkreisinhalt auch der Energie- und Masseinhalt eines Dampfer- 
zeugers zu berücksichtigen ist. 4 

A. B i r k h o f e r  (GRS): 
- 

Offensichtlich ist in unserem ~tahlcontainment~die Energieab- 
sorption größer als in dem mit einem Stahlliner ausgekleideten 
Betoncontainment der Anlage Surry, so daß wir bei gleichem 
Störfallablauf zu einem späteren Überdruckversagen kommen. Da- 
bei spielen auch die unterschiedlichen Volumen- und Oberflä- 
chenverhältnisse bei der deutschen und amerikanischen Referenz- 
anlage eine Rolle. 



W. K e 1 1 e r (KWU, Erlangen) : 

Das gezeigte Diagramm über den Druckaufbau am Containment nach 
einem angenommenen Kernschmelzen enthält 2 Kurven. Eine zeigt 
den Verlauf bei Kontakt der Schmelze mit Sumpfwasser, die an- 
dere schließt einen solchen aus. Es ist überraschend, daß der 
 rucka anstieg im ersten Fall schneller erfolgt, obwohl man an- 
nehmen sollte, daß es bei einem Kontakt Schmelze/Sumpfwasser 
nicht zu einer Dampfexplosion kommt, sondern zu einem "heat 
pipeW-Effekt, bei dem die Nachwärme sehr effizient an das gut 
wärmeleitende Stahlcontainment übertragen wird. Da dies nach 
einem Zeitraum von 20 - 30 Stunden eintritt, sollte es möglich 
sein, durch aktive Maßnahmen (externe Wärmeabfuhr) ein Versa- 
gen längerfristig auszuschließen. Ich wäre für Ihren Kommentar 
dankbar! 

F.W. H e u s e r  (CRS): 

Ihren Ausführungen zu den in Bild 7 meines Beitrags gezeigten 
Druckverläufen möchte ich zustimmen. Ich möchte jedoch nochmal 
sagen, daß es sich hier zunächst um Parameterrechnungen zu ver- 
schiedenen eingrenzenden Annahmen zum Druckverlauf im Contain- 
ment nach einem Kernschmelzen handelt. 

Wir haben unter anderem auch den in Kurve 2 gezeigten Druckver- 
lauf, den Druckaufbau im Containment nach einem möglichen Kon- 
takt der Schmelze mit Sumpfwasser, gerechnet, weil dieser Kon- 
takt nach einer Zerstörung der inneren Betonabschirmung prin- 
zipiell nicht ausgeschlossen werden kann. Die für die Kurve 2 
gemachten Annahmen sind jedoch recht pessimistisch. So wurde 
angenommen, daß die gesamte noch in der Schmelze vorhandene 
Nachwärmeleistung zur Verdampfung von Sumpfwasser zur Verfü- 
gung steht, obwohl ein Teil dieser Wärme zum weiteren Aufschmel- 
Zen der unteren Betonstruktur aufgenommen wird. Der tatsächli- 
che Zeitpunkt für ein mögliches überdruckversagen des Contain- 
ments liegt zu diesem Störfallablauf daher sicher noch später, 
als in dieser Rechnung hier mit Ca. 30 Stunden angegeben. Prin- 
zipiell sollte es durchaus möglich sein, die Auswirkungen die- 
ses Störfallablaufs zum Beispiel durch Maßnahmen von außen we- 
sentlich noch zu begrenzen. 

H. F U C h s (Motor-Columbus, Baden/Schweiz): 

Die Sekundärabschirmung wurde bis jetzt bezüglich Freisetzung 
nicht berücksichtigt. Welcher Ort wurde postuliert als Emis- 
sionspunkt für die Primär-Containment-Leckage? 

F.W. H e u s e r  (GRS): 

Sie sprechen von der Containment-Leckage. Wir haben auch hier 
pessimistisch gerechnet und ebenso wie in WASH-1400 bisher bo- 



dennahe Freisetzung angenommen. Auf Grund der unterschiedlichen 
Containmentkonstruktion - Sie sprachen diesen Punkt in Ihrer 
Frage bereits an - werden wir jedoch im weiteren untersuchen, 
wieweit die in der deutschen Anlage vorhandene Sekundärabschir- 
mung für die Freisetzungsrechnungen berücksichtigt werden kann. 

H. H ä n n i (Motor-Columbus, Baden/Schweiz) : 

1. Die deutsche Risikostudie konzentriert sich auf den Druck- 
wasserreaktor Biblis B. Wird die Studie auch auf Siedewas- 
serreaktoren ausgedehnt, so wie es in WASH-1400 auch vorge- 
nommen wurde? Oder gibt es politische Gründe ("Schlafende 
Hunde soll man nicht aufschrecken"), dies nicht zu tun? 

2. Im Vortrag von Herrn Dr. Heuser wird ausgeführt, daß in ei- 
ner zweiten Phase eine Vertiefung vorgesehen ist, die über 
die Begrenzung der Rasmussen-Studie hinausgeht. Können Sie 
den Inhalt dieser zweiten Phase näher präzisieren und auf 
die Unterschiede zur Rasmussen-Studie (WASH-1400) hinweisen? 

F.W. H e U s e r (GRS) : 

Zum ersten Punkt: 
Ich kann diese Frage vielleicht nicht ausreichend beantworten. 
Ich möchte jedoch sagen, daß die GRS und die anderen an der 
Studie mitarbeitenden Institutionen zunächst vom Auftraggeber, 
dem BMFT, den Auftrag haben, die Analyse für einen Druckwasser- 
reaktor durchzuführen. Im Blick auf die uns in der Bundesrepu- 
blik zur Verfügung stehende Personalkapazität ist diese Begren- 
zung sicher auch vernünftig. Ich selbst hätte es für unklug ge- 
halten, wenn wir unsere Möglichkeiten höher hätten einschätzen 
wollen und sofort für beide Baulinien in eine breite Risikoana- 
lyse eingestiegen wären. 

Zum zweiten Punkt: 
Es wird sicher problematisch sein, zu sagen, wir werden - wie 
auch immer - nach Umfang, Genauigkeit oder Qualität in der zwei- 
ten Phase unserer Studie über WASH-1400 hinausgehen. Es gibt 
auch in der amerikanischen Studie natürlich Punkte, die sehr 
konservativ abgeschätzt worden sind und die im weiteren detail- 
lierter aufzugliedern und näher zu untersuchen sind. Des weite- 
ren, die amerikanische Studie hat ja auch einen gewissen Vor- 
lauf vor den Arbeiten, die jetzt für die deutsche Studie durch- 
geführt werden, d.h., es gibt inzwischen methodische Weiterent- 
wicklungen und neuere Ergebnisse der angewandten Sicherheits- 
forschung, die in der zweiten Phase der Studie berücksichtigt 
werden sollen. Für die zweite Phase der Studie werden daher mei- 
nes Erachtens nach vor allem schwerpunktmäßig verschiedene Pro- 
blemstellungen vertieft zu behandeln sein, ohne dabei jedoch 
das Gesamtkonzept einer geschlossenen Risikoanalyse aufzugeben. 



H. S e i p e 1 (BMFT, Bonn) : 

Zur Frage, warum im Rahmen der deutschen Risikostudie nur ein 
Druckwasserreaktor und nicht auch ein Siedewasserreaktor unter- 
sucht wird, möchte ich, als Auftraggeber der deutschen Risiko- 
studie, unterstreichen, daß wir uns in nüchterner Einschätzung 
unserer begrenzten Personalkapazität entschlossen haben, lie- 
ber einen Reaktortyp gründlich und in kurzer Zeit, als zwei Re- 
aktortypen mit langer Untersuchungsdauer und möglicherweise un- 
befriedigendem Tiefgang zu untersuchen. 

Uns geht es zunächst darum festzustellen, ob sich die Ergebnis- 
se des WASH-I400 bei Berücksichtigung deutscher Standortver- 
hältnisse und in der Bundesrepublik üblicher Sicherheitstech- 
nik wesentlich anders darstellen würden. Die mit dieser Ziel- 
setzung für einen Druckwasserreaktor gewonnenen Ergebnisse las- 
sen in gewissem Umfang durchaus auch Schlüsse für einen deut- 
schen Siedewasserreaktor zu. Zum einen sind die zugrunde lie- 
genden Sicherheitskriterien und -anforderungen, z.B. Redundanz- 
anforderungen an Sicherheitssysteme, für beide Typen gleich und 
zum anderen stellen sich die Standorteinflüsse völlig gleich 
dar. Wenn die Untersuchungen für den Druckwasserreaktor abge- 
schlossen sind, werden wir auf jeden Fall anschließend auch 
spezifische Untersuchungen für einen deutschen Siedewasserre- 
aktor vornehmen. 

H.A. R i t t  e r  (MAGS, Düsseldorf): 

Ich habe eine Frage an Herrn Dr. Heuser: In Bild 7 seines Vor- 
trags ist der Druckaufbau im Containment nach Kernschmelzen 
dargestellt; er erfolgt relativ langsam. Der Druckaufbau wird 
wesentlich durch die Bildung von Wasserdampf verursacht. Läßt 
sich nicht durch Wärmeabfuhr und Kondensation des Wasserdampfs 
der Druckaufbau reduzieren? Es wäre eine Wärmemenge in der Grö- 
ßenordnung von I00 MW (es muß 10 MW heißen; bitte korrigieren!) 
abzuführen. Ein entsprechendes Wärmeabfuhrsystem brauchte nur 
einfach und nicht gleich in 4facher Redundanz ausgeführt zu wer- 
den. 

Ergänzung nach einer Zwischenfrage von Dr. Heuser: Ein entspre- 
chendes Wärmeabfuhrsystem für das Containment wäre die letzte 
Notbremse neben den Notkühlsystemen und brauchte nicht unbe- 
dingt in mehrfacher Redundanz ausgeführt zu werden. 

F.W. H e U s e r (GRS) : 

Prinzipiell kann man sicher Maßnahmen oder auch andere zusätz- 
liche Vorrichtungen zur Wärmeabfuhr aus dem Containment überle- 
gen, um damit den Druckaufbau im Containment zu begrenzen, ein 
mögliches Überdruckversagen weiter wesentlich zu verzögern oder 
sogar gänzlich zu verhindern. Es ist aber eine andere Frage, ob 
die äußerst geringe Wahrscheinlichkeit für einen Kühlmittelver- 
luststörfall, der zu Kernschmelzen und anschließendem Überdruck- 
versagen des Sicherheitsbehälters führt, diese Überlegungen un- 



mittelbar rechtfertigt. Der hier betrachtete Störfallablauf 
setzt ein Versagen von Sicherheitssystemen, hier des Not- und 
Nachkühlsystems, voraus. Die Wahrscheinlichkeit für diesen 
Störf allablauf liegt daher sicher wesentlich unter 1 ~ - ~ / a ,  oh- 
ne diese Zahl jetzt festlegen zu wollen, etwa in der Größenord- 
nung von 10-6/a. 

Für die Risikostudie selbst gehen wir ebenso wie in WASH-1400 
von einer vorgegebenen Referenzanlage aus, d.h., Grundlage der 
Analysen und Beurteilung sind zunächst Anlagentechnik und Kon- 
struktion dieser Referenzanlage. Es ist sicher ein Punkt wei- 
terer Arbeiten zur Risikoermittlung, hier Parameteruntersuchun- 
gen zu verschiedenen technischen Konzepten durchzuführen, so 
wie sie meines Wissens nach in den USA im Anschluß an die Ras- 
mussen-Studie vorgenommen worden sind. 



AUSGEWÄHLTE PROBLEME UND ERGEBNISSE DER ST~~FALLABLAUF- UND 
ZUVERLÄSSIGKEITSUNTERSUCHUNGEN F ~ R  DIE DEUTSCHE RISIKOSTUDIE 

Dr. techn. H. Hörtner (GXS) 

Kurzfassung 

Zur Ermittlung des Risikos von Kernkraftwerken sind K-ühlmittel- 
verlust- und Transientenstörfälle zu untersuchen. Die unter- 
schiedlichen Systemfunktionen der zur Beherrschung von Tran- 
sientenstörfällen installierten Sicherheitssysteme werden er- 
läutert. Die Störfallablaufanalyse wird anhand des wichtigen 
Transientenstörfalls "Notstromfall" durchgeführt. Vorläufige 
Ergebnisse der Zuverlässigkeitsuntersuchungen zur quantitati- 
ven Bewertung dieser Störfallablaufanalyse werden angegeben. 

Abstract 

For the investigation of the risk of nuclear power plants loss- 
of-coolant accidents and transients have to be analyzed. The 
different functions of the engineered safety features installed 
to cope with transients are explained. The event tree analysis 
is carried out for the lmportant transient "loss of normal on- 
site power". Preliminary results of the reliability analyses 
performed for quantitative evaluation of this event tree are 
shown . 

1. Arten von Störfällen 

In einer Risikostudie fqr Kernkraftwerke müssen die verschie- 
denen Arten von im Kernkraftwerk vorhandenen radioaktiven Stof- 
fen daraufhin überprüft werden, unter welchen Bedingungen eine 
Freisetzung aus der Anlage in die Umgebung eintreten könnte. 
Dabei zeigt sich, das die weitaus grrßte Menge an radioaktiven 
Stoffen durch das Spaltproduktinventar im Reaktorkern gebildet 
wird. Diese radioaktiven Spaltprodukte können in großerem Um- 
fang aus den Brennelementen, die die erste Barriere für die 
Spaltprodukte bilden, nur dann freigesetzt werden, wenn es im 
Verlauf eines Störfalls zum Schmelzen des Peaktorkerns kommt. 
Als Störfälle, die zu einem Kernschmelzen fshren khnen, kom- 
men in Betracht: 

- KUhlmittelverluststörfälle - Das sind Störfälle auf Grund 
des Verlusts von Primärkühlmittel durch ein Leck im Reaktor- 
kühlkreislauf. 

- Transientenstorfälle - Das sind Störfälle, die durch Tran- 
sienten ausgelöst werden. Unter Transienten sollen hier dy- 
namische Vorgänge ohne Leck im Reaktorkühlkreislauf verstan- 
den werden auf Grund eines Ungleichgewichts zwischen Wärme- 
erzeugung und Wärmeabfuhr aus dem Reaktorkern. 



Folgende Fälle sind moglich: 

- Ausfall der Kühlmittelumwälzung, 
- Ausfall der Wärmeabfuhr aus dem Kühlmittel, 
- rascher Leistungsanstieg, dem die Wärmeabfuhr nicht folgen 

kann. 

Falls ein K3hlmittelverlust- oder ein Transientenstorfall ein- 
tritt, kann es bei funktionierenden Sicherheitssystemen zu kei- 
ner Gefährdung der Umgebung kommen, da keine oder zumindest 
keine nennenswerten Aktivitätsfreisetzungen aus den Brennele- 
menten auftreten. Bei Ausfällen der verschiedenen zur Störfall- 
beherrschung angeforderten Systemfunktionen sind unterschiedli- 
che Störfallabläufe mit unterschiedlichen radioaktiven Freiset- 
Zungen aus den Brennelementen möglich. Dann können auch radio- 
aktive Freisetzungen aus der zweiten und dritten Spaltprodukt- 
barriere zur Umwelt, dem Reaktork-Lihlkreislauf und dem Reaktor- 
gebäude (Containment), erfolgen. Deshalb hat man bei der Unter- 
suchung eines Störfalles, ausgehend von der Störfallursache, 
alle möglichen Storfallabläufe zu analysieren. 

Bei der Reaktortagung 1977 wurde detailliert auf die im Rahmen 
der deutschen Risikostudie durchgeführten Analysen zu den Kühl- 
mittelverluststörfällen eingegangen /I/. Im folgenden wird da- 
her über die Untersuchungen zu den Transientenstörfällen und 
tiber Ergebnisse dieser Analysen berichtet. 

2 . Er'f'~'r'd~~,l'i!~:h~ T/Ja:ß:n:a',he,n: :z'u:r' 'B,e'h:e'r'r,s'c'hun' ' g 'v'o'n' T'ransienten- 
stzrfällen 

. . . .  

Tritt eine Transiente ein und reichen angeforderte Betriebssy- 
steme nicht aus oder versagen solche Betriebssysteme, so kann 
es zu einem Transientenstörfall kommen. Um bei Transientenstör- 
fällen ein unzulässiges Gberschreiten von Grenzwerten und da- 
mit auch ein Schmelzen des Reaktorkerns zu verhindern, sind 
folgende MaBnahmen erforderlich: 

- Herstellung und langfristige Sicherstellung der Unterkriti- 
kalität des Reaktorkerns, 

- Druckbegrenzung des Reaktorktihlkreislaufs, 
- Sicherstellung einer ausreichenden Kühlmittelmenge im Reak- 

torkühlkreislauf, 
- Wärmeabfuhr aus dem Reaktork5hlkreislauf. 

Die unterschiedlichen Systemfunktionen der Sicherheitssysteme, 
die hierfür zur Verfugung stehen, werden im folgenden anhand 
der Referenzanlage Kernkraftwerk Biblis, Block B, erläutert. 

2.1 Unterkritikalität 
- - - - - - - - - - - - - - - - , -  

Durch die Reaktorschnellabschaltung wird ein weiterer Spaltpro- 
zeß im Reaktorkern unterbunden und die Anlage in den Zustand 
unterkritisch heiß überführt. 



Versagt die Reaktorschnellabschaltung, so wird im allgemeinen 
die Reaktorleistung auf Grund der negativen Moderatorrückwir- 
kung reduziert. 

Soll die Anlage aus dem Zustand unterkritisch heiß in den Zu- 
stand unterkritisch kalt übergeführt werden, so ist zur Sicher- 
stellung der Unterkritikalität zusätzlich eine Volumenregelung 
mit Boreinspeisung erforderlich (siehe Abschnitt 2.3). 

2.2 Druckbeqrenzunq - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -C  des Reaktorkühlkreislaufs 

Diese Druckbegrenzung erfolgt in erster Linie durch die Wärme- 
abfuhr über den Speisewasser-Dampf-Kreislauf (siehe Abschnitt 
2.4). Zusätzlich sind Druckhalter-Abblaseventile und Sicher- 
heitsventile vorhanden (Bild I ) ,  die bei Erreichen bestimmter 
Kühlmitteldrücke ansprechen. Diese Druckhalterventile werden 
hier unter dem Begriff "Druckentlastung des Reaktorkühlkreis- 
laufs" zusammengefaßt. 

Falls ein Öffnen der Druckentlastung des Reaktorkühlreislaufs 
bei Anforderung versagt, so kann es zu einem weiteren Druckan- 
stieg kommen. Erfolgt ein beträchtlicher Druckanstieg über den 
Auslegungsdruck des Reaktorkühlkreislaufs, so ist ein Eberdruck- 
versagen des Reaktorkühlkreislaufs möglich. Es wird pessimi- 
stisch davon ausgegangen, daß ein solches Vberdruckversagen ein 
Kernschmelzen zur Folge hat /2/. 

2.3 Ausreichende Kühlmittelmenqe im Reaktorkühlkreislauf .......................... - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -F  

Eine ausreichende Kühlmittelmenge im Reaktorkühlkreislauf ist 
zur Kühlung der Brennelemente und zur Wärmeabfuhr aus dem Reak- 
torkühlkreislauf erforderlich. 

Erfolgt nach einem Öffnen der Druckentlastung ein Ausfall des 
Schließens der-Druckentlastung des ReaktorkLihlkreislaufs, so 
tritt ein KühlmitteLverlust über die entsprechenden Druckhal- 
teryentile ein. Der St5rfall ist im weiteren als ein Kühlmit- 
telverluststörfall zu behandeln. Erfolgt hingegen nur ein kurz- 
zeitiges Ansprechen der Druckentlastung oder wird diese Druck- 
entlastung nicht angefordert, so ist eine ausreichende Ktihlmit- 
telmenge vorhanden, um die Anlage über mindestens 10 Stunden 
im Zustand unterkritisch heis zu halten, 

Soll die Anlage aus dem Zustand unterkritisch heiB in den Zu- 
stand unterkritisch kalt übergeführt werden (Abfahren), so ist 
der Druck und die Temperatur im 3eaktorkühlkreislauf abzusen- 
ken, die Volumenkontraktion des Kühlmittels auszugleichen und 
die Bark~nzentration für eine ausreichende Abschaltreaktivität 
zu erhöhen. Dazu dient die Volumenregelung mit Boreinspeisung, 
worunter die Funktionen des Volumenregelsystems und des Chemi- 
kalieneinspeisesystems verstanden werden. 
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Die Volumenregelung mit Boreinspeisung kann auch zur Ergänzung 
von Kühlmittel notwendig werden, wenn die Anlage über einen 
längeren Zeitbereich als über 10 Stunden im Zustand unterkri- 
tisch heiß gehalten werden soll. Bei einem Ausfall stehen dann 
als redundante Funktion noch die Hochdruckeinspeisungen von 
boriertem Wasser durch das Not- und NachkGhlsystem zur Verfü- 
gung 

Findet ein Kühlmittelverlust über die Druckhalterventile statt, 
so ist zur Sicherstellung einer ausreichenden Kuhlmittelmenge 
eine Notkühlung mit Hilfe des Not- und Nachkühlsystems erfor- 
derlich. Durch das dann eingespeiste Borwasser erfolgt außer- 
dem eine Wärmeabfuhr aus dem Reaktorkühlkreislauf. Darauf wird 
hier nicht näher eingegangen; siehe dazu / I / .  

2.4 Wärmeabfuhr aus dem ReaktorkUhlkreislauf 
------------------------------------B- 

Solange sich die Anlage im Zustand unterkritisch heiß befindet 
und beim Abfahren erfolgt die Wärmeabfuhr aus dem Reaktorkühl- 
kreislauf über den Speisewasser-Dampf-Kreislauf. Dabei kann 
zwischen den beiden Möglichkeiten 

- Hauptspeisewasserversorgung und Frischdampfabgabe, 
- Notspeisewasserversorgung und Frischdampfabgabe 

unterschieden werden (siehe Bild 1). 

Unter der Hauptspeisewasserversorgung und Frischdampfabgabe 
wird hier die Wärmeabfuhr über die Dampferzeuger bei funktio- 
nierenden Einspeisungen durch die Hauptspeisewasserpumpen ver- 
standen. Die drei Hauptspeisewacserpumpen saugen aus dem Spei- 
sewasserbehälter an, in den mrttels des Hauptkondensatsystems 
aus dem ~urbinenkondensator oder mittels des Deionatsystems 
aus den Deionatbehältern nachgespeist wird, Da als Folge der 
Reaktorcchnellabschaltung eine Turbinenschnellabschaltung er- 
folgt, kann der Frischdampf aus den Dampferzeugern nicht an 
die Turbine abgegeben werden, Bei Öffnen der Frischdampfumleit- 
einrichtung wird der Frischdampf in den Kondensator abgeführt. 
Öffnet die Frischdampfumleiteinrichtung nicht, so werden die 
Frischdampfsicherheitsventile oder die Abblaseregelventile an- 
gefordert. Dadurch wird die aus dem Reaktorktihlkreislauf abge- 
führte Wärme durch Abblasen iiber Dach abgegeben. 

Steht die Hauptspeisewasserversorgung nicht zur Verfügung, so 
muß auf die Notspeisewasserversorgung und Frischdampfabgabe zu- 
rückgegriffen werden. Die zugehörigen vier Notspeisewasserpum- 
pen saugen aus dem Speisewasserbehälter oder direkt aus den 
Deionatbehältern an. Außerdem ist eine Versorgung mit Notspei- 
sewasser über das Notstandsystem möglich. Wird die Anlage im 
Zustand unterkritisch heiß gehalten, so reicht der Speisewas- 
ser- und Deionatvorrat für mindestens 10 Stunden aus. 

Versagt die Haupt- und die Notspeisewasserversorgung, so findet 
ein Ausdampfen der Dampferzeuger statt. Bei erfolgreicher Reak- 
torschnellabschaltung sind etwa 30 Blinuten nach Störfallein- 



tritt die Dampferzeuger sekundärseitig ausgedampft. Danach 
kommt es zu einer Aufheizung und damit zu einem Druckanstieg 
im Reaktorkühlkreislauf, so daß die Druckentlastung angefor- 
dert wird. Bei einem Öffnen der Druckentlastung des Reaktor- 
kühlkreislaufs wird die Wärme aus dem Reaktorkühlkreislauf 
durch Abblasen über die Druckhalterventile abgeführt. Gelingt 
es rechtzeitig, eine ausreichende Langzeit-Speisewasserversor- 
gung und Frischdampfabgabe herzustellen, so findet kein Kern- 
schmelzen statt. Eine pessimistische Abschätzung zeigt nämlich, 
daß frühestens 45 Minuten, nachdem die Dampferzeuger ausgedampft 
sind, solche Zustände im Reaktorkern erreicht werden, daß mit 
nachfolgendem Kernschmelzen zu rechnen ist. 

Erfolgt ein Abfahren der Anlage in den Zustand unterkritisch 
kalt und sind die Kühlmitteltemperaturen sowie der Druck im 
Reaktorkühlkreislauf ausreich-end abgesenkt, so kann das Not- 
und Nachkühlsystem zugeschaltet werden, und zwar in der Be- 
triebsart Nachkühlung. Das Not- und Nachk~Lihlsystem übernimmt 
dann die Wärmeabfuhr aus dem Reaktork-;ihlkreislauf. 

2.5 Systemfunktionen V -------------.- 

Bei Transientenstörfällen können demnach. grundsätzlich die fol- 
genden Systemfunktionen angefordert werden: 

- Reaktorschnellabschaltung, 
- Öffnen der Druckentlastung des Reaktorkühlkreislaufs, 
- Schließen der Druckentlastung des Reaktorkühlkreislaufs, 
- Volumenregelung mit Boreinspeisung, 
- Notkühlung, 
- Hauptspeisewasseryersorgung und Frischdampfabgabe, 
- Notspeisewasserversorgung und Frischdampfabgabe, 
- Langzeit-Speisewasserversorgung und Frischdampfabgabe, 
- Nachkiihlung. 

Je nachdem, ob die verschiedenen Systemfunktionen vorhanden 
oder ausgefallen sind, werden unterschiedliche Störfallabläufe 
möglich, Ausgehend von der Störfallursache (dem sogenannten 
"auslösenden Ereignis"), hat man diese Störfallabläufe zu ana- 
lysieren. Die Störfallabläufe münden schließlich in unter- 
schiedliche Störfallauswirkungen. Das wird im folgenden anhand 
des wichtigen Transientenstörfalls "Notstromfall" erläutert. 

3 . Notstr'omf a'll 

Ein "Notstromfall" ist ein derartiger Ausfall der elektrischen 
Eigenbedarfsanlage, daß der bestimmungsgemäße Betrieb des Kern- 
kraftwerks aus sicherheitstechnischen Gründen nicht fortgeführt 
werden kann /3/. Dementsprechend liegt bei der Referenzanlage 
Biblis B ein Notstromfall vor, wenn die Spannung an mindestens 
zwei der yier 30-kV-Normalnetzschienen (10-kV-Blockschienen) 
ausfällt (Bild 2). Die folgenden Analysen befassen sich nur mit 
dem Ausfall aller yier 30--kV-Blockschienen, da solche Ausfälle 
häufiger auftreten und hrhere Nichtverfügbarkeiten der angefor- 
derten Systemfunktionen zur Folge haben. 
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Beim "Notstromfal1" fallen die Hauptkühlmittelpumpen und die 
Hauptspeisewasserpumpen aus, da diese von den 10-kV-Blockschie- 
nen mit elektrischer Energie versorgt werden. Das bedingt grö- 
ßere Abweichungen der Anlagenzustände (insbesondere des Kühl- 
mitteldruckes und des DNB-Verhältnisses) von den Werten bei 
Normalbetrieb als bei den meisten anderen Transientenstörfäl- 
len. Ferner ist dann die Hauptspeisewasserversorgung und Frisch- 
dampfabgabe ausgefallen. Da die Bereitstellung von elektrischer 
Energie an den 10-kV-Notstromschienen zunächst nur über die Not- 
stromdiesel erfolgt, sind auch die Nichtverfügbarkeiten der an- 
deren Systemfunktionen gr5ßer als bei intakter Eigenbedarfsver- 
sorgung. Aus den genannten Gründen ist der "Notstromfall" ein 
wichtiger Störfall. In die Bewertung des Risikobeitrags durch 
den "Notstromfall" geht allerdings auch die Eintrittshäufigkeit 
des "Notstromfalls" ein. Diese ist im Vergleich zu den Ein- 
trittshäufigkeiten anderer Transientenstorfälle gering. Trotz- 
dem wurde in /2/ festgestellt, daß der "Notstromfall" einen maß- 
geblichen Risikobeitrag liefert, 

3.1 Einleitende Ereignisse ---------------- ----- 
Folgende "einleitenden Ereignisse" führen direkt oder beim Aus- 
fall von dann angeforderten Betriebssystemen zum auslösenden 
Ereignis "Notstromfall": 

- Ausfall eines Eigenbedarfstransformators, 
- Ausfall der 27-kV-Schiene (Generatorableitung), 
- Ausfall beider Netzeinspelsungen, 
- Ausfall einer Netzeinspeisung, 
- Ausfall des konventionellen Nebenkühlwassersystems, 
- Turbinenschnellabschaltung. 

Der Einfachheit halber werden dabei die Maschinentransformato- 
ren zu den Netzeinspeisungen gezählt. 

3.2 Störfallablaufanalyse -.-. 

Beim "Notstromfall" erfolgt die Reaktorschnellabschaltung in- 
nerhalb von wenigen Sekunden nach Eintritt des Störfalls. Nach 
Hochlaufen der Notstromdiesel, über die die Notstromversorgung 
erfolgt, werden die Notspeisewasserpumpen zugeschaltet. Ein Öff- 
nen der Druckentlastung des Reaktorkühlkreislaufs findet einige 
Minuten nach Störfalleintritt statt. Wenige Sekunden später 
wird das Schließen der Druckentlastung des Reaktorkühlkreis- 
laufc angefordert. Eine Langzeit-Notspeisewasserversorgung und 
Frischdampfabgabe ist nur bei Ausfall der Notspeisewasserver- 
sorgung und Frischdampfabgabe erforderlich und dann frühestens 
nach 75 Minuten. Die Volumenreyelung mit Boreinspeisung ist 
frühestens 10 Stunden nach Stürfalleintritt erforderlich, falls 
nicht in den Zustand unterkritisch kalt abgefahren wird. Die 
Nachkühluny ist nur bei einem solchen Abfahren notwendig. 



Unter Berücksichtigung dieses Sachverhalts ergibt sich das in 
Bild 3 dargestellte Störfallablaufdiagramm. Die erfolgreiche 
Ausführung einer Systemfunktion wird in Bild 3 kurz mit "ja", 
der Ausfall einer Systemfunktion mit "neinfr bezeichnet. Zu den 
einzelnen Systemfunktionen ist folgendes anzumerken: 

" N o t s t r o m f a 1 1 "  m i t  R e a k t o r s c h n e 1 1 a b s c h a 1 -  
t u n g :  

Bei erfolgreicher Notspeisewasserversorgung und Prischdampfab- 
gabe erfolgt ein kurzzeitiges Öffnen der Druckentlastung des 
Reaktorkühlkreislaufs durch Ansprechen eines Druckhalterventils. 
Dieses Öffnen ist nicht erforderlich, um ein Gberdruckversagen 
des Reaktorkühlkreislaufs zu verhindern. Die entsprechende Ver- 
zweigung ist daher im Störfallablaufdiagramm nicht eingetragen. 
Nach dem Öffnen ist jedoch ein Schließen der Druckentlastung 
erforderlich. Andernfalls ist ein Kühlmittelverluststörfal1 
über das Druckhalterventil die Folge. 

Bei Ausfall der Notspeise~asserversorgung und Frischdampfabgabe 
ist ein Öffnen der Druckentlastung des Reaktorkühlkreislaufs 
notwendig, um ein cberdruckversagen des Reaktorkühlkreislaufs 
zu verhindern. Schließen nicht alle zuvor geöffneten Druckhal- 
terventile, so kommt es zu einem Kühlmittelverluststörfall über 
die Druckhalteryentile, Bei ei'nem Leck dieser Größe ist eine 
Wärmeabfuhr über den Speisewasser-Dampf-Kreislauf erforder- 
lich ( I / .  Gelingt es nicht, rechtzeitig eine Langzeit-Speise- 
wasseryersorgung und Frischdampfabgabe herzustellen, so mündet 
der Störfall in ein Kernschmelzen. -- Erfolgt ein Schließen der 
Druckentlastung, so ist ebenfalls zu unterscheiden, ob eine 
ausreichende Langzeit-~Speisewasserversorgung und Frischdampf- 
abgabe erfolgt oder nicht. Im zuletzt genannten Fall wäre ein 
Kernschmelzen die Folge. 

Bei Ausfall der Volumenregelung mit Boreinspeicung oder der 
Nachk-Yihlung kann nicht abgefahren werden, d.h., die Anlage muß 
im Zustand unterkritisch heiß gehalten werden. Es sind dann 
mindestens 10 Stunden Zeit, um eine Versorgung mit Kühlmittel 
bzw. Speisewasser über diese Zeitspanne hinaus sicherzustellen. 
Ein Ausfall dieser Funktionen hat daher keine schwerwiegenden 
Folgen. 

" N o t s t r o m f a 1 1 "  o h n e  R e a k t o r s c h n e l l a b -  
s c h a l t u n g  ( A T W S - S t ö r f a l l  f f N o t s t r o m f a l l f f ) :  

Bei einem Ausfall sowohl der Reaktorschnellabschaltung als auch 
der Notspeisewasserversorgung und Frischdampfabgabe werden sehr 
rasch Zustände im Reaktorkern mit nachfolgendem Kernschmelzen 
erreicht. Daher wird davon ausgegangen, daß eine langfristige 
Wiederherstellung der Speisewasserversorgung ein Kernschmelzen 
nicht verhindern kann. Die entsprechende Verzweigung des Stör- 
fallablaufs ist daher nicht eingetragen. Sollte sich diese An- 
nahme als zu konseryatiy herausstellen, so sind hier zusätzli- 
che Untersuchungen erforderlich. 
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1 .; - Systemfunkt ionen 
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Anlage unterkrit isch kalt  
Anlage unter kritisch heiß 
Anlage unterkrit  isch heiß 
Kühlmittelverlustst6rfall 
Anlage unterkritisch kalt 
Anlage unter krit isch heiß 
Anlage unterkritisch heiß 
Kernschmelzen 
Kü hlmittelverluststörfall 
Kernschmelzen 
Kernschmelzen 
Anlage unterkritisch kalt  
Anlage unterkritisch hei0 
Anlage unterkritisch heiR 
Kühlmi ttelverluststörfall 
Ker nsc hmelzen 
Kernschmelzen 
Kernschrnelzen 
Kernsc hmelzen 

Bild 3: Störfallablaufdiagramm für den "Notstromfall" 



Ferner ist hier ein Öffnen der Druckentlastung des Reaktorkühl- 
kreislaufs notwendig, um ein cberdruckversagen dieses Kreis- 
laufs zu verhindern. Bei einem Ausfall des Schließens der Druck- 
entlastung mündet der Störfall in einen Kühlmittelverluststör- 
fall über die Druckhalterventile mit ausgefallener Reaktor- 
schnellabschaltung. Ein solcher Störfall verläuft weniger 
schwerwiegend als die in / I /  behandelten Lecks in einer Haupt- 
kühlmittelleitung. Daher ist eine differenzierte Betrachtung 
erforderlich. 

Für den Ausfall der Volumenregelung mit Boreinspeisung und der 
Nachkühlung gelten dieselben Aussagen wie bei erfolgreicher Re- 
aktorschnellabschaltung. 

M i n d e s t a n f o r d e r u n g e n  a n  d i e  S y s t e m f u n k -  
t i o n e n :  

Die minimalen Anforderungen an die Systemfunktionen sind dann 
gegeben, wenn die Anlage im Zustand unterkritisch heiß gehal- 
ten wird. Die entsprech.enden Mindestanforderungen sind für den 
"Notstromfall" mit Reaktorschnellabschaltung in der Tabelle 1 
zusammengestellt. Für die N~tspeisewasserversorgung und Frisch- 
dampfabgabe und die bei Ausfall dieser Systemfunktion notwendi- 
ge Langzeit-Speisewacserversorguny und Frischdampfabgabe sind 
die Mindestanforderungen die gleichen. Bei Ausfall der Notspei- 
sewasserversorgung und Frischdampfabgabe werden jedoch höhere 
Anforderungen an das öffnen und Schließen der Druckentlastung 
des Reaktork~hlkreislaufs ges-tellt. 

Die Yolumenregelung mit Boreinspeisung und die Nachkühlung sind 
innerhalb von 30 Stunden nicht erforderlich, wenn die Anlage im 
Zustand unterkritisch heiß gehalten wird. Diese Systemfunktio- 
nen werden daher nicht weiter untersucht. 

Sind die in Tabelle 3 angefqhrten Mindestanforderungen nicht 
erfüllt, so sind die entsprechenden Systemfunktionen als aus- 
gefallen zu betrachten, 

Die für den "Notstromfall" mit Hilfe von Zuverlässigkeitsanaly- 
Sen von uns berechneten Yerzweigungswahrscheinlichkeiten sind 
in Bild 4 eingetragen. Die Werte stellen vorläufige Ergebnisse 
dar. Diese bedingten Wahrscheinlichkeiten können sich für den 
einen oder anderen Störfallablauf infolge weiterer Vertiefung 
unserer Untersuchungen mit dem Fortschritt der Risikostudie än- 
dern. Insbesondere ist die Auswertung der Betriebserfahrungen 
noch nicht abgeschlossen, so daß bei den Berechnungen vorläufi- 
ge Werte für die Ausfallraten zugrunde gelegt wurden. Die er- 
mittelten Ergebnisse sind Punktwerte. Entsprechende Analysen 
unter Berücksichtigung der Streuungen werden derzeit durchge- 
führt. 



Tab. 1:  Mindestanforderungen an die Systemfunktionen beim "~otstromfall" mit 
Reaktorschnellabschaltung 

Notspeisewasser- Frischdampf- Langzeit-Speisewasser- Frischdampf - 

lv4 Notspeisewasser- 1 lv4 Sicherheits- 
Einspeisungen ventile 
oder 1 oder 

: Notstandein- i lv2 Abblaseregel- 
speisunp ' ventile 

- 

r 

- - 

lv4 Ventile 

+ :  

;T< . -T 
-. 

lv4 Notspeisewasser- 
Einspeisungen ,_ 

oder 
1 ~otstandein- 

speisung 
-. - 

Ivl Ventile 

. ef 

2v2 qentile 
+ 

, .  
.C *' 

\ 

lv4 ~icherheits- 
ventile 
oder 

lv2 Abblaseregel- 
ventile . 



Bild 4: Bewertetes Störfallablaufdiagramm für den "Notstromfall" 
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Die Nichtverfügbarkeiten 3 1om2 bzw. 7 1om2 für das Schlie- 
ßen der Druckentlastung des Reaktorkühlkreislaufs werden durch 
den Ausfall der Absperrung der Steuerleitungen (Armaturen, Steu- 
erkette, Regelung und elektrisch2 ~ner~ieversorgung) bestimmt. 
Zur Nichtverfügbarkeit 1,2 10- der Notspeisewasserversorgung 
und Frischdampfabgabe tragen die Common-Mode-Ausfälle der Not- 
stromdiesel mit etwa 40 % bei. Die Nichtverfügbarkeit 3 - 1 0 ~ ~  
der Reaktorschnellabschaltung ist im wesentlichen durch Common- 
Mode-Ausfälle der Steuerstäbe gegeben. 

Die Untersuchung des Ausfalls der Langzeit-Speisewasserversor- 
gung und Frischdampfabgabe ist noch nicht abgeschlossen. Die 
entsprechende Verzweigungswahrscheinlichkeit fehlt demnach im 
Störfallablaufdiagramm, Die Störfallabläufe bei Ausfall dieser 
Punktion, die zum Kernschmelzen führen, können daher noch nicht 
getrennt bewertet werden. 

Die Verzweigungswahrscheinlichkeiten bei Ausfall der Reaktor- 
schnellabschaltung sind in Bild 4 nicht angeführt, da alle Tran- 
sientenstörfälle mit Ausfall der Reaktorschnellabschaltung ge- 
meinsam behandelt werden sollen. Das entspricht der Vorgehens- 
weise in /2/, 

Die ermittelten Wahrscheinlichkeiten der einzelnen Störfallaus- 
wirkungen W(Ai) sind rechts in Bild 4 aufgeführt. 

Um eine vollständige Wahrscheinlichkeitsbewertung fYr alle beim 
"Notstromfall" möglichen Störfallabläufe und Störfallauswirkun- 
gen zu erreichen, sind außer für die Langzeit-Speisewasserver- 
sorgung und Frischdampfabgabe noch Zuverlässigkeitsuntersuchun- 
gen für 

- kleine Lecks am Druckhalter und 
- Transientenstörfälle ohne Reaktorschnellabschaltung 

erforderlich. Diese Analysen werden gegenwärtig durchgeführt. 

Die Häufigkeiten der Störfallauswirkungen H(Ai), die letztlich 
für die Risikoermittlung interessieren, erhält man aus den W(Ai) 
durch Multiplikation mit der ermittelten Häufigkeit des auslö- 
senden Ereignisses H(E). Diese beträgt für den "Notstromfall" 
0,08/~ahr. Die wesentlichen Beiträge dazu liefern die einlei- 
tenden Ereignisse: 

- Turbinenschnellabschaltung, 
- Ausfall eines Eigenbedarfstransformators, 
- Ausfall des konventionellen Nebenkühlwassers. 

Es soll zum Schluß darauf hingewiesen werden, daß alleine aus 
den Häufigkeiten, mit denen Kernschmelzen als Folge des "Not- 
stromfalls" eintritt, noch keine Schlüsse auf den Risikobeitrag 
des "Notstromfalls" gezogen werden können. Um den Risikobeitrag 
durch den "Notstromfall" zu beurteilen, müssen außerdem 

- der zeitliche Ablauf des Kernschmelzens, 
- das Containmentverhalten bei Kernschmelzen und schließlich. 
- die Auswirkungen auf die Umgebung 

untersucht werden, Darüber wird in anderen Vorträgen dieses Fach- 
gesprächs berichtet. 



A n h a n g  

METHODE DER STÖRFALLABLAUFANALYSE 

1. Störfallablaufdiagramm 

Bei der Störfallablaufanalyse werden mittels des Störfallab- 
laufdiagramms die Bedingungen angegeben, unter denen ein aus- 
lösendes Ereignis über bestimmte Ereignisabläufe zu bestimmten 
Störfallauswirkungen führt, Die Bedingungen sind dabei durch 
die unterschiedlichen zur Störfallbeherrschung angeforderten 
Systemfunktionen gegeben: Je nach erfolgreicher Ausführung oder 
Ausfall einer solchen Funktion findet eine "Verzweigung" des 
Störfallablaufs statt, Dabei wird vereinfachend ein Teilversa- 
gen und ein vollständiges Versagen einer angeforderten System- 
funktion zusammengefaßt. 

Im Störfallablaufdiagramm werden diese möglichen Verzweigungen 
von Ereignissen aufeinanderfolgend dargestellt, Die Darstellung 
der Verzweigung erfolgt der Übersichtlichkeit halber etwa in 
der zeitlichen Reihenfolge, in der die Funktionen angefordert 
werden, Um die Aufstellung des Störfallablaufdiagramms zu ver- 
einfachen, werden insbesondere die Funktionen, deren Ausfälle 
die weiteren Funktionen beeinflussen, zuerst behandelt, 

Die Darstellung der Störfallabläufe folgt der in der amerikani- 
schen Reaktorsicherheitsstudie /2/, 

2, Wahrscheinlichkeitsbewertung 

Das erstellte Störfallablaufdiagramm enthält zunächst nur eine 
rein qualitative Information. Für eine Risikoanalyse ist dar- 
über hinaus eine Wahrscheinlichkeitsbewertung der Störfallab- 
läufe notwendig, Dabei ist die Häufigkeit der einzelnen Stör- 
fallauswirkungen innerhalb eines betrachteten Zeitintervalls 
zu ermitteln, Für ein vorgegebenes auslösendes Ereignis müssen 
dazu die Werte folgender Größen bestimmt werden: 

H (E) Erwartungswert der Anzahl der auslösenden Ereignisse E 
pro Zeitintervall ("Eintrittshäufigkeit" des auslösen- 
den Ereignisses E) 

bedingte Wahrscheinlichkeit für das Eintreten der Stör- 
fallauswirkung Ai, bei Eintreten des auslösenden Ereig- 
nisses E 

Daraus ergibt sich: 

Erwartungswert der Anzahl der Störfallauswirkunqen Ai 
pro Zeitintervall ("Eintrittshäufigkeit" der Störfall- 
auswirkung Ai) 



Die Wahrscheinlichkeiten W(A.) können durch Multiplikation der 
einzelnen ~erzwei~un~swahrscheinlichkeiten W (ja) und W (nein) 
bestimmt werden. Für jede einzelne Verzweigung gilt nämlich 

-- - , - 

Eingangsereignis der Verzweigung 

Ausgangsereignisse der Verzwei- 
gung 

Die Verzweigungswahrscheinlichkeiten 

W (nein) 

sind die bedingten Wahrscheinlichkeiten (bedingt durch den vor- 
angegangenen Störfallablauf), daß beim Eintreten des Einganqs- 
ereignisses e die Ausgangsereignisse al bzw. a eintreten. 

2 

Zur Wahrscheinlichkeitsbewertung des Störfallablaufdiagramms 
sind somit die W(nein) für die einzelnen Verzweigungen zu be- 
stimmen. Dabei ist insbesondere zwischen folgenden zwei Fällen 
zu unterscheiden: 

- -- - -- 

- Eine bestimmte Systemfunktion wird zum Zeitpunkt des Stör-- 
falls angefordert. 
W (nein) Nichtverfügbarkeit der Systemfunktion 

- Eine bestimmte Systemfunktion muß nach dem Störfall für eine 
Zeitspanne aufrechterhalten werden. 
W (nein) Ausfallwahrscheinlichkeit der Systemfunktion 

Die Berechnung der Verzweigungswahrscheinlichkeiten erfolgt mit 
Hilfe von Zuverlässigkeitsanalysen, wozu vor allem die Methode 
der Fehlerbaumanalyse herangezogen wird / 4 / .  
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D. S m i d t (KfK, Karlsruhe) : 

Sie haben mit dem Öffnen und nicht mehr Schließen der Druck- 
halter-Abblaseventile beim Notstromfall einen Kühlmittelver- 
luststörfall definiert, der bei WASH-1400 mit diesem Gewicht 
nicht vorkommt. Seine Wahrscheinlichkeit beträgt nach Ihrem 
Diagramm 2,4 . 1ov3/~ahr. Woran liegt der Unterschied zu 
WASH-1400? 

- Sind bei uns die Abblaseventile auf einen niedrigeren An- 
sprechdruck eingestellt (denn notwendig ist ihr ansprechen 
hier ja nicht) ? 

- Ist ihr Schließverhalten unzuverlässiger? 
- Hat WASH-1400 diesen Störfall abersehen? 

H. H ö r t n e r  (GRS): 

In WASH-1400 wird das offnen und Schließen von Druckhalterven- 
tilen nur bei Transientenstörfällen mit Ausfall der Reaktor- 
schnellabschaltung behandelt, Für den hier bewerteten Notstrom- 
fall mit Reaktorschnellabschaltung können daher die Zuverläs- 
sigkeiten der Druckentlastung des Reaktork~hlkreislaufs nicht 
verglichen werden. 

Der ~nsprechdruck, auf den die Druckhalter-Abbl~seventile bei 
der amerikanischen Referenzanlage Surry eingestellt sind, ist 
dem Bericht WASH--3400 leider nicht zu entnehmen. Auf Anfrage 
hat uns die USNRC jedoch mitgeteilt, da3 sie davon ausgeht, 
daß beim "loss of off-site power" kein Öffnen der Druckhalter- 
ventile stattfindet. 

H. H o  1 z e r (.Ö$GAE, Wien): 

In Ihren Ausführungen bezeichneten Sie die im Ereignisbaum 
(Bild 4) eingetragenen Wahrscheinlichkeiten als vorläufige Wer- 
te. Als einen der Gründe dafür geben Sie an, daß die Ergebnis- 
se der Auswertung von Betriebserfahrungen darin noch nicht be- 
rücksichtigt wurden. In diesem Zusammenhang wäre es sehr inter- 
essant zu hören, ob bzw. welche Änderungen aus diesem Faktum 
zu erwarten sind, 

Meine zweite Frage: Konnten Sie bitte die erwähnten Common-. 
Mode-Ausfälle der Steuerstäbe etwas näher spezifizieren? 

H.. H ö r t n e r (GRS) : 

Die Ergebnisse aus unseren Auswertungen der Betriehserfahrungen 
wurden deshalb nicht berücksichtigt, weil diese Auswertungen 



noch nicht abgeschlossen sind. Es ist möglich, daß sich auf 
Grund dieser Auswertungen die Verzweigungswahrscheinlichkeiten 
im einen oder anderen Fall merkbar ändern. Über die Arbeiten 
zur Auswertung von Betriebserfahrungen wird Dr, Lindauer im 
nächsten Vortrag berichten. 

Bei den Steuerstäben sind die Ausfälle auf Grund einer gemein- 
samen Ursache zu berücksichtigen, bei denen eine bestimmte Piin- 
destanzahl von Stäben nicht ausreichend einfällt. Welche Ursa- 
chen mit welchen Wahrscheinlichkeiten zu solchen gefährlichen 
Comrnon-Mode-Ausfällen führen können, wird nicht analysiert. 
Auf der Basis von Betriebserfahrungen versucht man vielmehr 
eine Aussage darüber zu erhalten, wie wahrscheinlich solche 
Ausfälle überhaupt sind. Dabei werden die unterschiedlichen 
Möglichkeiten, die man sich für Common-filode-Aus£ älle vorstel- 
len kann, gemeinsam behandelt. 

G. W a t z e l  (RWE, Essen): 

Notstromfall # Störfall, wenn nicht zusätzliche Ausfälle (NW- 
Versagen, Nichtschließen der Druckhalterventile) gleichzeitig 
eintreten. Um Mißverständnisse zu vermeiden, hier andere Be- 
zeichnung einführen. 

Unterschied zu Stijrfällen: Nach Beendigung des "nackten" Not- 
stromfalles ohne zusätzliches Versagen kann Betrieb fortgesetzt 
werden. Bei allen anderen Störfällen beinhaltet schon das aus- 
lösende Ereignis einen Schaden, dessen Behebung der Begutach- 
tung durch die technischen Gutachter (z.B. T~v, ggf. RSK) und 
gegebenenfalls der Freigabe durch die Aufsichtsbehörde unter- 
worfen ist. 

H. H ö r t n e r  (.GRS): 

Beim Notstromfall kann nach der KTA-Regel 3703 und nach 
DIN 25 417  der bestimmungsgemäße Betrieb der Anlage aus si- 
cherheitstechnischen Gründen nicht mehr fortgeführt werden. 
Nach den "Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke" vom Bun- 
desministerium des Innern ist der Notstromfall somit ein Story- 
fall. 

Nach unseren Untersuchungen liefern im übrigen die Notstrom-- 
fälle, die durch einen Ausfall der Netzeinspeisungen eingelei- 
tet werden, nur einen geringen Beitrag zur Eintrittshäufigkeit 
dieses Störfalls. Der überwiegende Anteil der Notstromfälle 
wird durch Ausfälle in der Anlage selbst eingeleitet. Beim gr5- 
ßeren Teil der Notstromfälle mu13 also mit längeren Reparatur- 
zeiten zur Behebung von Schäden gerechnet werden. 



J. F e C h n  e r  (BMI, Bonn): 

In welcher Weise werden m5gliche Beiträge des Kernkraftwerks- 
personals bei der Quantifizierung der Störfallablaufdiagramme 
berücksichtigt? 

H. H ö r t n e r (GRS) : 

Ein Großteil der Schutzaktionen, die nach einem Störfall zu 
ergreifen sind, läuft vollautomatisch, d.h. ohne menschlichen 
Eingriff, ab. Sind Eingriffe des Kraftwerkspersonals notwen- 
dig oder ist durch solche Eingriffe eine Beeinflussung von 
St6rfallabläufen möglich, so werden diese mit entsprechenden 
Wahrscheinlichkeiten berücksichtigt. 

R. R U f (KFJU, Erlangen) : 

Das Flanschsystem des RDB ist so konstruiert, daß lange vor Er- 
reichen des Berstdruckes des 
Pr imärsystems diese Verbindung 
"undicht" wird, d.h. als zu- 
sätzliches Sicherheitsventil 
wirkt. 

fließt bei 
höheren Be- 
anspruchun- 
gen weg. 

I i Die Annahme, daß bei Versagen 
I der Reaktorschnellabschaltung 

und der Sicherheitsventile das 
Primärsystem notwendigerweise 

I '1 ; , \ berstenmuß, ist daher falsch. 

H. H 6  r t n e r (GRS): 

Falls infolge eines Uberdrucks die Integrität des Seaktorkühl- 
kreislaufs versagt, d.h. ein Leck im Reaktorkühlkreislauf ein- 
tritt, findet ein Kühlmittelverluststörfall stqtt. Dieser un- 
terscheidet sich von einem Kühlmittelverluststörfall während 
des ungestorten Leistunysbetriebs dadurch, daß er von höheren 
Drücken und von einem höheren Temperaturniveau im Reqktorkühl- 
kreislauf ausgeht. Als Folge können auch hrhere Belastungen 
der Kerneinbauten und der Brennelemente sowie h6here Contain- 
ment-Belastungen auftreten. Daher wird in diesem Bericht wie 
in WASH-3400 konservativ davon ausgegangen{ daß ein Gberdruck- 
versagen des Reaktorkühlkreislaufs zu einem Kernschmelzen fuhrt. 



DIE AUSWERTUNG VON BETRIEBSERFAHRUNGEN FÜR DIE DEUTSCHE RISIKO- 
STUDIE 

Dr . -1ng. E. Lindauer (GRS ) 

Kurzfassunq 

Das Vorgehen bei der Auswertung von Betriebserfahrungen für die 
deutsche Risikostudie wird dargestellt und ein Zwischenstand 
der Arbeiten gegeben, Für ausländische Erfahrungen werden keine 
eigenen Auswertungen vorgenommen, sondern bereits vorliegende 
herangezogen, Für deutsche Reaktoren werden die verfügbaren be- 
sonderen Vorkommnisse besonders im Hinblick auf qualitative 
Aussagen untersucht, Darüber hinaus wird eine detaillierte Aus- 
wertung von Unterlagen für Biblis A und B vorgenommen. 

Abstract 

The proceeding of evaluation of nuclear reactor operating ex- 
periences for the german risk study is shown together with an 
intermediate state of the works, For foreign experiences read- 
ily available reports are used instead of own evaluations. For 
German reactors the available abnormal occurrences are inves- 
tigated especially with regard to qualitative informations. In 
addition a detailed evaluation of operating data for Biblis A 
and B is carried out, 

Der Zusammenhang einer Risikostudie bedingt eine spezielle Be- 
trachtungsweise von Betriebserfahrungen, Gefragt ist nach dem 
Risiko von Kernkraftwerken, daher wird im folgenden nicht von 
Energieerzeugung und Anlagenverfügbarkeit die Rede sein, viel- 
mehr von Störungen, Ausfällen, Störfällen usw, Die bisher auf- 
gelaufenen Betriebsjahre reichen für unmittelbare empirische 
Aussagen über das Risiko von Kernkraftwerken nicht aus. Unfälle 
mit schweren radiologischen Auswirkungen, wie sie in der Studie 
betrachtet werden, sind nicht aufgetreten, Die statistische Be- 
deutung dieser Aussage ist jedoch gering, da angesichts der Si- 
cherheitsvorkehrungen um Großenordnungen geringere Unfallwahr- 
scheinlichkeiten zu erwarten sind, als sie mit den vorliegen- 
den Betriebsjahren nachweisbar sind. Risikoaussagen können da- 
her nur auf Grund analytischer Untersuchungen gemacht werden. 
Betriebserfahrungen werden ausgewertet, um diese Arbeit zu un- 
terstützen, indem die real gemachten Erfahrungen in die Analyse 
eingebracht werden, 



2. Anwendung von Betriebserfahrungen in der Risikostudie 

Die Punkte, an denen Betriebserfahrungen in die Studie einflie- 
ßen kennen, ergeben sich aus ihrem methodischen Ablauf, der in 
Bild 1 schematisch skizziert wird. 

E: auslösendes Ereignis 

Si: Sicherheitsfunktion i 

- Versagenswahrscheinlichkeit der Sicherheits- 
Psi. funktion Si 

Rm : Auswirkungen des Ereignisablaufs m 

Bild 1: Schematische Darstellung eines Störfallab- 
laufdiagramms 

Ausgehend von auslösenden Ereignissen wird die Gesamtheit der 
möglichen Ereignisabläufe durch St5rfallablaufdiagramme darge- 
stellt. Verzweigungen ergeben sich im wesentlichen dadurch, daß 
Sicherheitssysteme funktionieren oder versagen k5nnen. Jedem 
einzelnen Ablauf werden schließlich die zu erwartenden radiolo- 
gischen Auswirkungen zugeordnet. 

Die Beschreibung des physikalischen Ablaufs von Störfällen 
oder ihrer radiologischen Auswirkungen sind analytische Aufga- 
ben, weil Erfahrungen hierzu praktisch nicht vorliegen. Die 
Auswertung von Betriebserfahrungen konzentriert sich im wesent- 
lichen auf die beiden Punkte: 

- Ereignisse, die einen Störfall einleiten können; 
- Ereignisse, die Einfluß auf die Funktion von Sicherheitsmaß- 

nahmen haben ksnnen. 



Auch in diesen beiden Punkten kann aus der Auswertung von Be- 
triebserfahrungen nur ein Teil der benötigten Informationen er- 
wartet werden. Dies ist zum einen auf die geringe Wahrschein- 
lichkeit vieler in der Studie interessierender Ereignisse zu- 
rückzuführen, mit deren Auftreten innerhalb der vorliegenden 
Reaktorbetriebszeit nicht zu rechnen ist. Zum anderen liegt 
auch für den größten Teil der Betriebsjahre eine Dokumentation 
der Erfahrungen nicht in einer Form vor, die unmittelbare Aus- 
sagen für die Zwecke einer Risikostudie erlaubt. 

3. Quellen von Betriebserfahrunsen 

Für amerikanische Betriebserfahrungen existiert eine Reihe von 
Auswertungen, z.B. /I/ bis / 7 / ,  die im wesentlichen auf "USAEC 
Abnormal Occurrence Reports" (jetzt : "Licency Event Reports" ) /8/ 
basieren. Die in WASH-1400 / I /  vorgelegte Untersuchung wurde 
speziell für eine Risikostudie durchgeführt. Für deutsche Be- 
triebserfahrungen liegen ebenfalls Auswertungen zu speziellen 
Fragestellungen vor, z.B. /9/ bis /15/, eine umfassende Auswer- 
tung für die Zwecke einer Risikostudie existiert nicht. Eine 
detaillierte Auswertung aller weltweit gemachten Betriebserfah- 
rungen übersteigt den Rahmen der deutschen Risikostudie bei wei- 
tem. Es wurde das folgende Vorgehen gewählt: 

- Die ausländischen Erfahrungen, die die Masse der Reaktorjahre 
repräsentieren, werden berücksichtigt, indem dafür bereits 
vorliegende Auswertungen herangezogen werden. 

- Für deutsche Kernkraftwerke wird eine generelle Auswertung 
der vorliegenden Erfahrungen vorgenommen, gestützt auf die 
Meldungen besonderer Vorkommnisse und Einzelquellen, wie sie 
oben zitiert wurden, Die Meldungen besonderer Vorkommnisse 
erfolgen auf Grund einer Vereinbarung zwischen dem Bundesmi- 
nisterium, den Genehmigungs- und Aufsichtsbehörden und den 
Betreibern. 

- Für Biblis A und B wird eine Ins Detail gehende Auswertung 
von Betriebsunterlagen des Betreibers vorgenommen. Hierauf 
wird gesondert eingegangen. 

4 . Qua'l'i t.at ive Ausw'er'tung' be'so'nder'e'r Vor'kommn i s s e 

Aus den Meldungen besonderer Vorkommnisse und Einzelquellen 
liegen Beschreibungen von 305 Ereignissen aus ca. 60 Reaktor- 
jahren vor. Sie beziehen sich auf verschiedene Anlagen verschie- 
denen Typs, außerdem sind neben Lastbetrieb auch Inbetriebnahme, 
Probebetrieb usw. enthalten. Eine Auswahl der zu betrachtenden 
Ereignisse von vornherein etwa nach Reaktortyp oder Betriebszu- 
stand wurde nicht vorgenommen, um die empirische Basis nicht 
einzuengen. 

Für die einzelnen Vorkommnisse werden die folgenden Fragen un- 
tersucht: 



- Beschreibung der Ereignisse, 
- Ursachen, evtl. mehreren Ereignissen gemeinsame, 
- Auswirkungen, 
- Art der Entdeckung, 
- Möglichkeit der Einleitung eines Störfallablaufs, 
- Beeinträchtigung von Sicherheitssystemen, 
- Übertragbarkeit auf Biblis B, 
- Berücksichtigung in der Risikostudie. 

In Tabelle 1 werden als Beispiel einige Ereignisse aufgeführt, 
Sie sollen einen Eindruck geben von der Art der Informationen, 
die daraus zu gewinnen sind, und wie diese in der Risikostudie 
verwendet werden. Auf die einzelnen Vorkommnisse, die hier als 
Beispiel dienen, soll nicht im Detail eingegangen werden, le- 
diglich für den Bruch der Pumpenwelle wird weiter unten die 
weitere Behandlung in der Risikostudie skizziert, Die Tabelle 
illustriert das unterschiedliche Gewicht der Folgerungen, die 
aus den einzelnen Ereignissen für Risikountersuchungen zu zie- 
hen sind. Die beiden ersten Beispiele der Tabelle geben zu kei- 
nen weiteren Aktivitäten Anlaß, weil ihre Berücksichtigung in 
der Studie offensichtlich ist. Auch Fehlstellungen von Armatu- 
ren wie im dritten Beispiel werden bei den Systemanalysen be- 
rücksichtigt, jedoch handelt es sich hier um eine schwieriger 
zu erfassende Fehlerart. Vorkommnisse, wie das hier angeführte, 
unterstreichen die Notwendigkeit, bei der Analyse außer der 
bestimmungsgemäßen Funktion von Systemen auch alle betriebli- 
chen Fahrweisen, Prüfungen, Wartungs- und Reparaturmaßnahmen 
unter dem Aspekt der daraus resultierenden Fehlermöglichkeiten 
zu betrachten. 

Als viertes ist in der Tabelle ein Ereignis aufgeführt, das in 
der Studie daraufhin zu analysieren ist, unter welchen Bedingun- 
gen daraus ein Störfallablauf resultieren kann. Auch die einma- 
lige Beobachtung eines solchen Vorkommnisses erlaubt bereits 
eine grobe Abschätzung seiner Eintrittswahrscheinlichkeit, in- 
dem man es auf die erfaßten Betriebsjahre bezieht. 

Das letzte aufgeführte Ereignis, der Bruch der Pumpenwelle, er- 
fordert eine gesonderte Untersuchung, um zu einer angemessenen 
Bewertung in der Studie zu kommen. Am Beispiel dieses Fehlers 
soll im folgenden dargestellt werden, in welcher Weise in einem 
Einzelfall Folgerungen aus Betriebserfahrungen in die Risiko- 
studie eingehen. 

5. Beispiel für die Bewertung einer Störung in der Risikostudie 

Eine unmittelbare quantitative Beurteilung des Fehlers allein 
aus den beobachteten Fakten ist nicht möglich. Seine sicher- 
heitstechnische Bedeutung liegt darin, daß die Ursache des Feh- 
lers bei allen vier Pumpen vorlag, tatsächlich wurde jedoch nur 
der Ausfall einer Pumpe unabhängig von einer sicherheitstechni- 
schen Anforderung beobachtet. Die anderen Pumpen waren funktions- 
fähig, jedoch war bei allen im Langzeitbetrieb mit einer gegen- 
über dem Normalfall stark verkürzten Lebensdauer zu rechnen. 



Tab. 1: Beispiele für besondere Vorkommnisse 

I 
Kurzbeschreibung 

Dichtungsschaden 
an Druckmanome- 
ter 

Startversagen 
eines Diesels 

Fehlstellung ei- 
nes Absperrven- 
tils in Meßlei- 
tung 

Unberechtigtes 
Zufahren von FD- 
Schiebern 

Bruch einer 
Nachkühlpumpen- 
welle 

Ursache 

Zufallsausfall 

Zufallsausfall 
Drahtbruch an 
Stecker 

Menschlicher 
Fehler, entge- 
gen Checkliste 

Auslegung/ 
menschl. Feh- 
ler: Fehlerhaf- 
tes Ansprechen 
des Kriteriums 
FD-Durchsatz 
zu hoch 

Auslegungsfeh- 
ler und Be- 
triebsweise 

Wirkung 

Leckage von 
Primärkühl- 
mittel 

Startversa- 
gen 

Falsches 
Signal an 
einem Anre- 
gekanal 

Absperrung 
aller FD- 
Leitungen 

Ausfall der 
Pumpe 

Entdeckung 

sofort 

bei Prü- 
f ung 

beim Ab- 
fahren, 
längere 
Zeit un- 
entdeckt 

sofort 

sofort wäh- 
rend be- 
trieblichem 
Einsatz 

Mehrfach- 
fehler 

nein 

nein 

nein 

ja 

1 Pumpe 
ausgefal- 
len, Ur- 
sache 
wirkte auf 
alle 4 

Berücksichtigung in der 
Studie 

durch Analyse ungünsti- 
gerer Ereignisse abge- 
deckt 

Auswirkung auf Sicher- 
heitsfunktion: Berück- 
sichtigung in Fehlerbaum 

Auswirkung auf Sicher- 
heitsfunktion: Berück- 
sichtigung in Fehlerbaum 

Berücksichtigung als 
störfalleinleitendes 
Ereignis 

Auswirkung auf Sicher- 
heitsfunktion, Berück- 
sichtigung der gemein- 
samen Ausfallursache in 
Fehlerbaum 



In der Studie stellt sich die Frage, welchen Einfluß ein Feh- 
ler der beobachteten Art auf die Verfügbarkeit der Nachwärme- 
abfuhr nach einem Kühlmittelverluststörfall hat. 

Von wesentlicher Bedeutung hierfür sind: 

- die Wahrscheinlichkeit, daß ein Fehler der betrachteten Art 
vorliegt; 

- die Wahrscheinlichkeit, daß ein Kühlmittelverluststörfall 
eintritt, bevor der Fehler entdeckt wird; 

- die Verteilung der Lebensdauer der Pumpen bei Vorliegen des 
Fehlers; 

- die Reparaturmöglichkeiten nach Eintritt des Störfalls. 

Da realistische Aussagen hierüber zum Teil sehr schwer zu tref- 
fen sind, wurde eine konservative Abschätzung unter Verwendung 
pessimistischer Annahmen vorgenommen. Für das Vorliegen des Feh- 
lers wurde eine Wahrscheinlichkeit von 1/10 angesetzt. Diese 
Größenordnung ergibt sich daraus, daß es in der Praxis einmal 
beobachtet wurde. Für die Beschreibung der Lebensdauer der Pum- 
pen wurde die ungünstigste mit der Beobachtung verträgliche 
Verteilung gewählt: Auch die intakten Pumpen werden so behan- 
delt, als seien sie nach der Betriebszeit ausgefallen, die sie 
zum Zeitpunkt des Versagens der ersten erreicht hatten. Als Re- 
paraturzeit für eine Pumpe wurden 2 Wochen verwendet, 

Die Wahrscheinlichkeit für den Ausfall der Nachwärmeabfuhr nach 
einem Kühlmittelverluststörfall wurde simulativ ermittelt, wo- 
bei die Zeitpunkte sowohl für den Störfalleintritt als auch für 
Pumpenausfälle simuliert wurden. Als bemerkt wurde der Fehler 
gewertet, wenn in der Simulation der erste Pumpenausfall vor 
dem Störfalleintritt lag, 

Als Ergebnis erhält man eine pessimistische Abschätzung der 
Wahrscheinlichkeit für den Ausfall der Nachwärmeabfuhr in der 
langfristigen Nachkühlphase nach einem Kühlmittelverluststör- 
fall bei Berücksichtigung einer gemeinsamen Ausfallursache für 
die Nachwärmepumpen. Mittelt man diese Wahrscheinlichkeit über 
die Lebensdauer der Anlage, so ist sie erheblich geringer als 
die Wahrscheinlichkeit für den Ausfall der Notkühlung auf An- 
forderung. Etwa dieselbe Größenordnung wird mit 7 x 1 0 ' ~  nur in 
den ersten Betriebsjahren erreicht. Die Bedeutung des betrach- 
teten Fehlers ist hier am höchsten, weil die Wahrscheinlichkeit, 
daß er noch nicht entdeckt wurde, mit der Lebensdauer der Anla- 
ge schnell abnimmt. 

Zusammengefaßt läßt sich sagen, daß bereits eine sehr konserya- 
tive Abschätzung zeigt, daß ein Fehler der betrachteten Art 
nicht zu einem risikobestimmenden Störfallablauf fuhrt. ' 

6. Quantitative Auswertung besonderer Vorkommnisse 

Das dargestellte Beispiel zeigt, daß die Ableitung quantitati- 
ver Angaben aus der Auswertung besonderer Vorkommnisse zum Teil 
nur sehr grob möglich ist. Dies ist keine Besonderheit des Bei- 



spiels, sondern gilt ganz generell: Quantitative Aussagen las- 
sen sich aus der Auswertung besonderer Vorkommnisse nur in sehr 
beschränktem Umfang und dann nur grob ableiten. 

Ein wichtiger Grund dafür ist, daß statistische Aussagen über 
Stöx-ungen uzd Störfalle, wie P -- s e  ineiner Risikosgdie benotigt 
werden, kein vorrangiges Ziel der ~rfassung besonderer Vorkomm- 
nisse sind. Die Erfassung ist von vornherein nicht auf Vollstän- 
digkeit im Sinne einer statistischen Auswertung angelegt. Anga- 
ben über Betriebszeiten, Häufigkeiten von Anforderungen u.ä. 
sind darin nur teilweise enthalten. Hinzu kommen praktische 
Einschränkungen; speziell für weiter zurückliegende Zeiten, als 
noch keine formalisierte Erfassung von Betriebserfahrungen exi- 
stierte, kann nur mit geringer Vollständigkeit der erfaßten Er- 
eignisse gerechnet werden. 

Eine weitere Schwierigkeit stellen Unsicherheiten bei der Beur- 
teilung der einzelnen Ereignisse dar. Es zeigt sich, daß die 
beobachteten Vorkommnisse sich häufig nicht ohne weiteres vor- 
weg definierten Ereignisklassen zuordnen lassen, so daß ein re- 
lativ weiter Beurteilungsspielraum bleibt. Diesen Umstand ver- 
deutlicht auch Tabelle 2, in der einmal für alle Ereignisse und 
einmal für Common-Mode-Ereignisse eine Aufschlüsselung nach den 
Ursachen vorgenommen und Auswertungen amerikanischer Betriebs- 
erfahrungen gegenübergestellt wird. Von Common-Mode-Ereignissen 
wird dann gesprochen, wenn mehrere Ereignisse auf eine gemeinsa- 
me Ursache zurückgehen. 

Ein Hinweis auf den vorhandenen Beurteilungsspielraum ergibt 
sich bereits aus dem ermittelten Anteil von Common-Mode-Ereig- 
nissen. Er beträgt nach unseren Auswertungen ebenso wie nach /I/ 
etwa 10 % ,  dagegen wurde in /3/ ein Anteil von etwa einem Drit- 
tel gefunden. Starke Abweichungen ergeben sich auch bei der Auf- 
schlüsselung von Common-Mode-Ereignissen nach ihren Ursachen. 
Auf die Unsicherheiten der Zuordnung weist der sehr verschiede- 
ne Anteil nicht zuzuordnender Ereignisse hin. 

Bemerkenswert ist angesichts der dargestellten Unsicherheiten 
die Übereinstimmung, wenn man die Ursachen aller Ereignisse be- 
trachtet. Wenn man auch die Zahlenwerte der Tabelle nur als un- 
gefähre Angaben betrachten sollte, so zeichnen sich doch deut- 
liche Tendenzen ab. Zu erwähnen sind insbesondere die relativ 
hohen Anteile, die Auslegungsfehler und menschliches Fehlver- 
halten erreichen. Dies ist auch deshalb von Bedeutung, weil bei 
beiden Ursachen die Möglichkeit von Mehrfachfehlern aus gleicher 
Ursache besonders nahe liegt. 

Aus den genannten Gründen können aus der vorliegenden Erfassung 
besonderer Vorkommnisse keine präzisen quantitativen Aussagen 
abgeleitet werden. Für einzelne Ereignisse können relativ grobe 
Angaben gemacht werden. Mit einer Wahrscheinlichkeit von etwa 
10-'/a ist z.B. mit den folgenden Ereignissen zu rechnen: 

- Leckagen am Primär-, Speisewasser- und Frischdampf-System, 
die das Abfahren notwendig machen; 

- Ausfall einer Hauptkühlmittelpumpe: 
- unberechtigtes Zufahren von FD-Schiebern; 





- Ausfall des Hauptkühlwassersystems (ohne Netzstörungen); 
- unberechtigtes Öffnen von FD-Sicherheitsventilen; 
- Umleitstation öffnet nicht. 

Die Angabe 10-I /a ist als Größenordnung zu verstehen. Da der 
Unsicherheitsfaktor relativ groß ist, wird auf eine genauere 
quantitative Differenzierung verzichtet, obwohl Unterschiede 
zumindest im Vergleich der Ereignisse untereinander gemacht 
werden können. So ist etwa das Nichtöffnen der Umleitstation 
als seltener zu betrachten, als die angegebenen Leckagen. 

Auswertungen besonderer Vorkommnisse bezüglich der Zuverlässig- 
keit einzelner Komponenten erweisen sich praktisch nur für Not- 
stromdiesel als möglich. Es ergibt sich eine Wahrscheinlichkeit 
von etwa 2 X I O - ~ ,  daß ein Diesel bei Anforderung bzw. nach kur- 
zem Lauf versagt. Bei anderen Komponenten ist mit geringerer 
Vollständigkeit der Erfassung von Ausfällen zu rechnen, was zu 
einer Unterschätzung der Ausfallwahrscheinlichkeiten führt. Tat- 
sächlich ergeben sich bei der versuchsweisen Auswertung z.B. 
für Pumpen im Vergleich zu anderen Datenquellen signifikant ge- 
ringere Ausfallraten, die auf die mangelnde Vollständigkeit des 
statistischen Materials zurückgeführt werden müssen und daher 
nicht verwendet werden können. 

Insgesamt ergibt die Untersuchung besonderer Vorkommnisse, daß 
ihr Schwergewicht eindeutig bei qualitativen Aussagen liegt, 
wie sie im 4. Abschnitt dargestellt wurden. Quantitative Aussa- 
gen sind nur in beschränktem Umfang und mit relativ großer Un- 
sicherheit möglich. Es ist zu erwarten, daß diese Lücke zum 
Teil durch Auswertung von Betriebsaufschreibungen von Biblis 
geschlossen werden kann. 

7. Auswertuns von Betriebsaufschreibunsen aus Biblis 

Mit dem Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerk AG (RWE) wur- 
de vereinbart, Mitarbeitern der GRS Betriebsaufschreibungen des 
Betreibers für die Blöcke Biblis A und B zugänglich zu machen. 
Darüber hinaus haben wir die Möglichkeit, auf Anfrage zusätzli- 
che Auskünfte zu speziellen Fragen zu erhalten, ebenso besteht 
die Möglichkeit des Anlagenzuganges. Für die entgegenkommende 
und kooperative Haltung des RWE sei an dieser Stelle ausdrück- 
lich gedankt. 

Diese Auswertungen unterscheiden sich von den oben diskutierten 
dadurch, daß eine sehr vollständige Erfassung der im Betrieb 
aufgetretenen Ereignisse möglich ist und daß die Vorkommnisse 
detaillierter beschrieben werden können. 

Die Auswertungen sind derzeit in Biblis im Gange. Bearbeitet 
wurden im wesentlichen die folgenden Unterlagen: 

- Dokumentation der wiederkehrenden Prüfungen von Sicherheits- 
systemen, 

- Instandhaltungsaufträge für Sicherheitssysteme, 
- Störberichte. 



Bei Bedarf können zusätzliche Unterlagen hinzugezogen werden. 

Aus der Dokumentation der wiederkehrenden Prüfungen können Aus- 
sagen über Art und Häufigkeit aufgetretener Störungen an Kompo- 
nenten und ihre Auswirkung auf die Verfügbarkeit der Systeme 
gemacht werden. Soweit die Statistik ausreicht, können hier 
auch quantitative Angaben gewonnen werden. Qualitativ tragen 
diese Auswertungen auch zur Beurteilung der Frage bei, in wel- 
chem Ausmaß die in den Systemanalysen untersuchten Störungen 
durch die Prüfungen erfaßt werden können. 

Zum Teil dieselben Aussagen lassen sich aus den Instandhaltungs- 
aufträgen ableiten. Darüber hinaus geben sie jedoch ein voll- 
ständigeres Bild der Ursachen von Störungen sowie über Häufig- 
keit und Dauer von Wartungs- und Reparaturarbeiten. 

Die Storberichte sind nicht zu verwechseln mit den Meldungen 
besonderer Vorkommnisse, von denen oben die Rede war, obwohl 
sie sich zum Teil damit überschneiden. Es handelt sich um in- 
terne Protokolle über Ereignisse, die zur Störung der Energie- 
erzeugung geführt haben. Sie sind nicht auf sicherheitsbezogene 
Ereignisse beschränkt und haben einen höheren Detaillierungs- 
grad als die Meldungen besonderer Vorkommnisse. 

Sie eröffnen die Möglichkeit, Ereignisse zu identifizieren, die 
zu Anforderungen von Sicherheitssystemen führen. Soweit es die 
Statistik erlaubt, können dafür auch Wahrscheinlichkeiten abge- 
schätzt werden. Darüber hinaus erhält man Angaben über das Funk- 
tionieren von Betriebs- und Sicherheitssystemen sowie über die 
Reaktion des Betriebspersonals. 

Eine wesentliche Schwierigkeit dieser Arbeiten liegt in dem be- 
trächtlichen Aufwand, der zur Sichtung und Auswertung der um- 
fangreichen Unterlagen eingesetzt werden muß. Zur Illustration: 
Allein für die wiederkehrenden Prüfungen der von uns ausgewähl- 
ten Systeme liegen Ca. 13 000 Blatt Protokolle vor. Dieser Um- 
stand ist der Grund dafür, daß bisher auf den Versuch verzich- 
tet wurde, entsprechende Auswertungen auch für andere Anlagen 
vorzunehmen. Je nach dem Ergebnis der jetzt laufenden Aktivitä- 
ten wird später zu entscheiden sein, ob in einer späteren Phase 
der Studie Anstrengungen in diese Richtung unternommen werden 
sollen. 

Wie gesagt, sind die dargestellten Auswertungen noch in der Be- 
arbeitung. Erste Ergebnisse liegen für die Untersuchung der wie- 
derkehrenden Prüfungen vor. Als Beispiel für die Ergebnisse der 
Arbeiten sollen Auswertungen der vierwöchentlich durchgeführten 
Prüfungen des Not- und Nachkühlsystems TH von Biblis A vorge- 
stellt werden. Dabei werden die Aktionen geprüft, die auf fol- 
gende Signale erfolgen: 

- Notkühlvorbereitungssignal, 
- Flutsignal, 
- Sumpfsignal, 
- HD-Einspeisesignal, 
- ND-Einspeisesignal. 



Zur Prüfung des Notkühlvorbereitungssignals werden die Armatu- 
ren in die für die Notkühlung ungünstige Stellung gefahren. 

Es wurden die Protokolle von 105 Prüfungen gesichtet. Die beob- 
achteten Abweichungen vom normalen Prüfungsverlauf sind darauf- 
hin zu untersuchen, ob sie Auswirkungen auf die Sicherheitsfunk- 
tion der Systeme haben. Dies ist z.B. nicht der Fall, wenn Stö- 
rungen an Armaturen auftreten, die nur während der Prüfung ge- 
fahren werden, nicht jedoch bei Anforderung aus der Bereitschafts- 
stellung. Solche Vorkommnisse, die zu keiner Beeinträchtigung 
der Sicherheitsfunktion führen, sind gesondert auszuwerten im 
Hinblick auf die Zuverlässigkeit einzelner Komponenten. Als Bei- 
spiel für eine Störung, bei der die Sicherheitsfunktion beein- 
trächtigt ist, sei der Ausfall eines Verzögerungsbausteins auf- 
geführt, der dazu führte, daß das HD-Einspeisesignal für einen 
Strang blockiert wurde. 

Insgesamt wurden je 2 Fälle beobachtet, bei denen bei Anforde- 
rung mit dem Ausfall der HD- bzw. ND-Einspeisung eines Stranges 
gerechnet werden mußte. Vergleicht man das mit den Ergebnissen 
der Systemanalysen, die im Rahmen der Studie erstellt wurden, 
dann deckt sich die Beobachtung in bemerkenswerter Weise mit 
der Anzahl von Ausfällen, die theoretisch zu erwarten ist. Zu 
bemerken ist noch, daß drei der vier genannten Ausfälle während 
der ersten sechs Monate nach Aufnahme der Wiederholungsprüfun- 
gen auftraten. 

Weitere quantitative Ergebnisse können beim jetzigen Stand der 
Arbeiten noch nicht angegeben werden, jedoch lassen die bishe- 
rigen Erfahrungen relativ sichere quantitative Aussagen erwar- 
ten. 

8. Zusammenfassung 

Dieser Beitrag stellt einen Zwischenstand der Auswertung von 
Betriebserfahrungen für die deutsche Risikostudie dar. Durch 
die Zusammenstellung bereits vorliegender Auswertungen, beson- 
ders bezüglich amerikanischer Reaktoren, werden Erfahrungen ei- 
ner großen Zahl von Reaktorbetriebsjahren berücksichtigt. Für 
deutsche Reaktoren wurden zum einen die Vorkommnisse erfaßt, 
die ihren Niederschlag in Meldungen besonderer Vorkommnisse 
oder ähnlichen Unterlagen fanden. Hieraus werden in erster Li- 
nie qualitative Informationen Gber Ergebnisse gewonnen, die ent- 
weder Störfälle einleiten können oder Einfluß auf die Verfügbar- 
keit von Sicherheitssystemen habenc Soweit m5glich, werden auch 
quantitative Folgerungen abgeleitet. Darüber hinaus wird eine 
detaillierte Auswertung von Unterlagen für Biblis A und B vor- 
genommen. Die Arbeiten hierzu sind noch im Gange, eine geschlos- 
sene Darstellung der Ergebnisse wird in späteren Berichten im 
Rahmen der Risikostudie gegeben. 



9 .  L i t e r a t u r  

/ I  / R e a c t o r  S a f e t y  S tudy  

A n  A s s e s s m e n t  of A c c i d e n t  R i s k s  i n  U.S .  C o m r n e r c i a l  Nu- 
c lear  P o w e r  P l a n t s ,  A p p e n d i x  I V  

WASH-1400 (NUREG-75 /014)  , USNRC, O c t o b e r  1  9 7 5  

/ 2 /  T a y l o r ,  J . R . :  

A  S tudy  of A b n o r m a l  O c c u r r e n c e  2eports 

R i s ö - M - 1 8 3 7 ,  S e p t e m b e r  1 9 7 5  

/3 /  T a y l o r ,  J. R. : 

Common M o d e  and C o u p l e d  F a i l u r e  

R i s ö - M - 1 8 2 6 ,  O c t o b e r  1 9 7 5  

/ 4 /  T a y l o r ,  J . R . :  

D e s i g n  E r r o r s  i n  N u c l e a r  P o w e r  P l a n t  

R i s 5 - M - 1 7 4 2 ,  S e p t e m b e r  1 9 7 4  

/5 /  HTGR A c c i d e n t  I n i t i a t i o n  and P r o g r e s s i o n  A n a l y s i s  

S t a t u s  R e p o r t ,  V o l u m e  11, G e n e r a l  A t o m i c  - A  1 3 6 1 7 ,  
O c t o b e r  1  9 7 5  

/ 6 /  O a k  R i d g e  N a t i o n a l  L a b o r a t o r y :  

R e a c t o r  O p e r a t i n g  E x p e r i e n c e s  

ORNL/NSIC 1 7 ,  6 4 ,  1 0 3 ,  1 2 1  

/ 7 /  C r o o k s ,  J . L . ,  and G.S .  V i s s i n g :  

D i e s e l  G e n e r a t o r  O p e r a t i n g  E x p e r i e n c e  a t  N u c l e a r  P o w e r  
P l a n t s  

USAEC R e p o r t  0 0 E - E S - 0 0 2 ,  June  1 9 7 4  

/8/  USAEC A b n o r m a l  O c c u r r e n c e  R e p o r t s  

/ 9 /  D i e s e l u m f r a g e  1 9 7 2  

F a c h n o r m e n a u s s c h u ß  K e r n t e c h n i k ,  B e r l i n  

/ 1 0 /  A r n e s z ,  J . ,  und G. F r a n c o c c i :  

V a l i d a t i o n  of p r o b a b i l i s t i c  t r a n s i e n t  a n a l y s i s  by c o m -  
pa r i son  w i t h  h i s t o r i c a l  data of t h e  O b r i g h e i m  PWR 

3rd expe r t  m e e t i n g  on r e l i a b i l i t y ,  Ispra ,  . 2 1 . 1 0 . 3 9 7 6  



/11/ Meyer, F.: 

Inbetriebnahme und erste Betriebserfahrungen mit 
Biblis A 

atomwirtschaft 21 (1976), H. 9/10, S. 479/85 

/12/ Birkhofer, A., W. Hawickhorst und K. Köberlein: 

Betriebserfahrungen mit Kernkraftwerken in der Bundes- 
republik Deutschland 

atomwirtschaft 21 (1976), H. 5, S. 250/53 

/13/ Mazur, H., G. Philippi, A. Halmy und P. Sommer: 

Ergebnisse von wiederkehrenden Prüfungen in deutschen 
Kernkraftwerken 

Tagungsbericht, 1 1 .  IRS-Fachgespräch, 30./31. Oktober 
I975 (IRS-T-28) 

/14/ Fehndrich, W., und W. Kutsch: 

Verfugbarkeit deutscher Kernkraftwerke im internationa- 
len Vergleich 

Tagungsbericht, 1 1 .  IRS-Fachgespräch, 30./31. Oktober 
1975 (IRS-T-28) 

/15/ Technische Monatsberichte der Kernkraftwerke RWE-Bayern- 
werk Gundremmingen (KRB) , OBrigheim (KWO) und Lingen (KWL) 



DISKUSSION ZUM VORTRAG E. LINDAUER 

G. P r a n t 1 (EIR, Würenlingen) : 

Sie haben von zufälligen Komponentenfehlern gesprochen, und 
dies auch im Zusammenhang mit "common mode failures". Könnten 
Sie erläutern, was Sie unter zufälligen Fehlern verstehen und 
ein Beispiel nennen? 

E. L i n d a U e r (GRS): 

Von zufälligen Komponentenausfällen spricht man, wenn das Aus- 
fallverhalten einer Komponente nicht durch eine systematische 
Ausfallursache, z.B. falsche Auslegung, bestimmt wird. Ausfälle 
können dann auf verschiedene Ursachen zurückgehen, die Ausfall- 
zeitpunkte erscheinen statistisch verteilt. Ein solches Aus- 
fallverhalten kann durch eine konstante Ausfallrate beschrie- 
ben werden. 

Solche Zufallsausfälle können selbst wieder die gemeinsame Ur- 
sache für den Ausfall weiterer Komponenten sein und so einen 
"common mode failure" hervorrufen. Zum Beispiel kann der Aus- 
fall einer Umschalteinrichtung dazu führen, daß beim Ausfall 
einer Komponente dazu vorgesehene Redundanzen nicht aktiviert 
werden. 

G. W a t z e l  (RWE, Essen): 

Ergänzung zu Antwort auf Frage: 
Das erläuterte Beispiel: Ausfall einer Redundanz auf Anforde- 
rung und Ausfall der Umschaltung auf Reserveredundanz ist kein 
Fall eines "common mode failure", sondern das Zusammentreffen 
zweier unabhängiger Fehler an verschiedenen Bauteilen. 

E. L i n d a u e r  (GRS): 

Sie haben recht, daß das Beispiel in der Eile nicht gut gewählt 
wurde. Von einem "common mode failure" könnte man hier nur spre- 
chen, wenn mehrere Redundanzen durch dieselbe Umschalteinrich- 
tung zugeschaltet werden sollten. Ein besseres Beispiel ist der 
Bruch eines druckführenden Teiles, bei dem durch das austreten- 
de Medium weitere Komponenten beschädigt werden. 

A. B o r s t (KWU, Erlangen) : 

Da Auswertungen besonderer Vorkommnisse nur bei Notstromdieseln 
komponentenspezifische Zuverlässigkeitsangaben ermöglicht hät- 



ten, muß die Zahlenangabe 2. I O - ~  präzisiert werden. Ohne An- 
gabe eines Bezugswertes Jahr, Stunde oder Anforderung kann sie 
zu Fehlinterpretationen führen. Es muß lauten: 2 . 1 ~ - ~ / ~ n f o r d e -  
rung = Ausfallwahrscheinlichkeit für den Start. 

Hinsichtlich der Zuverlässigkeit beim Lauf ist aus vorhandener 
Literatur und Statistiken zu entnehmen: etwa 3 . 1om3/h entspre- 
chend einer MTBF von etwa 300 Stunden. 

Wesentlich für Zuverlässigkeitsbetrachtungen ist auch, daß die 
Mehrzahl der Fehler in der Peripherie des Dieselaggregates auf- 
tritt und im Mittel recht kurze Reparaturzeiten (unter 10 Stun- 
den) nachweisbar sind. 

E. L i n d a u e r  (GRS): 

Die Angabe 2 . I O - ~  bezieht sich auf die Anforderung, d. h. , sie 
stellt die Wahrscheinlichkeit dar, daß der Diesel bei Anforde- 
rung nicht startet oder nach kurzem Lauf ausfällt. 

B. R e  b e r  n i k  (ASTRÖ, Graz): 

Das Versagen der Notkühlpumpen scheint ein Beispiel zu sein, 
da8 die Erhöhung der Sicherheit einiger Komponenten die Sicher- 
heit einer anderen eventuell verschlechtert. Bei Verringerung 
der Bauhöhen des Reaktorgefäßes oder Verkürzung der Rohrleitun- 
gen z.B. leiden die Zulaufbedingungen von Pumpen, die dann 
zeitweise in Kavitation oder in unruhigen Betriebspunkten ar- 
beiten müssen. Würde man diesen Pumpen, die zwar sehr klein 
und billig sind, günstigere Einbauverhältnisse gewähren, was 
wahrscheinlich bauliche Mehrkosten im Reaktor bedingt, so könn- 
ten diese Komponenten vielleicht betriebssicherer gestaltet 
werden. Dies als Kommentar. 

Und nun eine Frage: Werden in Ihrer Studie verbesserungsfähige 
Komponenten (so sie während der Studie als solche erkannt wer- 
den) in ihrer verbesserten Betriebssicherheit berücksichtigt? 

E. L i n d a u e r  (GRS): 

Bei der Auswertung von Betriebserfahrungen ist man zwangsläufig 
auf die Systeme und Komponenten beschrankt, für die bereits Er- 
fahrungen vorliegen. Will man daraus Schlüsse für die Beurtei- 
lung von Systemen und Komponenten in der Risikostudie ziehen, 
dann ist im Einzelfall zu prüfen, inwieweit diese Erfahrungen 
übertragbar sind. Generell ist die Absicht, als Referenz für 
die Studie den technischen Stand zu verwenden, der in Biblis B 
realisiert ist. 



W. V i n C k (KEG, Brüssel) : 

In welchem Maße benützen Sie auch Zuverlässigkeitsdaten von 
Komponenten, beispielsweise die Daten, die verfügbar sind in 
Datenbanken, wie die USA Reliability Data Collections Systems? 
Ich meine, man kann solche Daten auch für die deutsche Risiko- 
studie benutzen. 

E. L i n d a u e r  (GRS): 

Wir benutzen für die Studie sämtliche uns zugänglichen Daten 
über Zuverlässigkeitskenngrößen, auch die von Ihnen genannten. 
In dem Vortrag wurde nur über die Auswertung von Betriebserfah- 
rungen deutscher Kernkraftwerke berichtet, nicht über das um- 
fassendere Thema der Zuverlässigkeitsdaten schlechthin. Sollte 
der Eindruck entstanden sein, daß die hier vorgetragenen Aus- 
wertungen die einzige Quelle für Zuverlässigkeitsdaten sind, 
die in der Studie verwendet werden, dann wäre das ein Mißver- 
ständnis . 

E. D r e s s 1 e r  (KWU:, Erlangen): 

Es tut mir leid, daß ich gezwungen bin, keine Frage zu stellen, 
sondern einen Kommentar abzugeben. Man darf jedoch die Behaup- 
tungen von Dr. Rebernik nicht unwidersprochen hinnehmen. 

Es würde zu weit führen, die Ursachen des Abreißens der Welle 
einer Nachkühlpumpe im Kernkraftwerk Biblis A im einzelnen zu 
diskutieren, jedoch waren die Ursachen derart, daß aus dem auf- 
getretenen Wellenbruch nicht auf den Ausfall einer Nachkühlpum- 
pe bei Kühlmittelverluststörfällen geschlossen werden kann. 
Außerdem muß ich die Behauptung mit Entschiedenheit zurückwei- 
sen, die Nachkühlpumpen würden bei Kühlmittelverluststörfällen 
zwangsläufig in Kavitation laufen. Dies ist - schlicht und 
klar - nicht der Fall. 

H. S C h n U r e r (BMI, Bonn): 

Herr Lindauer, Ihre Auswertungen beziehen sich auf das Kern- 
kraftwerk Biblis. Nun verläuft bekanntlich die Entwicklung der 
Kerntechnik nach wie vor dynamisch, d.h., daß neue Anlagen sich 
sicherheitstechnisch von der Anlage Biblis-B unterscheiden. 
Hierzu meine konkrete Frage: Ist es Ihnen möglich, eine Aussage 
zu machen, welcher Prozentsatz der Ergebnisse sich speziell auf 
die Auslegung der Anlage Biblis bezieht, also typspezifisch ist, 
bzw. welcher Prozentsatz auch auf andere vergleichbare Kern- 
kraftwerke übertragbar ist? 

Zusatzfrage: Ich gehe davon aus, daß beim Auftreten von Störun- 
gen und Störfällen Schlußfolgerungen gezogen und Verbesserungen 
vorgenommen werden, die eine Wiederholung derartiger Fälle oder 
ähnlicher Ereignisse möglichst ausschließen. Schließlich ist es 



auch die Aufgabe der atomrechtlichen Genehmigungs- und Auf- 
sichtsbehörden, dafür zu sorgen, daß erkannte Ursachen für die 
Auslösung von Störfällen auch bei allen übrigen, möglicherweise 
betroffenen Anlagen abgestellt werden. Kann man nach Ihren Un- 
tersuchungen davon ausgehen, daß die Fehler- und Störfallursa- 
chen nach und nach aus der praktischen Erfahrung heraus abge- 
baut werden und damit die Fehler- bzw. Störfallrate (-wahr- 
scheinlichkeit) laufend reduziert wird? 

E. L i n d a u e r  (GRS): 

Wir haben für unsere Auswertungen nicht nur Biblis B herangezo- 
gen, sondern die verfügbaren Informationen für sämtliche deut- 
schen Kernkraftwerke, um eine möglichst breite Basis an Mate- 
rial zu haben. Speziell auf Biblis B bezieht sich nur ein Teil 
der Erfahrungen. Die Frage der Übertragbarkeit läßt sich m.E. 
so generell nicht beantworten, sie ist jeweils im Einzelfall 
zu prüfen. Da man es mit komplexen technischen Einrichtungen 
zu tun hat, heißt die Frage oft auch nicht, ob sich eine spe- 
zielle Beobachtung auf eine andere Anlage übertragen läßt, son- 
dern wieweit sie sich übertragen läßt, bzw. welche Teilaspekte 
für die andere Anlage relevant sein können. 

Die Maßnahmen, die auf Grund detaillierter Untersuchungen auf- 
getretener Störungen ergriffen werden, führen zweifellos dazu, 
daß Fehler- und Störfallursachen beseitigt werden. Die verfüg- 
baren Erfahrungen reichen jedoch nicht aus, den Niederschlag 
dieser einzelnen Maßnahmen im globalen Verhalten der Anlagen 
statistisch nachzuweisen. Bereits die Definition einer Meßgröße, 
an der ein Trend abzulesen wäre, dürfte wegen der Unterschied- 
lichkeit der zu betrachtenden Ereignisse außerordentlich schwie- 
rig sein. Insgesamt dürfte es wohl zu optimistisch sein, zu er- 
warten, daß sich eine allgemeine Verbesserung eines ohnehin ho- 
hen Standes der Technik über einige Jahre statistisch gesichert 
nachweisen läßt. 

A. B o r s t (KWU, Erlangen) : 

Neben der Dieselanlage gibt es noch andere Komponenten, über 
welche einigermaßen gesicherte Zuverlässigkeitswerte vorliegen. 
Dies gilt z.B. für das breite und wichtige Gebiet elektroni- 
scher Systeme, insbesondere des Reaktorschutzsystems. Hierüber 
liegen mehrere Veröffentlichungen vor und wurde u.a. auch bei 
einem der letzten IRS-Fachgespräche berichtet. 

E. L i n d a u e r  (GRS): 

Ich habe schon zur Frage von Herrn Vinck bemerkt, daß dieser 
Vortrag nicht die Frage der Zuverlässigkeitsdaten insgesamt ab- 
decken sollte. Der angesprochene Beitrag beim 1 1 .  IRS-Fachge- 
spräch ist in der schriftlichen Fassung des Vortrags zitiert. 



DAS UNFALLFOLGENMODELL DER DEUTSCHEN RISIKOSTUDIE 

Dr.-Ing. W. Hübschmann, Dr.-Ing. A. Bayer, Dr.rer.nat. F. Horsch, 
M. Schückler und S. Vogt (GfK, Karlsruhe) 

Kurzfassung 

Das Unfallfolgenmodell beschreibt im wesentlichen 

- die Ausbreitung der aus einem Kernreaktor freigesetzten ra- 
dioaktiven Schadstoffe in der Atmosphäre sowie ihre Ablage- 
rung auf dem Boden, 

- die dadurch hervorgerufene Strahlenexposition und die ge- 
sundheitlichen Schäden der betroffenen Personen; es berech- 
net 

- die Zahl der von akuten oder späten Schäden betroffenen Per- 
sonen unter Berücksichtigung eventueller GegenmaSnahmen, wie 
Räumung oder Evakuierung, und 

- das Gesamtrisiko der verschiedenen Unfalltypen für die Be- 
völkerung. 

Das Modell, seine Parameter und Annahmen werden beschrieben. 
FGr den Fall des späten t'berdruckversagens, der im Übersichts- 
vortrag (Heuser, Kotthof f) diskutiert wurde, wird anhand typi- 
scher Wetterabläufe die Verteilung der Knochenmarkdosis gezeigt. 
Die Verteilungsfunktion der Wahrscheinlichkeit für akute Morta- 
lität, für späte Krebsinzidenz und fur genetische Schäden wer- 
den für eine charakteristische Bevölkerungsverteilung ermittelt. 
Mit diesen Untersuchungen werden Ergebnisse des Unfallfolgenmo- 
dells exemplarisch dargestellt. Sie ermöglichen unter anderem 
eine Identifizierung von Problemen, die - eventuell auch in der 
zweiten Phase der Studie - einer genaueren Untersuchung bedür- 
fen. 

Abstract 

The accident consequence model essentially describes 

- the diffusion in the atmosphere and deposition on the soil 
of radioactive material released from the reactor into the 
atmosphere, 

- the irradiation exposure and health consequences of persons 
affected. It is used to calculate 

- the number of persons suffering from acute or late damage, 
taking into account possible counteractions such as reloca- 
tion or evacuation, and 

- the total risk to the population from the various types of 
accident . 



The model, t h e  under ly ing  parameters  and assumptions a r e  des-  
c r ibed .  The bone marrow dose d i s t r i b u t i o n  i s  shown f o r  t h e  c a s e  
of l a t e  ove rp re s su re  containment f a i l u r e ,  which i s  d i scussed  i n  
t h e  paper of Heuser/Kotthoff ,  combined wi th  f o u r  t y p i c a l  weath- 
e r  cond i t i ons .  The p r o b a b i l i t y  d i s t r i b u t i o n  f u n c t i o n s  f o r  a c u t e  
m o r t a l i t y ,  l a t e  inc idence  of Cancer and g e n e t i c  damage a r e  e v a l -  
ua ted ,  assuming a  c h a r a c t e r i s t i c  popula t ion  d i s t r i b u t i o n .  The 
aim of t h e s e  c a l c u l a t i o n s  i s  f i r s t  t h e  p r e s e n t a t i o n  of some 
r e s u l t s  of t h e  consequence model a s  an example, i n  second t h e  
i d e n t i f i c a t i o n  of problems, which need p o s s i b l y  i n  a  second 
phase of t h e  s tudy  t o  be eva lua t ed  i n  more d e t a i l .  

Bei nuklearen Unfäl len können Unfa l l fo lgen  bzw. yschäden sowohl 
i nne rha lb  a l s  auch außerha lb  de r  Anlage a u f t r e t e n .  Umfangreiche 
Sicherhei tsvorkehrungen sorgen d a f ü r ,  da3 Unfa l l fo lgen  m i t  s eh r  
hoher Wahrsche in l ichke i t  auf d i e  Anlage s e l b s t  beschränkt  b l e i -  
ben. Nur dann, wenn nach einem u n t e r s t e l l t e n  Versagen von S i -  
cherhe i t s sys temen großere  Aktivitätsmengen i n  d i e  Umgebung f r e i -  
g e s e t z t  würden, könnten Schäden nennenswerten Umfangs auch au- 
Rerhalb de r  Anlage a u f t r e t e n .  E s  i s t  i n  d e r  Terminologie d e r  
Unfa l lana lyse  ü b l i c h  geworden, u n t e r  Unfa l l fo lgen  nur d i e j e n i -  
gen auße rha lb  d e r  Anlage zu ve r s t ehen ,  und nur  d i e s e  werden vom 
Unfal l folgenmodel l  berechne t .  Dabei wird n i c h t  ubersehen,  daß 
zu einem Gesamtbild d e r  Unfa l l fo lgen  i m  a l lgemeinen Sinne auch 
d i e j e n i g e n  i n n e r h a l b  d e r  Anlage zu zählen s ind .  

Externe Unfa l l fo lgen  werden schon s e i t  langem berechne t ,  und 
zwar genauer s e i t  dem Windscale-Unfall  1957, b e i  dem vor  a l lem 
Jod-3 33 f r e i g e s e t z t  wurde. Obwohl d i e s e  F re i se t zung  zu keinen 
gesundhe i t l i chen  Schäden i n  d e r  Bevölkerung f ü h r t e ,  benu tz t e  
Parmer i n  s e i n e r  A r b e i t  / I /  wegen d e r  i m  P r i n z i p  moglichen ge- 
sundhe i t l i chen  Schäden durch J o d i n h a l a t i o n  d i e s e s  I s o t o p  a l s  
Maß f ü r  d i e  Unfa l l fo lgen .  Die J o d i n h a l a t i o n  konnte deswegen 
e i n e  s o  große Bedeutung e r l angen ,  we i l  d i e  Ausbreitung d e r  Ak- 
t i v i t ä t  i n  e i n e r  k a l t e n  Abluf t fahne - ohne thermischen Auf- 
t r i e b  - angenommen wurde. Eine so l che  " k a l t e "  P-bluftfahne b l e i b t  
i n  Bodennähe. I n  /2/  wurde d e r  reduz ie rende  E in f luß  d e r  g l e i c h -  
z e i t i g  f r e i g e s e t z t e n  thermischen Energie  auf d i e  Unfa l l fo lgen ,  
i m  heconderen auf d i e  Inha l a t i onsdosen ,  g e z e i g t .  

Spä t e r  wurden auch andere  Organdosen i n  d i e  Unfa l lana lyse  e i n -  
bezogen; abe r  e i n e  v o l l s t ä n d i g e  Analyse a l l e r  denkbaren Unfa l l -  
fo lgen  wurde e r s t  i n  d e r  "Reactor S a f e t y  Study" WASH-3400 [ 3 /  
unternommen. I n  d e r  Ta t  s t e l l t  d i e s e  S t u d i e  d i e  b i s h e r  v o l l -  
s t ä n d i g s t e  d e r a r t i g e  Analyse da r .  S i e  d i e n t  daher  auch dem h i e r  
v o r g e s t e l l t e n  Unfal l folgenmodel l  a l s  Maßstab, an dem d i e  Ergeb- 
n i s s e  g e p r ü f t  werden. 



2. Konze~t des Unfallfolaenmodells 

Das Unfallfolgenmodell ist das letzte Glied in der Kette von 
Modellen der Deutschen Risiko-Studie (DRS) . Es berechnet die 
nach dem Eintritt großer Unfälle möglicherweise auftretenden 
gesundheitlichen Schäden. Die Abschätzung von Sachschäden, wie 
sie in der amerikanischen Reaktorsicherheitsstudie / 3 /  durch- 
geführt wurde, ist in der ersten Fassung der deutschen Studie 
nicht vorgesehen. 

Das Unfallfolgenmodell übernimmt als Eingangsdaten die von den 
vorangegangenen Preisetzungsrechnungen ermittelten Unfallpara- 
meter (Bild 1)  . Das sind für jeden Unfalltyp: 
- freigesetzte Aktivitätsmenge (nach 54 Radionukliden aufge- 

schlüsselt) , 
- freigesetzte Wärmemenge (spürbare und latente Wärme), 
- Höhe der Freisetzung über Grund, 
- zeitlicher Verlauf der Freisetzung und 
- Eintrittswahrscheinlichkeit des Unfalltyps. 

Es werden zunächst deterministische Rechnungen durchgeführt. Im 
meteorologischen Modell werden die Aktivitätskonzentrationen in 
der Atmosphäre sowie die Bodenkontamination durch Ablagerung 
berechnet. Irn Dosismodell werden mit Hilfe der Dosisfaktoren 
die Ganzkörper- und Organdosen an konkreten Orten errechnet. 
Das Schadensmodell stellt dle Beziehung zwischen der Dosis und 
dem daraus resultierenden gesundheitlichen Schaden (akuter oder 
Spätschaden) her. 

Zur Ermittlung der Gesamtzahl der Schäden wird dem Schadensra- 
ster die ortsabhängige Be~ölkerungsverteilung um den Standort 
unterlegt, wobei deren zeitliche Veränderung In einem Evakuie- 
rungsmodell berücksichtigt wird. 

Parallel zu diesen deterministischen werden probabilistische 
Rechnungen durchgefuhrt. Aus den Freisetzungsrechnunyen liegen 
die Eintrittswahrscheinlichkelten der Unfalltypen vor. Den ein- 
zelnen Wetterabläufen kann man eine Häufigkeit zuordnen, die 
gleich ihrem Anteil an allen betrachteten Wetterabläufen ist. 
Das Produkt aus Unfallelntrittswahrscheinlichkeit und relati- 
ver Wetterablaufhäufigkeit ergibt dann die Wahrscheinlichkeit, 
daß der deterministisch errechnete Schaden eintritt. 

Ordnet man alle so berechneten Schäden nach ihrer Schwere und 
trägt darüber ihre Eintrittswahrscheinlichkeit auf -- wobei in 
Fällen, bei denen mehrere Unfall-Wetter-Kombinationen den glei- 
chen Schaden zur Folge haben, die entsprechenden Eintrittswahr- 
scheinlichkeiten summiert werden -*, so erhält man die Schadens- 
wahrscheinlichkeitsdichte. Durch Integration der Dichtefunktion 
von großen zu kleinen Schäden hin erhält man die komplementäre 
Schadenswahrscheinlichkeitsverteilung (Verteilungsfunktion) . 
Der Funktionswert der Verteilung gibt für jede Schadensart an, 
mit welcher Wahrscheinlichkeit dieser Schaden oder ein größerer 
eintritt. Diese Darstellungsform wurde auch in ( 3 (  angewendet 
und zum Risikovergleich herangezogen. 
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3. Ausbreitungsmodell 

Das meteorologische Modell der Schadstoffausbreitung in der At- 
mosphäre (Basisprogramm UFO-BAS) berücksichtigt die in Tabelle 1 
aufgelisteten Effekte. 

Tab. 3 :  Im Ausbreitungsmodell UFO-.BAS berücksichtigte Effekte 

' 

In einem Nahbereich bis zu einigen Kilometern Entfernung von 
einem Leistungsreaktor der 1000-MWe-Klasse können potentiell 
Strahlendosen im Bereich der Letaldosen (> 200 rem) auftreten. 
In diesem Bereich ist eine genaue Berechnung der Dosen unter 
Berücksichtigung der Windrichtungsdrehungen und der örtlichen 
Bevölkerungsverteilung wichtig. andererseits kann die Ausbrei-. 
tung in diesem Bereich während eines Zeitschrittes (3 Stunde) 
quasi-stationär angenommen werden. In einer späteren Phase der 
Studie wird daher ein Nahbereichsmodell in das Unfallfolgenmo- 
dell eingefügt werden. 

1. Freisetzung über Kamin oder unmittelbar aus dem Sicher- 
heitsbehälter, 

2. Leewirbel des Sicherheitsbehälters, 

3. Aufstieg der Abluftfahne durch freigesetzte thermische 
Energie, 

4. radioaktiver Zerfall vom Abschalten des Reaktors bis zur 
Ankunft am Aufpunkt, 

5. Ausbreitung der Abluftfahne entsprechend gemessener Aus- 
breitungsparameter, 

6. Reflexion der Abluftfahne am Erdboden und gegebenenfalls 
an einer Inversionsschicht, 

7. Einfluß der Bodenrauhigkeit, 

8. trockene Ablagerung (Fall-out) , 
9. Auswaschung durch Niederschlag (Wash-out), 

10. durch 8. und 9. bedingte Abmagerung der Abluftfahne. 

In größerer Entfernung hat die Aktivität sich so weit verteilt, 
daß die entstehenden Körperdosen nurmehr die sogenannten Spät- 
schäden hervorrufen können. Wichtig ist dabei, daß die Änderun- 
gen der Ausbreitungsbedingungen während des Transportvorgangs 
berücksichtigt werden; denn die Transportzelten liegen fast 
durchweg lliber einem Tag. 

Da der Eintritt eines Störfalls ein probabilistisches Ereignis 
darstellt, muß eine Vielzahl von Wetterabläufen betrachtet wer- 
den. Unter Wetterablauf wird der zeitliche Verlauf der Ausbrei- 
tungsbedingungen während des Ausbreitungsvorgangs verstanden. 
Diese Ausbreitungsbedingungen werden im wesentlichen durch die 
Windrichtung und ~geschwindigkeit, durch den Turbulenzzustand 
der Atmosphäre und gegebenenfalls die Niederschlagsmenge be- 
stimmt. 



Würden nur wenige Wetterabläufe bei den Berechnungen berücksich- 
tigt, so bestünde die Gefahr, daß gerade solche Wetterabläufe 
nicht erfaßt werden, die zu akuten gesundheitlichen Schäden füh- 
ren. Alle Wetterabläufe innerhalb eines Jahres zu berücksichti- 
gen, erfordert dagegen zu lange Rechenzeiten und zu viel Spei- 
cherplatz. Daher wird aus der Vielzahl aller Wetterabläufe eine 
bestimmte Anzahl ausgewählt. Diese Auswahl wird so getroffen, 
daß die statistische Repräsentanz der Ergebnisse gesichert ist. 
Für das Fernbereichsmodell wurde eine Anzahl von 115 Wetterab- 
läufen ausgewählt (Emissionsbeginn alle 73 Stunden). In dieser 
Anzahl sind alle Tages- und Jahreszeiten gleichmäßig vertreten. 

4. Dosis und Dosiswirkunq 

Folgende Belastungspfade werden bei der Berechnung der Körper- 
dosen an den einzelnen Aufpunkten berücksichtigt (Bild 2): 

- externe y-Strahlung aus der vorüberziehenden Abluft, 
- externe y-Strahlung der am Boden abgelagerten Aktivität, 
- Inhalation der vorüberziehenden Abluft sowie der resuspen- 

dierten Aktivität, 
- nur für Spätschäden: Ingestion kontaminierter Nahrungsmittel. 

Die sogenannten Dosisfaktoren verknüpfen die Aktivitätskonzen- 
tration der Atmosphäre bzw. die Aktivitätsbelegung des Bodens 
mit der dadurch induzierten Körper-. oder Teilkörperdosis. Bild 2 
zeigt die Körperbereiche, deren DOS-ls ermittelt wird, in ge- 
raffter Form. Die schraffierten Flächen geben an, welcher ge- 
sundheitliche Schaden durch diese Dosis bewirkt werden kann. 
(Akute Strahlenkrankheit wird zunächst nicht berqcksichtigt.) 

Die Dosisfaktoren werden zunächst (3/ entnommen, um die Ver-. 
gleichbarkeit mit der amerikanischen Studie zu gewährleisten. 
Die Integrationszeiten der Dosen sind für die einzelnen Schq- 
densarten unterschiedlich. Die Integrationszeiträume fUr akute 
Schäden sind in Tabelle 2 zusammengestellt. Bei der Ermittlung 
der Spätschäden wird die über 50 Jahre integrierte Folgedosis 
zugrunde gelegt. 

Bei der Berechnung der Gamma-Dosis durch Bodenstrahlung wird 
folgendermaßen verfahren: Bis 7 d nach der Kontamination wer- 
den alle 54 Nuklide berücksichtigt, danach nur noch aerosolför- 
mig freigesetzte y-Strahler mit Halbwertszeiten über 7 Tagen. 
Die Abschirmung durch Bbdenunebenheiten wird, ebenso wie in /3/, 
durch den Faktor 1/3 be~ücksichtigt. 

Die Dosis-Wirkungsbeziehung verknüpft die Körperdosis mit dem 
gesuchten gesundheitlichen Schaden. Bild 3 zeigt die Wahrschein- 
lichkeit für akuten Strahlentod, abhängig' von der Knochenrnark- 
dosis (Kurve A = Minimalljehandlung, B = klinische Behandlung, 
C = Knochenmarktransplantation). In /3[ wurde die Kurve B ver- 
wendet; in der DRS wird nach einem Vorschlag von K.R. Trott, 
Gesellschaft für Strahlenforschung (GSP), die mit GSF bezeich- 
nete Kurve zugrunde gelegt. 



Bild 2: Gliederung der Dosisberechnung 
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Bild 3: Wahrscheinlichkeit für akuten Strahlentod 

FV (final version) aus VJASH-1400, bezogen auf Knochenmarkdosis 
GSF von der Gesellschaft für Strahlenforschung empfohlen 



Bild 4 zeigt die Bewertung der Körperdosen hinsichtlich soma- 
tischer Spätschäden nach /3/. 

Bild 4: Risikofaktoren somatischer Spätschäden in WASH-1400, 
FV und in der DRS 

Die obere Gerade ("upper bound estimate") entspricht der line- 
aren Extrapolation des Krebsrisikos bis Null. Die mit "central 
estimate" bezeichneten Geraden wurden in /3/ und werden in der 
DRS verwendet, d.h., bei niedrigen Dosen und Dosisraten wird 
ein reduziertes Krebsrisiko erwartet. Die mit "lower bound es- 
timate" bezeichnete Gerade setzt eine Dosisschwelle für die 
Krebsentstehung voraus. Sie wird jedoch weder in (3( noch in 
der DRS verwendet. 

5. Bevölkerungsverte'l'l'un'g 'u'n'd 'Geg'e'nrna'ßn'a'hmen 

Die ortsabhängige Bevölkerungsvertellung um den Standort des 
Reaktors wird benötigt, um aus den ortsabhängig berechneten In- 
dividualschäden die Bevölkerungsschäden zu ermitteln. Die Be- 



völkerungsverteilung muß in der gewählten Ortsrasterung vorlie- 
gen, d.h. aufgeteilt in 18 Kreisringe und 36 Sektoren, so daß 
sich 648 Kreisringsektoren ergeben1 ) . 
Bei der Einsortierung der Bevölkerungsanzahl in die Kreisring- 
sektoren wurde folgendermaßen verfahren: 

- Gemeinden: Die Bevölkerung wird auf einer Fläche, welche 
symmetrisch um den Mittelpunkt der Gemeinde liegt und 20 % 
der Gemeindefläche umfaßt (Mittelwert der bebauten Fläche 
in der Bundesrepublik Deutschland: 9,9 % ) ,  homogen verteilt. 
Diese Fläche wird von den Grenzen der Kreisringsektoren, 
siehe oben, zerschnitten. Die Bevölkerung der Gemeinde wird 
entsprechend der Größe dieser Abschnitte auf die Sektoren 
verteilt. Diese Verteilung wird bis 20 km abstand vom Stand- 
ort vorgenommen. 

- Landkreis: Ab 20 km Abstand wird die Bevölkerung nicht mehr 
auf die jeweilige Gemeindefläche, sondern auf die gesamte 
Landkreisfläche verteilt. 

- In Entfernungen über 125 km wird die mittlere Bevölkerungs- 
dichte von 250 ~inwohnern(km~ (Mittelwert für Mitteleuropa) 
eingesetzt. 

Das Evakuierungsmodell wurde zunächst absprachegemäß aus /3/ 
übernommen. Die Bevalkerung wird innerhalb eines 60°-~ektors 
bis zu 40 km Entfernung vom Reaktor evakuiert. Es wird dabei 
angenommen, da6 die Menschen sich so lange radial vom Reaktor 
fortbewegen, bis sie entweder von der Wolke eingeholt werden 
oder eine Entfernung von 40 km vom Reaktor erreicht haben. 30 % 
der Bevölkerung verbleiben jedoch trotz Evakuierung am Ort. 
Dieser Bevölkerungsteil wird erst von einer eventuell notwen- 
digen Umsiedlung erfaßt. 

In /3/ sind neben einer Eyakuierung folgende weiteren Gegenmaß- 
nahmen vorgesehen (Tabelle 3) : 

- Umsiedlung, falls die Ortsdosisleistung der Bodenstrahlung 
einen Schwellenwert übersteigt. Die Schwelle ist bei' 30 rem( 
30 a festgelegt. Die Umsiedlung erfaßt alle Personen dieses 
Gebiets. 

- Verwerfen von Milch. 

- Verwerfen auch anderer landwirtschaftlicher Produkte. 

- Dekontamination. 

Diese Maßnahmen wurden vorläufig in das deutsche Modell tiber-. 
nommen. Sie sollen später gegebenenfalls durch Annahmen ersetzt 
werden, die den deutschen Verhältnissen besser angepaßt sind. 

l )  Aus 115 Wetterabläufen und 36 mit unterschiedlicher Beyölke- 
rungsverteilung verknüpften Ausbreitungsrichtungen ergibt 
sich ein Wertekollektiv von 4 140 Fällen. 



T a b .  3 :  

'Gegenmaßnahme 

Evakuierung 

S o f o r t i g e  Um- 
s i e d l u n g  

Dekontamina- 
t i o n  

Umsiedlung 

Verwerfen von 
Milch 

Verwerfen 
l andwi r t -  
s c h a f t l i c h e r  
Produkte  

;+,. 

G e g e n m a ß n a h m e n  nach 

Kr i t e r ium 

Ortspunkt  l i e g t  i n n e r h a l b  
e i n e s  60°-Sektors u n t e r  
d e r  Ab lu f t f ahne ,  r s 4 0  km 

Ganzkörperdos is  du rch  Bo- 
dens t r ah lung  i n n e r h a l b  
d e r  e r s t e n  7 Tage über-  
s t e i g t  200 rern 

Ganzkörperdosis  durch  Bo- 
dens t r ah lung  i n n e r h a l b  
d e r  e r s t e n  30 J a h r e  über-  
s t e i g t  10  rem 

Ganzkörperdos is  du rch  Bo- 
dens t r ah lung  i n n e r h a l b  
d e r  e r s t e n  30 J a h r e  über-  
s t e i g t  nach d e r  Dekonta- 
minat ion  10 rem 

- Knochenmarkdosis du rch  
Aufnahme von S t ron t ium 

. ü b e r s t e i g t  i m  1. J a h r  
3 , 3  rern 

o d e r  

- Ganzkörperdosis  d u r c h  
Aufnahme von Cäsium 
ü b e r s t e i g t  3 , 3  rern 

o d e r  

- Sch i ldd rüsendos i s  du rch  
Jod ü b e r s t e i g t  10  rern 

- Knochenmarkdosis du rch  
Aufnahme von S t ron t ium 
ü b e r s t e i g t  i m  3 .  J a h r  
2  rem 

o d e r  

- Ganzkörperdos is  du rch  ' 

Aufnahme von Cäsium 
ü b e r s t e i g t  2  rem 

4 

Maßnahme gegen 

S t r ah lung  a u s  d e r  
Wolke und Inha l a -  
t i o n  

S t r ah lung  vom Bo- 
den bezüg l i ch  aku- 
t e r  Schäden 

S t r ah lung  vom Bo- 
den bezüg l i ch  Spät-  
schäden 

S t r ah lung  vom Bo- 
den bezüg l i ch  Spät -  
schäden 

. :*53 ..-: + .+ ,:: .*, 

I n g e s t i o n  

I n g e s t i o n  

. -. 

Auswirkungen auf Dosisberechnung 

S t r a h l e n e x p o s i t i o n  d e r  Wohnbe- 
völkerung e r f o l g t  b e i  r t ( r '  - r ) ,  
I n t e g r a t i o n  d e r  Bodens t rahlung 
wird  von d e r  5. Stunde b i s  zum 
7. Tag unterbrochen 

I n t e g r a t i o n  d e r  Bodenstrahlung 
wird  unterbrochen vom 2 .  b i s  7 .  
Tag 

Die Kontamination wird  auf  den 
z u l ä s s i g e n  Wert r e d u z i e r t ,  maxi- 
mal jedoch um den Fak to r  20 

I n t e g r a t i o n  d e r  Bodens t rahlung 
wird  un te rb rochen  vom 8 .  Tag b i s  
zum Ze i tpunk t  tR, an dem d i e  Do- 
s i s l e i s t u n g  s o  w e i t  abgesunken 
i s t ,  daß i n  den nächs t en  30 Jah-  
r e n  d i e ,Ganzkörpe rdos i s  

.Y -. - 

I n g e s t i o n  über  Mi l ch  wird  n i c h t  
b e r ü c k s i c h t i g t  

I n g e s t i o n  über  l a n d w i r t s c h a f t -  
l i c h e  Produkte wird  n i c h t  be- 
r ü c k s i c h t i g t  



6. Analyse der Folgen eines Unfalls an einem deutschen Druck- 
wasserreakt'or' 

Die Vorgehensweise des Modells und die Art der Ergebnisse sol- 
len im folgenden für -einen typischen Unfall bei ausgewählten 
Wetterabläufen und für eine charakteristische Bevölkerungsver- 
teilung exemplarisch dargestellt werden. 

6.1 Charakteristik des Unfalls 
------------------------*- 

Zugrunde gelegt wird der im Übersichtsvortrag (Heuser, Kotthoff) 
näher diskutierte Kühlmittelverlustst3rfall, der nach einem Aus- 
fall der Notkühlsysteme zum Kernschmelzen und schließlich nach 
30 Stunden zum Überdruckversagen des Sicherheitsbehälters führt 
(spätes Überdruckversagen). Bis zum Versagen des Behälters wird 
eine Leckrate von 2,5 Vol. -%/d ( 1  0f acher Auslegungswert) zu- 
grunde gelegt. 

In Bild 5 ist der kumulative Anteil des Kerninventars, 'der in 
die Atmosphäre freigesetzt wird, in Abhängigkeit von der Zeit 
dargestellt. Die Daten wurden von der GRS bereitgestellt. 

Da die Freisetzung sich über mehr als 30 Stunden erstreckt und 
Änderungen der Freisetzungs-rate innerhalb von Plinuten auftreten, 
können diese Daten nicht in dieser Form für UFO-BAS verwendet 
werden. Das Ausbreitungsmodell In UFO-ElAS geht von stündlichen 
Werten der Windgeschwindigkeit und der Ausbreitungskategorie 
aus. Der Freisetzungsverlauf wurde daher nach Absprache mit der 
GXS in die folgenden drei Phasen eingeteilt: 

Phase 1: 0 - 74 min, Freisetzung in der 1. Stunde 
Phase 2: 74 min -. 30 h, Freisetzung in der 2. Stunde 
Phase 3: 30 - 100 h, Freisetzung in der 30. Stunde 

Mit der Spaltproduktfreisetzung in der 3. Phase ist eine Wärme- 
freisetzung von 1,85 - 1 o7 cal/s verbunden. Die dadurch yerur- 
sachte thermische Überhöhung beträgt z.B. bei einer Windge- 
schwindigkeit von 7 m/s und neutraler Ausbreitungskategorie 
105 m. 

6.2 Dosisverteilunq bei ausgewählten Wetterab1äufe.g. 

Zur Darstellung der Ergebnisse werden vier Wetterabläufe aus- 
geprägten Eigencharakters ausgewählt (Tabelle 4). Es wird exem- 
plarisch die Kurzzeit-Knochenmarkdosis eines Erwachsenen, der 
sich unter der Ausbreitungsachse aufhält, dargestellt (Bild 6). 
Die Dosisgrenze von 200 rem für akuten Strahlentod wird nur bei 
dem Wetterablauf Nr. 4 überschritten. Die Gesamtdosis dieses 
Wetterablaufs wird daher aufgeschlüsselt nach den drei Bela- 
stungspf aden (Bild 7) : 

- Direktstrahlung aus der radioaktiven Wolke D 
(Abschirmf aktor 0,3 3 ) , Wolke 
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22 Uhr 

10 Uhr 

Emissionsbeginn 

1 Uhr 

12 Uhr 

Tab. 4: Ausgewählte Wetterabläufe 

Windgeschwindigkeit 
in 60 rn Höhe 

6 - 7 m/s 

1,5 - 2,4 m/s 
später auf 6,5 m/s 
zunehmend 

von 3,l auf 0,6 m/s 
abnehmend, dann auf 
4,2 m/s zunehmend 

6 - 8 m/s 

Nr. 

1 

2 

3 

4 

. Charakter 

starker Westwind 

sommerliche Hoch- 
drucklage, nach 
16 h Niederschlag 

nächtlicher klarer 
Himmel 

mehrstündiger Re- 
gen (10 - 14 h, 
gesamt 6,25 mm) 

Ausbreitungs- 
kategorie 

D, neutral 

B, labil 

F, stabil 

D, Regen 



Bild 6: Kurzzeit-Knochenmarkdosic unter der Abluft- 
fahnenachse 
Unfall "Spätes Überdruckversagen" 
Wetterablauf 1 - 4 



Bild 7: Kurzzeit-Knochenmarkdosis unter der Abluft- 
fahnenachse 
Unfall "Spätes Cberdruckversagen" 
Wetterablauf 4 



- Inhalation radioaktiver Stoffe, DInhal., 

- y-Strahlung der am Boden abgelagerten Stoffe über 24 h, 

D~oden (Abschirmfaktor 0,33). 

Die Kurzzeit-Inhalationsdosis DInhal. beinhaltet die in den 
ersten 7 Tagen absorbierte Dosis sowie die Hälfte der vom 8. 
bis 30. Tage absorbierten Dosis. 

Neben den Knochenmarkdosen der oben erwähnten drei Belastungs- 
pfade ist die gesamte Kurzzeit-Knochenmarkdosis D - 

- D~nhal. 
+ DBoden + D~olke eingetragen. Dges, wird zum ~be%?&~enden 
Teil durch die durch Regen ausgewaschene und am Boden abgela- 
gerte Aktivität bestimmt. 

6.3 Gesundheitliche Schäden, 

Die Berechnung der gesundheitlichen Schäden wurde in der oben 
beschriebenen Weise für eine charakteristische Bevölkerungs- 
verteilung durchgeführt. Die Ergebnisse sind in Form von Ver- 
teilungsf unktionen in Bild- 8 und' 9 für die Schadensarten aku- 
ter Tod, Tod durch ~rebs und. genetische Schäden dargestellt. 

Es ist jeweils die Wahrscheinlichkeit p über der Schadensgrenze 
aufgetragen. Die Wahrscheinlichkeit p ist das Produkt aus der 
- noch nicht bekannten -. Wahrscheinlichkeit pf für die Aktivi- 

L 

tätsfreisetzung und der Wahrscheinlichkeit pm der meteorologi- 
schen Matrix (Kombination eines Wetterablaufs mit einer Bevöl- 
kerungsverteilung). 

Bei diesem Unfall treten nur in weniger als 0,7 % der betrach- 
teten Kombinationen akute Todesfälle auf (Bild 8)- Das berech- 
nete Maximum beträgt ca. 380 Fälle. Diese Zahl entspricht den 
30 % nichtevakuierten Personen, die sich gegen Bodenstrahlung 
nicht wirkungsvoll schützen. Man erkennt daran, daß letale Do- 
sen nur bei mehrstündigem Aufenthalt im kontaminierten Gebiet 
außerhalb von Gebäuden erreicht werden. Beim Aufenthalt im Kel- 
ler dagegen wäre die Abschirmung wirksamer als angenommen; au- 
ßerdem kann die kontaminierte Zone (Abstand bis zu einigen Ki- 
lometern) mit großer Wahrscheinlichkeit nahezu vollständig gec 
räumt werden. Die 3andbedingungen elnes realistischen Räumungs- 
modells werden gegenwärtig erarbeitet. 

Bild 8 zeigt die Verteilungsfunktion für akuten Tod unter An- 
nahme der von der GSF empfohlenen und der in MSH-.3400, Fy, an- 
genommenen Dosis-Wirkungs-Beziehung. Der Unterschied ist ge- 
ring, Da die Dosen in dem hochkontaminierten Gebiet - über 4 
Stunden integriert - zum Teil über der LD50-Dosis liegen, er- 
gibt die WASH-3400-Kurve die etwas höhere Zahl an akuten Schä- 
den (vgl. Bild 3) . 
Die Zahl akuter Schäden ist, wie Vergleiche mit entsprechenden 
in /3/ analysierten Unfällen zeigen, relativ gering. Der Grund 
ist in dem um 30 Stunden verzsgerten Überdruckversagen des Si- 
cherheitsbehälters zu sehen, welches im Vortrag von Heuserl 



Bild 8: Verteilungsfunktion für Schadensart akuter Tod 
Unfall "Spätes Überdruckversagen" 



Bild 9: Verteilungsfunktion für Schadensart Krebsfälle 
und genetische Schäden 
~ n f a l l  'Spätes Überdruckversagen' 



Kotthoff näher begründet wird. In diesen 30 Stunden lagert sich 
ein großer Teil des Jods und der Aerosole im Sicherheitsbehäl- 
ter ab. 

Bild 9 zeigt die Verteilungsfunktion für Spätschäden (Krebsin- 
zidenz und genetische Schäden). Diese Kurven werden der Voll- 
ständigkeit halber gezeigt. Sie können jedoch erst dann bewer- 
tet werden, wenn auch die Eintrittswahrscheinlichkeit pf der 
Freisetzung bekannt ist und wenn die Wahrscheinlichkeit für 
z.B. Krebs in Beziehung zur natürlichen oder durch sonstige Zi- 
vilisationseinwirkungen bedingten Krebsmortalität gesetzt wird. 

7. Schlußbemerkuns 

Die gezeigten Ergebnisse stellen nicht das endgiiltige Resultat 
einer Risikostudie dar. Sie dienen einerseits dazu, die Vorge- 
hensweise und typische Ergebnisse des Unfallfolgenmodells exem- 
plarisch aufzuzeigen. Andererseits können mit ihrer Hilfe die 
bei der Untersuchung schwerer Störfälle zu beachtenden Proble- 
me eingegrenzt und die Modelle anhand der amerikanischen Reak- 
torsicherheitsstudie geprüft werden. 

Es wurde erkannt, daß akute Strahlenschäden vorwiegend bei Wet- 
terabläufen mit Niederschlag zu erwarten sind. In dem hier un- 
tersuchten Fall blelben solche Schäden selbst unter pessimisti- 
schen Fnnahmen auf einen Bereich von unterhalb 10 km abstand 
vom Reaktor beschränkt. Durch eine gezielte schnelle Räumung 
des betroffenen Gebietes, die vor allem deshalb mijglich er- 
scheint, weil ausreichend Zeit zur Messung einer eventuellen 
Bodenkontamination verbleibt, könnten die Folgen in diesem Fall 
weiter erheblich reduziert werden. 

Dies gibt auch einen Hinweis darauf, da6 - jenseits der Aufga- 
ben einer Risikostudie - durch derartige Untersuchungen auch 
die Ziele des Notfallschutzes in der Umgebung kerntechnischer 
Anlagen genauer umrissen werden kennen. 
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DISKUSSION ZUM VORTFWG W. HÜBSCHMANN 

H. F U C h s (Motor-Columbus, ~aden/Schweiz) : 

Die Folgen schwerer Störfälle hängen stark vom Emissionsort ab. 
Welcher Emissionsort wurde f3r das geschilderte Beispiel po- 
stuliert? Falls das ein bodennaher Punkt ist, sollte dann nicht 
im Sinne einer Sensitivitätsstudie auch ein Abgabeort Kamin un- 
tersucht werden, wie das Ihr Modell erm;jglicht? 

Die Emissionshöhe hängt vom Unfall ab. Liegt ein Gberdruckver- 
sagen des Containments dem Unfall zugrunde, dann erfolgt die 
Freisetzung direkt aus dem Containment. Werden dagegen Unfälle 
untersucht, in denen die Aktivität im wesentlichen über den 
Kamin abgeführt wird, dann wird auch Kaminfreisetzung angenom- 
men. Das richtet sich ganz nach der Art des Unfalls. 

R. A b i n g e r  (.Allianz, München): 

Sie sprechen davon, daß bei einem Leistungsreaktor der 3000- 
MWe-Klasse potentiell Strahlendosen im Bereich der Letaldosen 

200 rem im Abstand von einigen Kilometern von einem Kern- 
kraftwerk auftreten können; ich verstehe Ihre Rusführungen so, 
daR dies nur für den Fall des fherdruckversagens der Sicher- 
heitshülle angenommen wird, 

Gilt es heute schon als gesicherte Erkenntnis, daß bei keinem 
denkbaren Störfall oder Schadensereignis (außer dem Versagen 
der Sicherheitshülle) mit einer tödlichen Strahlendasis außer- 
halb der Sicherheitshülle gerechnet werden muß? 

W. H ü b  s C h m a n n  (XfK, Kar1sruh.e): 

Nach allen unseren bisherigen Erfahrungen ist akuter Strahlen- 
tod nur dann zu erwarten, wenn der Sicherheitsbehälter in ei- 
ner schwerwiegenden Weise versagt, wenn also massive Spaltpro- 
duktfreisetzungen stattfinden; wenn dagegen das Containment in- 
takt bleibt und lediglich eine etwas erhöhte Leckrate vorhan- 
den ist, aber die Freisetzung im wesentlichen über den Kamin 
erfolgt, sind keine akuten Strahlenschäden zu erwarten. Ich er- 
warte, daß diese Erkenntnis sich im weiteren Verlauf der Risi- 
kostudie bestätigen wird. 



W. H a W i C k h o r s t (KWU, Erlangen): 

Ich möchte keine Frage stellen, sondern einen mehr allgemeinen 
Kommentar beisteuern. Aus den Vorträgen des heutigen Vormit- 
tags habe ich entnommen, daß die deutsche Risikostudie in zwei 
Phasen ablaufen wird. Phase A wird sich weitgehend an Rasmussen 
anlehnen und kann damit nur einen relativen Vergleich der Risi- 
ken zwischen den USA und Deutschland leisten. Nach den Vorträ- 
gen des heutigen Vormittags wird damit eher eine pessimisti- 
sche Abschätzung geliefert. Die "best-est imatel ' -Rechnung,  die 
in wesentlichen Details ganz anders aussehen wird, soll in 
Phase B nachgeliefert werden. Ich bezweifle, ob diese Vorge- 
hensweise tatsächlich das Optimum darstellt. Da die Ergebnisse 
der Phase B zeitlich später bekanntgegeben werden, werden sie 
in der öffentlichen Diskussion wahrscheinlich gar nicht mehr 
zur Kenntnis genommen oder aber als ein Versuch diskreditiert, 
ein zunächst zu schlechtes Ergebnis nachträglich weißwaschen 
zu wollen. Besser erscheint es mir, zuerst eine "best-estimateU- 
Rechnung aufzustellen, um danach in Ruhe einen Rasmussen-Ver- 
gleich durchzuführen, 

W. H ü b s C h m a  n n (BfK, Karlsruhe): 

Ich begrüße diesen Kommentar; denn die angeschnittene Frage 
zählt zu jenen Problemen, für die wir eine Lösung suchen. Aber 
diesen Kommentar zu beantworten, möchte ich vielleicht Herrn 
Dr. Heuser überlassen, 

F.W. H e u  s e r  (GRS): 

Die Rasmussen-Studie ist die erste umfassende Sicherheitsana- 
lyse, die in dieser geschlossenen Weise überhaupt durchgeführt 
und mit der das methodische Arbeitsmaterial für eine Risikoana- 
lyse bereitgestellt worden ist. Das ist. sicher ein wichtiger 
Gesichtspunkt, der dafür spricht, die erste Phase unserer Stu- 
die an Methoden und Annahmen der Rasmussen-Studie zu orientie- 
ren. 

Das zweite,dieses Vorgehen für die erste Phase,ermöglicht ei- 
nen relativ unbelasteten Vergleich von Ergebnissen, zum Bei- 
spiel zur Beurteilung technischer Anlagenunterschiede. 

Herr Dr. Hawickhorst äußert die Befürchtung, daß wir mit die- 
sem Vorhaben zu sehr pessimistischen Werten und Aussagen kom- 
men. Ich möchte dieser Ansicht nicht zustimmen. Einige Ergeb- 
nisse, die hier bereits diskutiert worden sind, zeigen doch, 
daß zumindest im Vergleich technischer Anlagenunterschiede auch 
bei konservativem Vorgehen in der deutschen Studie einige Punk- 
te günstiger als in der Rasmussen-Studie ausgewiesen werden 
können. 

Meines Erachtens ist es durchaus sinnvoll, zunächst auf der Ba- 
sis konservativer, d.h. pessimistischer Annahmen die für das 
Risiko maßgeblichen Störfallabläufe und Problemstellungen her- 



auszufinden, um anschließend in einer Vertiefungsphase die 
wichtigen Einzelbeiträge zum Ergebnis der ersten Phase genau- 
er zu analysieren und abzusichern. 



TECHNISCHE GEFAHRENPOTENTIALE IM VERSTÄNDNIS DER GESELLSCHAFT 

Dr.rer.nat. W. Diepold (Battelle, Frankfurt) 

Kurzfassunq 

Es werden einige Feststellungen dartiber getroffen, wie die Be- 
triebsangehörigen der Industrie, also ein wichtiger Teil der 
Gesellschaft, und wie die Verbraucher, also das ganze Volumen 
der Gesellschaft, ihre Einstellung zu technischen Gefahrenpo- 
tentialen im praktischen Handeln zum Ausdruck bringen und wie 
daraus die Schlußfolgerung gezogen werden kann, daß die Bevöl- 
kerung im Umgang mit Gefahrenpotentialen in hohem Maße ver- 
traut ist. 

Abstract 

This is a discussion of how employees of industry, an impor- 
tant part of society, and how the consumers and hence the whole 
volume of society express their attitude with respect to tech- 
nological hazards in their practical activities and how the 
conclusions can be drawn from this that the population is thor- 
oughly familiar in dealing with potential hazards. 

1. Vorbemerkungen 

Ich habe das ursprünglich von der GRS an mich herangetragene 
Thema: "Risiken nichtnuklearer Energiequellen" erweitert und 
die Zustimmung zu dem im Programm ausgedruckten Thema bekom-. 
men. Der Grund für diesen Änderungswunsch ist darin zu sehen, 
daß ich auf dem Standpunkt stehe, wir sollten beim heutigen 
Stand der Diskussion versuchen, aus dem Kreis des engen Risiko- 
vergleichs innerhalb unserer Versorgungstechnologlen herauszu- 
kommen und die Probleme der Kernenergietechnik nur als Bestand- 
teil unserer industriellen Gesamtproblematik betrachten. 

Es ist inzwischen hinlänglich bekannt, daß die Enerqieerzeugung 
mit Kohle, Öl, Gas, Kernbrennstoff, Wasser, Wind und Sonne kei- 
ne zur freien Auswahl zur Verfügung stehende Palette darstellt. 

Damit ist auch die Auswahl einer Technologie nach dem Gesichts- 
punkt des denkbar kleinsten Gesamtrisikos (wirtschaftlich, um- 
welttechnisch, gesundheitlich) kein aus der heutigen Situation 
herausführender Weg. 

Ich möchte deshalb in meinem Beitrag zu diesem Fachqespräch 
"Kernenergie und Risiko" ganz allgemein über technische Gefah- 
renpotentiale im Verständnis der Gesellschaft sprechen. 

Erwarten Sie bitte keinen streng wissenschaftlichen Vortrag mit 
einer Flut von Zahlen und Erhebungen oder den Versuch zur Ver- 



mehrung des auf diesem Gebiet vorhandenen literarischen Volu- 
mens. Ich will Sie auch nicht damit langweilen, längst Gesag- 
tes in einer literarischen Diskussion hin und her zu wenden. 
Ich werde Ihnen sicherlich auch nichts Neues erzählen, aber 
vielleicht gelingt der Versuch, durch die Art des Ansatzes hier 
einen Diskussionsbeitrag zur Abschätzung der Lage und der Ten- 
denz der zu erwartenden Entwicklung zu leisten. 

Es ist für die Verfolgung und Bewertung meiner Überlegungen 
vielleicht hilfreich, wenn ich Ihnen versichere, daß ich kei- 
ner Interessengruppe unserer Gesellschaft verpflichtet bin und 
daß ich mich auch als filitglied des Battelle-Instituts in der 
erfreulichen Lage befinde, hier meine ganz persönliche Meinung 
zum Ausdruck bringen zu können. 

Die Tatsache, daß gewisse Ansätze meiner Überlegungen im Rah- 
men unserer vom Bundesminister des Innern finanzierten Arbei- 
ten entstanden sind, schränkt diese Freiheit ebenfalls nicht 
ein. 

Schließlich habe ich meine Mitarbeiter und Kollegen um Verständ- 
nis dafür zu bitten, wenn ich vor einem solchen Forum gelegent- 
lich einen Pragmatismus pflege, der in manchen Teilen nicht ih- 
ren Vorstellungen von der Art der Behandlung derartiger Proble- 
me entspricht. 

2. Absrenzunsen 

Unter dem Begriff "technische Gefahrenpotentiale" möchte ich 
alle die Gegebenheiten der technischen Welt verstehen, bei de- 
nen Schadstoffe oder Energien freigesetzt werden können, die 
direkt oder über die Beeinträchtigung des Lebensraumes zur 
Schädigung von Menschen führen können. 

In meinem Bezug auf die Gesellschaft möchte ich mich nicht auf 
die B,ehandlung des komplexen kfirkgefüges der Interessengruppen 
einlassen, die sich den öffentlichen und verdeckten Kampf um 
das zukünftige Schicksal der offiziellen Gesellschaft liefern, 
sondern zwei Gruppen herausgreifen, die als solche selten im 
Zusammenhang mit Gefahrenpotentialen und Iiisiko diskutiert wer- 
den und in dieser Beziehung ungenügend in Erscheinung treten - 
dies, obwohl sie die eigentlichen Akteure auf diesem Felde 
stellen, die bei der Handhabung von Gefahrenpotentialen in täg- 
licher praktischer und sehr hautnaher Erfahrung stehen. 

Ich werde erstens über die Betreiber von Gefahrenpotentialen 
sprechen, in meinem Sinne nicht die Unternehmer, sondern die 
Betriebsangehörigen der Industrie, die einen wichtigen Teil un- 
serer Gesellschaft darstellen, und zweitens die Verbraucher 
oder Benutzer von Gefahrenpotentialen, welche aus diesem Blick- 
winkel die gesamte Bevölkerung und damit das Gesamtvolumen der 
Gesellschaft darstellen. 



3. Gefahrenpotentiale 

Zunächst habe ich einige Erläuterungen zu dem Begriff Gefahren- 
potential zu geben. Grob eingeteilt, ergeben sich zwei Klassen 
von Gefahrenpotentialen (siehe auch Bild 1): 

- natürliche und 
- zivilisationsbedingte. 

Die zivilisationsbedingten Gefahrenpotentiale umfassen z.B. 

- technische, 
- gesellschaftliche und wirtschaftliche, 
- politische (einschließlich der waffentechnischen Gefahren- 

potentiale) . 
Wie eingangs bereits abgegrenzt, werde ich mich nur mit tech- 
nischen Gefahrenpotentialen in der bereits gegebenen allgemei- 
nen Definition beschäftigen. Diese technischen Gefahrenpoten- 
tiale möchte ich in zwei Bereiche gliedern: 

- Industrieprozesse, 
- Verbrauchsgüter. 

Der Betrieb einer Technologie und die Nutzung eines technischen 
Produktes beinhalten immer eine wechselnde Anzahl ungefährli- 
cher und gefährlicher Teilbereiche, die ihrerseits wieder eine 
sehr unterschiedliche Struktur haben. Die gefährlichen Bereiche 
sind als Gefahrenpotentiale zu betrachten. 

Technische Gefahrenpotentiale können wir in drei Kategorien un- 
tergliedern, die allerdings häufig vermischt auftreten und sich 
in Größe, Verteilungsgrad und Vielfältigkeit unterscheiden: 

- giftige, explosionsfähige Stoffe, Zwischenprodukte, Neben- 
produkte, Abfälle; 

- Energiepotentiale wie Druck, Temperatur, Elektrizität und 
kinetische Energie; 

- die Kombination von 1. und 2. in Apparaten und Geräten. 

Ich möchte an dieser Stelle doch einige Beispiele bringen, da- 
mit die Trennung der technischen Gefahrenpotentiale in Indu- 
strieprozesse und Verbrauchsgüter verständlich bleibt. 

Es gibt ungefährliche oder zumindest ein Normalmaß der Gefähr- 
lichkeit nicht übersteigende Industrieprozesse, die gefährliche 
Produkte auf den Markt bringen, z.B.: 

Getränkeindustrie -. Alkohol 
Automobilindustrie - Kraftfahrzeuge 
Tabakindustrie -. Rauchwaren 
Kraftwerke - Strom 
Waffenindustrie -- Waffen 
Geräteindustrie - Medizinische Geräte 
Sportindustrie - Sportgeräte 



GEFAH RENPOTENTIALE 

NATÜRLI CHE Z I V I  LISATIONSBEDINGTE 

ATMOSRHÄRE ERDE WASSER WELTRAUM TECHNISCHE GESELLSCHAFTLICHE POLITISCHE 

Bild 1 

I NDUSTR I E- VERBRAUCHS- 
PROZESSE GÜTER 



Auf der anderen Seite gibt es mehr oder weniger als gefährlich 
betrachtete Industrieprozesse, die ungefährliche Produkte auf 
den Markt bringen, z.B.: 

Chemische Industrie - Kunststoffe 
Bergbau - Kohle 
Hüttenbetriebe -. Werkstoffe 

Schließlich gibt es gefährliche Industrieprozesse, die zu ge- 
fährlichen Verbrauchsg3tern führen, z.B.: 

Gaserzeuger 
Chemische Industrie 
Pharmaindustrie 
Pyrotechnik 
Petrochemie 
Kernkraftwerke 

-. Gas 
- Gifte 
-. Medikamente 
- Feuerwerk 
- Benzin 
-- Strom 

Es gibt natürlich auch ungefährliche Industrieprozesse, die un- 
gefährliche Produkte liefern. 

Die gegebene Gliederung ist grob und unvollständig. Sie besitzt 
eine umfangreiche Feinstruktur, die vor endgültigen Schlußfol- 
gerungen differenziert betrachtet werden muß. 

Außerdem darf nicht außer acht bleiben, daß bei umwelttechni-. 
scher und im Hinblick auf ökologische Auswirkungen durchgeführ- 
ter Betrachtung Aspekte zum Tragen kommen, die zu eher anderen 
Zuordnung führen können, 

Die Lokalisierung technischer Gefahrenpotentiale ist durch sehr 
unterschiedliche Merkmale charakterisiert: 

- klar umrissener Standort, z.B. Herstellungs-. und Verarbei-. 
tungsstätten; 

- Transport- und Verkehrswege, z.B. Straße, Schiene, Wasser, 
Luft, Leitungstrassen; 

- Vorhaltung zum Verbrauch, z.B. Lager, Versorgungsleitungen, 
Verkaufsstellen, verbraucher. 

Die in der Umgebung von Gefahrenpotentialen anzusprechenden po- 
tentiellen Wirkungsbereiche lassen sich etwa in folgende Zonen 
unterteilen: 

- Arbeitsplatz, 
- Betriebsanlage, 
- Standort, 
- Leitungstrassen, 
- Verkehrsweg, 
- unmittelbare (außerbetriebliche) Umgebung, 
- weitere (aunerbetriebliche) Umgebung. 

Die Sicherung von Gefahrenpotentialen erfolgt im technisch pro- 
fessionellen Bereich der Industrie durch teilweise sehr aufwen- 
dige Maßnahmen wie 



- Forschung, Entwicklung und Planung, 
- Technik, 
- Vorschriften, 
- Genehmigungsverfahren, 
- Betriebsüberwachung, 
- Erfahrung, 
- Katastrophenabwehrpläne. 

Diese Maßnahmen sollen in vergleichbarer Weise bei allen Tech- 
nologien auf die Minimierung des durch ein Gefahrenpotential 
charakterisierten Schadensrisikos ausgerichtet sein. 

Weitere Regulative ergeben sich aus dem Kontinuitätsinteresse 
aller von einer florierenden Industrie abhängigen Teile der 
Gesellschaft. 

Im nichtprofessionellen Bereich der Verbraucher erfolgt die 
Sicherung gegen ungewollte Wirkungen von Gefahrenpotentialen: 

- teils durch Benutzungsgenehmigungen, 
- teils durch Vorschriften und Anleitungen, 
- teils durch Strafandrohung, 
- zu einem erheblichen Tell durch Vertrauen auf den sachge- 

mäßen Umgang. 

4. Allgemeine Problematik imumgang mit Gefahrenpotentialen 

Die Entwicklung der Industriegesellschaft ist dadurch gekenn- 
zeichnet, daß die Zahl und Größe der Gefahrenpotentiale lau- 
fend zunimmt und die Überschaubarkeit der Gesamtlage und der 
Zusammenhänge innerhalb eines technischen Systems für direkt 
Beteiligte zunehmend schwieriger und für Unbeteiligte nahezu 
unmöglich wird. 

Wenn die gegebene, sehr geraffte Darstellung technischer Cefah- 
renpotentiale bereits eine sehr komplexe technisch-organisato- 
rische Situation umreißt, so kann diese nur noch schwieriger 
werden, wenn wir die jüngste Entwicklung mit berücksichtigen. 
Betriebsfremde und Laien kümmern sich in amtlicher Zustandig- 
keit, im Auftrag Dritter oder in frei gewählter Initiative, in 
verstärktem Maße um die technische Problematik. Die in unserem 
Rechtsstaat verankerte Möglichkeit auf Information und Beteili- 
gung an Entscheidungen 5ber Installation und Betrieb techni- 
scher Gefahrenpotentiale wird im Vergleich zur Vergangenheit 
von vielen in ungewohntem Ausmal3 wahrgenommen. 

Unternehmerstrukturen, die früher in klassischem Pioniergeist 
Technik und technische Entwicklung praktiziert und wirtschaft- 
lichen Erfolg als natürliches Ergebnis angestrebt haben, gera- 
ten in ein für ihre Denkweise ungewohntes Konfliktfeld. 

Genehmigungsbehörden, inner- und außerbetriebliche Aufsichts- 
Organe sehen sich in einem Spannungsfeld, seit sie ihre Tätig- 
keit nicht mehr nur im geschlossenen Bereich ihrer Zuständig- 
keit nach ihrer Erfahrung und den geltenden Bestimmungen aus- 



richten können, sondern eine mögliche Genehmigung auch gegen- 
über neu etablierten Gremien und ad hoc sich zusammenschließen- 
den Einsprechern darlegen und häufig vor Gericht rechtfertigen 
müssen. 

Wenn in einem neuen Schub der industriellen Aufklärung Lässig- 
keiten in der vorbeugenden Behandlung von umweltrelevanten Fra- 
gen aus der Vergangenheit und Gegenwart aufgedeckt werden und 
dabei die Nachforschung nicht an den Toren der Produktionsstät- 
ten halt macht, so ist doch das, was hier gefordert wird und 
zusätzliche Erkenntnisse über Gefahrenpotentiale mit sich bringt, 
im Gesamtbild der gesellschaftlichen Gesamtdiskussion nicht ab- 
solut gravierend. 

Früher war der qualmende Schornstein ein Zeichen des Wohlstands, 
heute erweckt er Unbehagen, und bald wird es ihn nicht mehr ge- 
ben. 

Früher sah man nur die glänzenden, wohltuenden und erstrehens- 
werten Produkte, welche die Industrie lieferte, Heute sieht man 
sich mit der Erkenntnis konfrontiert, daß viele Produkte nur 
über gefährliche Zwischenstufen oder unter Vorhaltung und Trans- 
port gefährlicher Stoffe gewonnen werden können und daß auch 
die Industrie Abfallprobleme hat. 

Der Staat schließlich sieht sich in einer forcierten Rolle als 
Vermittler und Verantwortlicher ftir die Erstellung von Progno- 
Sen bezüglich der langfristigen Auswirkungen technischer Ent- 
wicklungen, was ihn zu einer technologie-orientierten Umstruk- 
turierung seiner Instanzen zwingt, mit allen damit verbundenen 
Problemen. 

Alle Seiten bedienen sich in dieser Lage wissenschaftlicher 
Gutachter und ziehen so die Wissenschaft in einen hautnahen 
Kontakt mit der praktischen Entwicklung, Hierdurch werden zwangs- 
läufig Untersuchungen mit einer Exaktheit und in einem Umfang 
durchgeführt, der auf lange Sicht gesehen dem erhöhten Sorgfalts- 
bedürfnis für unsere Zukunft zweifellos zugute kommen wird. Für 
die industrie, die in die Dynamik des Konkurrenzkampfes unserer 
freien Marktwirtschaft eingespannt ist, k5nnen empfindliche Ver- 
zögerungen und Störungen im Konzept der Betriebsbilanz entste- 
hen. Dies wird sicherlich langerfristig verkraftet, da viele 
Probleme, wenn auch unter anderen Wirtschaftlichkeitsbedingun- 
gen, technisch läsbar sind, Hiermit möchte ich die Charakteri- 
sierung der Gefahrenpotentiale und ihrer allgemeinen abwick-. 
lungstechnischen Problematik beenden. 

5. Die Betriebsangehörigen' der Industrie im Umgang mit Gefah- 
renpotentialen 

Ich werde jetzt versuchen, einige Eindrucke zusammenzufassen, 
die m.E. einen Hinweis darauf erlauben, ob und wie die Betriebs- 
angehörigen der Industrie ihre Konfrontation mit technischen 
Gefahrenpotentialen bewältigen, wie sich dies der übrigen Ge- 
sellschaft vermittelt und in der öffentlichen Meinung zum Aus- 
druck kommt. 



Ich habe mir nicht die Mühe gemacht festzustellen, wie viele 
Menschen im Rahmen ihres Berufslebens täglich mit Gefahrenpo- 
tentialen umgehen oder sich in deren unmittelbarem potentiel- 
len Wirkungsbereich befinden. Wir wissen alle, daß ein beacht- 
licher Teil unserer Bevölkerung beteiligt ist, wenn 

- Rohstoffe gewonnen werden, 
- chemische und mechanische Umwandlungs- und Veredelungspro- 

zesse durchgefiihrt werden, 
- große Mengen der unterschiedlichsten Verbrauchsgüter herge- 

stellt, vorgehalten und verteilt werden, 
- ein beachtliches Transportsystem in Betrieb gehalten wird. 

Erinnern Sie sich bitte an die verschiedenen Zonen der poten- 
tiellen Wirkungsbereiche von Gefahrenpotentialen, wo der Ar- 
beitsplatz und seine unmittelbare Umgebung an erster Stelle 
standen. Dort stehen die wirklichen Betreiber von Gefahrenpo- 
tentialen, in Gruben, auf Plattformen, an Öfen, Reaktionstür- 
men, Maschinen, Pumpen, Ventilen und Schaltern, an Lenkrädern, 
Steuerknüppeln, Kontrollwarten und vielen anderen Gefahrenpunk- 
ten. In unmittelbarer Nähe dieser Arbeitsplätze gibt es zusätz- 
lich die Vielzahl derer, die nicht unmittelbar zu den Opera- 
teuren von Gefahrenpotentialen zählen, aber zur Abwicklung des 
betrieblichen Gesamtablaufs innerhalb des Betriebsyeländes tä- 
tig sind, 

Alle diese Menschen haben sicher nicht gerade diese Arbeits- 
plätze gewählt, weil sie eine leichtfertige Einstellung zu Le- 
ben und Gesundheit haben, weil ihnen fr.3her Tod oder eine le- 
benslange Invalidität gleichgültig ist. Ich glaube, wir dürfen 
auch nicht sagen, daß diese Menschen auf Grund geistiger und 
durch Seßhaftigkeit begründete Unbeweglichkeit, Bildungsmangel 
oder Nervenkitzel solche Arbeitsplätze nehmen mußten oder ye- 
sucht haben. 

Bei dieser verkürzten Betrachtungsweise bleiben sicher sozial- 
philosophische Trübungen zurück, aber ich meine, daß wir in der 
Realität unseres gültigen Alltags doch von einer freien Wahl 
des Arbeitsplatzes und einer freiwilligen Bindung an den Ar- 
beitsplatz, auch bei den diskutierten gefährlichen Arbeitsplät- 
zen, sprechen können. 

Wir können davon ausgehen, daß die in Industriebetrieben Be- 
schäftigten in umfassender Weise Gber die Gefahren ihres Ar- 
beitsplatzes aufgeklärt werden. Das dichte Netz der innerbe- 
trieblichen Masnahmen, die von außerbetrieblichen Instanzen be- 
triebene tberwachung und die umfassenden Recherchen nach Unfäl- 
len mit allen Folgemaßnahmen sorgen fur eine ständige Vergegen- 
wärtigung drohender Gefahren. 

Wenn es auch eine Tatsache ist, daß es keine Probleme bei der 
Besetzung von Arbeitsplätzen im Nahbereich von Gefahrenpoten- 
tialen gibt, so müssen wir doch sichergehen, daß die so mit 
der Gefahr konfrontierten Menschen ihre Angst nicht nur ver- 
drängen und eine scheinbare Bewältigung der Lage zur Schau stel- 
len, unterschwellig aber doch Schaden nehmen. Ich glaube, daß 
bei der vielschichtigen Struktur unserer Betriebe solche Span- 
nungsfelder nach außen durchgebrochen wären. 



Es ist mir nichts darüber bekannt, daß z,B. nach Unfällen eine 
Flucht der Davongekommenen aus dem Bereich der betroffenen 
Technologie stattgefunden hätte, Wir beobachten vielmehr, daß 
auch diese Menschen für ihre Arbeitsplätze kämpfen, wenn sie 
durch Krise oder Automation bedroht werden. 

Es ist also kaum möglich, das Verhältnis zwischen unternehme- 
rischen (arbeitgebenden) Betreibern einer Technologie und prak- 
tizierenden (arbeitnehmenden) Betreibern einzelner Gefahrenpo- 
tentiale mit dem Spruch zu charakterisieren "Wes Brot ich ess', 
des Lied ich sing'." 

Ich machte die Analyse an dieser Stelle bereits abbrechen und 
die Lage der hier diskutierten Gruppe unserer Gesellschaft im 
Hinblick auf technische Gefahren nach dem aufgezeigten prakti- 
schen Erscheinungsbild wie folgt hypothetisch umreißen; 

- In den Betrieben herrscht ein hoh.er Informationsstand. 

- Die im Nahbereich von Gefahrenpotentialen Beschäftigten be- 
wältigen das Problem der Bedrohung. 

- Es herrscht Vertrauen auf die Zuverlässigkeit der getroffe- 
nen Maßnahmen. 

- Aus der Erfahrung mit der Gefahr ergibt sich ein Optimismus 
bezüglich der Beherrschbarkeit, 

- Vorsorge und Kontrolle vermitteln ein Gefühl der Sicherheit. 

- Sinn und Nutzen des Umgangs mit der Gefahr sind erkannt. 

- Die gewonnenen Erfahrungen müssen sich zwangsläufig über 6f- 
fentliche, dienstliche und private Kommunikationen einem 
großen Teil der Gesellschaft vermitteln. 

Bei dem von mir für die heutige Erörterung ausgewählten zwei- 
ten Teil der Gesellschaft, den Verbrauchern, handelt es sich 
praktisch um die ganze Bevölkerung, die mündigen Burger, die 
Erwachsenen und Wahlberechtigten, 

Sehen Sie es mir auch hier nach, wenn ich bei diesem Ansatz je- 
de Differenzierung unterdrücke, aber eine Einteilung der mündi- 
gen Bürger in Intelligente und nur Gebildete, in sozial und 
geistig Unterprivilegierte, in Skeptiker und Optimisten, Nor- 
male und Abnormale, in Rechte und Linke, in Meinungsfohrer und 
Mitläufer würde mich bei meiner Thematik aus dem vorgesehenen 
Rahmen herausführen. 

Zunächst muß man feststellen, daß die Bevölkerung eine große 
Selbstverständlichkeit beim Umgang mit ~efahren~otentialen ent- 
wickelt hat. Ich möchte mich hier wieder auf technische Gefah- 
renpotentiale beschränken und diese wie folgt ergänzend defi- 
nieren: 



Technische Gefahrenpotentiale in der Hand des Verbrauchers sind 
alle die Stoffe, Energien und Geräte, für die er, mit oder ohne 
Nachweis seiner besonderen Befähigung, die Möglichkeit des frei- 
en Umgangs hat. Hierbei besteht die bekannte Gefahr, unter Be- 
dingungen gewollter oder ungewollter Art sich oder andere zu 
schädigen. 

Erschrecken Sie nicht, wenn ich als Beispiel auch hier mit dem 
Auto beginne. Ich gehe aber rasch weiter zu Transportmitteln, 
Maschinen und Geräten jeglicher Art und Dingen wie Benzin, Gas, 
Strom, Nahrungs- und Genu9mitte1, Pflanzenschutzmittel, Pharma- 
zeutika, medizinischen Geräten und vielen Arten des technisier- 
ten Sports und Vergnügens. 

Was will ich in meinem Zusammenhang mit dieser Aufzählung an- 
deuten? In allen diesen und vielen nicht aufgezählten Dingen 
müssen bei exakter Betrachtung Gefahrenpotentiale gesehen wer- 
den, bei deren Benutzung eine gewisse, zum Teil hohe Wahrschein- 
lichkeit besteht, ein frühzeitiges Ende oder eine Schädigung 
zu erleiden. Diese Gefahrenpotenti.ale zählen aber zu den Errun- 
genschaften unserer zivilisierten und industrialisierten Welt 
und werden zum überwiegenden Teil als angenehm, erstrebenswert 
und unentbehrlich empfunden. 

Sprechen wir nicht darüber, ob der Burger durch gezielte Auf- 
klärung der Hersteller von Produkten wachgehalten wird, die 
mitgekaufte Gefahr realistisch zu sehen. Halten wir uns auch 
nicht mit der Frage auf, wie der Kampf zwischen r5ckhaltloser 
Werbung und wegweisenden Aufklärungsbemühungen ausgehen wird, 
oder wie Gesetze und Vorschriften zum Schutze des Verbrauchers 
greifen. Festhalten sollten wir, daß der Barger nicht zuletzt 
durch die Berichterstattung der 'Massenmedien Uber Unfälle und 
Bedrohungen durch Gefahrenpotentiale aktuell und umfassend in- 
formiert wird und tiber pers6nliche Erfahrungen oder Beobachtun- 
gen aus seiner nächsten Umgebung verfügt. Es kann deshalb kaum 
gesagt werden, der Bürger habe keine Information über die Pro- 
blematik der von ihm gehandhabten Gefahrenpotentiale. 

Ich will sagen: Der Bürger weiß, was ein Gefahrenpotential ist 
und was ihm davon droht, auch wenn er sich nicht täglich so da- 
mit beschäftigt, daß er seine Einstellung jederzeit artikulle-- 
ren kann. Er hat auch Kenntnisse und Erfahrungen mit Gefahren- 
potentialen, die er nicht mit seinen Sinnesorganen wahrnehmen 
kann. 

An dieser Stelle möchte ich doch einen Exkurs in die Kernener- 
gieproblematik wagen, und zwar auf die häufig zu hörende Fest- 
stellung, der Bürger begegne der Kernenergie mit Unbehagen, 
weil Kernstrahlung eben nicht mit den menschlichen Sinnesorga- 
nen wahrgenommen werden könne. 

Was nehmen wir schon mit den Sinnesorganen wahr? Etwa die tat- 
sächlich giftigen Bestandteile der Luft- und FJasseryerscbmut- 
zung, die Verarmung unserer Nahrungsmittel an Spurenelementen, 
die Restmengen an Pflanzenschutzmitteln, den Metallgehalt van 
Fischen, die Infektion durch Krankh-eitserreger oder die Neben- 
wirkungen medizinischer Anwendungen? 



d i e s e n  und v i e l e n  anderen Dingen h a t  s i c h  d e r  Mensch da r an  
öhn t ,  daß man s i c h  w i s s e n s c h a f t l i c h e r  Methoden bedienen und 
Meßwerte v e r l a s s e n  muß. 

7 .  1 Schlußfolgerungen 

~ o l b e n d e s  --- -----------------.-. i s t  bekannt  : 

Tro tz  

n i s  

- d i e  Ex i s t enz  e i n e s  b r e i t e n  Spektrums von Gefahrenpo ten t i a -  
l e n  und de r en  mögl iche  Wirkungen; 

d e r  s i c h e r  l ückenha f t en  D a r s t e l l u n g  d e r  Zusammenhänge 
zwischen d e r  Ex i s t enz  von Ge fah renpo t en t i a l en  und dem Vers tänd-  

d e s  Bürgers  f ü r  d i e s e  Dinge möchte i c h  b e r e i t s  an  d i e s e r  
S t e l l e  zu meinen Sch lußfo lgerungen  kommen. 

- d i e  Ta t sache ,  da3  j ä h r l i c h  v i e l e  t au send  Menschen durch  d i e  N utzung t e c h n i s c h e r  Verbrauchsgü te r  ums Leben kommen, M i l l i -  
onen g e s c h ä d i g t  werden, e i n  g r o ß e r  T e i l  d e r  Bevölkerung j äh r -  
l i c h  zu Le id t ragenden  s o l c h e r  E r e i g n i s s e  wird;  

- h e r  i n d u s t r i e l l e  P roduk t i onsbe re i ch  i s t  m i t  dem g e r i n g s t e n  
P r o z e n t s a t z  an  d e r  Gesamtmenge d e r  k ö r p e r l i c h e n  Schadens- 
f ä l l e  b e t e i l i g t ,  d a r an  wi rd  wohl auch d i e  Kernenergie  n i c h t s  
ändern;  

- i n d u s t r i e l l e  P roduk t i onsbe re i che  und Verbraucherbere iche  er- 
zeugen Emissionen,  d i e  z u r  Bee in t r äch t i gung  u n s e r e r  n a t ü r l i -  
chen Lebensbedingungen und Lebenserwartungen führen ;  

- besundhe i t sgefährdende  Emissionen werden e r f a S t  und Grenz-. 
b e r t e  f ü r  d i e  z u r  Z e i t  übe rschaubare  g e s u n d h e i t l i c h e  und 
'ökologische  V e r t r ä g l i c h k e i t  f e s t g e l e g t ;  

- h i e  W i r t s c h a f t  b e f i n d e t  s i c h  i n  einem Entwicklungsproze,!3 z u r  
b e r a r b e i t u n g  d e s  du rch  U m w e l t  s chu t z f  r agen  s i c h  entwickelnden 
neuen Kos t enb i l de s ;  

- i e  Wissenschaf t  b e s c h ä f t i g t  s i c h  m i t  möglichen l ä n g e r f r i - -  
l t i g e n  Auswirkungen u n n a t ü r l i c h e r  E i n f l ü s s e ,  de r en  Wirkungs- 

E echanismen z u r  Bee in t r äch t i gung  d e r  Gesundhei t  und d e r  Le-  
enserwar tung f ü h r e n  können. Hie raus  konnen s i c h  neue Grenz- 
e r t e  ergeben;  

er  Bürger w i l l  auf  d i e  Annehmlichkeiten d e r  Z i v i l i s a t i o n  
i c h t  v e r z i c h t e n  und v e r t r a u t  auf d i e  Behe r r s chba rke i t  yon 
e f a h r e n  ebenso w i e  auf  e i n  g ü n s t i g e s  S c h i c k s a l ;  

i e  Mehrhei t  d e r  Bürger z ä h l t  n i c h t  zu den Gegnern t e c h n o l o -  
i s c h e r  Entwicklungen.  D i e s  g i l t  auch f ü r  d i e  Kernenergie .  

~ o l b e n d e s  i s t  zu bedenken: 

wischen d e r  Meinung d e r  Bürger und versch iedenen  Trägern  
er  ö f f e n t l i c h e n  Diskuss ion  g i b t  es Diskrepanzen.  

- Per Bürger e r k e n n t  o f f e n b a r  Probleme, d i e  i h n  s t ä r k e r  be- 
schäf  t i g e n  a l s  d i e  Ex i s t enz  t e c h n i s c h e r  Ge£ a h r e n p o t e n t i a l e .  



- Industrie und Staat müssen damit rechnen, daß der Bürger 
zunehmend Aufklärung in einer für ihn durchschaubaren Form 
über ihn betreffende Zukunftsfragen erwartet. Dies betrifft 
nicht so sehr die technischen Details einzelner !-5aßnahmen, 
durch die das Verständnis kaum gef5rdert werden kann, als 
die Vollständigkeit der praktischen Zusammenhänge. (Zum Bei- 
spiel hat sich das Dilemma der Kernenergie sicher nicht nur 
aus der Neuheit des Gefahrenpotentials ergeben, sondern zu 
einem Gutteil aus der z5gernden Offenlegung der Gesamtpro- 
blematik dieser Technologie einschließlich der wirtschafts- 
politischen Zusammenhänge. In ähnlicher Situation befinden 
sich auch andere Technologien.) 

- Die Information des Bürgers über die zu seinem Schutze er- 
dachten Maßnahmen könnte dazu beitragen, ihm das Bewußtsein 
zu vermitteln, daß man sein Urteilsvermögen ernsthaft re- 
spektiert. 

- Die Bürger sollen auch darln ehen Teil ihrer Freiheit se- 
hen, daß sie sich um manche Dinge nicht kümmern müssen, Da- 
durch wird jede Erhebung fragwqrdig, da die Befragten si- 
cher nicht die Intimsphäre ihrer persönlichen Einstellung 
preisgeben. 

Folgendes sollte angestrebt werden: --- --------------B --------------.- 

- vertrauenswijrdige Gesamtkonzepte aus Politik, Wirtschaft, 
Technik und Wissenschaft zum Problem der Technologiebewäl- 
t igung ; 

- die Herausarbeitung und kontinuierliche Behandlung gesell- 
schaftspolitisch lebenswichtiger Fragen außerhalb des Span- 
nungsfeldes der durch Legislaturperioden bestimmten partei- 
politischen Auseinandersetzung. 



DISKUSSION ZUM VORTRAG W. DIEPOLD 

P. K a f k a  (GRS): 

Sind bei den Untersuchungen der Gefährdung (Risiko) des Be- 
triebspersonals in den verschiedenen Zweigen der Energieerzeu- 
gung (01, Gas, Kohle, Kernkraft), die in Ihrem Hause durchge- 
führt wurden, Trends zu erkennen? Das heißt, gibt es Ver- 
gleichszahlen zum Risiko des Betriebspersonals in verschiede- 
nen Kraftwerkssystemen? 

W. D i e p o 1 d (Battelle, Frankfurt) : 

Auch wenn nur der zweite Teil eine Frage darstellt, möchte ich 
doch auch auf die zunächst von H-errn Kafka getroffene Peststel- 
lung eingehen, daß im Rahmen des Betriebs von Kernkraftwerken 
noch kein Unbeteiligter zu Schaden gekommen ist. Wir sollten 
im Hinblick auf Erkenntnisse, die uns möglicherweise in der Zu- 
kunft bevorstehen, sehr vorsichtig sein mit derartigen absolu- 
ten Statements. 

Zur Frage selbst: Für die Belegschaft ergibt sich beim bestim- 
mungsgemäßen Verlauf der Verstromung von Energieträgern-..in ei- 
nem Kraftwerk eine Abhängigkeit der perssnlichen Schadenserwar- 
tung von der GröBenordnung der Massenströme, der Art ihrer 
technologischen Bewältigung, der Gefährlichkeit der Platerialien 
und Technologien und der Häufigkeit und Nähe der persönlichen 
Präsenz. Wenn sich herausstellen wird, daß es keine Schwellen- 
werte fur Strahlenschädigung gibt, dann werden längerfristig 
Kernkraftwerke in der Menge der ~ntsch~di~un~sfälle sicher ins- 
gesamt nicht hinter anderen Kraftwerkstypen rangieren. 

W. H ü b s C h m  a n  n (KfK, Karlsruhe): 

Herr Dr. Diepold, Sie haben über Risiken im beruflichen und in 
privaten Bereich berichtet. In der Kerntechnik läßt sich das 
Verhältnis der zugelassenen, d.h. akzeptierten Risiken in bei- 
den Bereichen zahlenmäßig ausdrzcken durch das Verhältnis der 
zulässigen Strahlendosen und das beträgt etwa 370 : 3 (siehe 
StrlSchV vom April 1977). Kann man dieses Verhältnis zugelas- 
sener Risiken im beruflichen und im privaten Bereich auch In 
der übrigen Technik (Nicht-Kerntechnik) quantifizieren? 

W. D i e p o 1 d (Battelle, Frankfurt) : 

Bezüglich einer ähnlichen Quantifizierung könnte man an einen 
Einstieg über die MAK-Werte (Maximale Arbeitsplatzkonzentra- 
tion gesundheitsgefährdender Stoffe) denken. Da jedoch die mei- 
sten Stoffe im privaten Bereich nicht vorkommen, ergibt sich 



auch keine breite Vergleichsbasis. Hier hat man es mit der 
Strahlung einfacher, die sowohl im privaten als auch im beruf- 
lichen Bereich auftritt und exakt meßbar ist. 

H.W. G a b r i e l  (DGB/IGM-vorstand, Frankfurt): 

Ich möchte auf eine Bemerkung des Vortragenden eingehen, in 
der auf die "zogernde Offenlegung von Tatsachen vor dem Bür- 
ger" eingegangen wird: Ziel der heutigen Veranstaltung ist 
doch, die hier anwesenden Fachleute über den Kenntnisstand der 
Risikoanalyse zu informieren. Es wurde zu diesem Zweck eine 
Störfallsequenz gewählt, welche Ablauf und Konsequenzen bei 
verzögerten Containmentversagen analysiert. Ich muB bezweifeln, 
daß diese gewählte Sequenz den unganstigen bekannten Ablauf be- 
schreibt. Frage an die Veranstalter: "Wie sehen Ablauf und Kon- 
sequenzen bei Kühlmittelverlust plus Versagen der Durchdrin- 
gungsabschlüsse des Containments aus?" Sofern die Konsequenzen 
dabei höher sind, muß man sich fragen, warum dieser Fall nicht 
zur Diskussion gestellt wurde. Ich glaube, da8 der Bürger un- 
angenehme Wahrheiten besser verträgt als angenehme Halbwahrhei- 
ten. Auftraggeber und Auftragnehmer der deutschen Risikostudie 
sollten dies berücksichtigen. 

F.W. H e U s e r (GRS) : 

In der Frage von Herrn Gabriel wird die Vermutung geäußert, es 
würden hier auf dem Fachgespräch vorsätzlich nur positive Er- 
gebnisse der Risikostudie diskutiert. Diesen Verdacht möchte 
ich zurückweisen. Es trifft zu, daß im ersten Vortrag heute 
morgen der Störfallablauf zu spätem Überdruckversagen disku- 
tiert worden ist, und zwar durchaus als ein Punkt, in dem die 
Ergebnisse in der deutschen Studie günstiger liegen als für 
die amerikanische Studie. Es trifft aber nicht zu, daß Ergeb- 
nisse zu anderen Störfallabläufen, soweit sie heute bereits 
vorliegen, bewußt zurückgehalten worden sind. Gerade der von 
Herrn Gabriel angesprochene Punkt einer Containmentleckage nach 
Versagen der Notkühlung und gleichzeitigem Ausfall des Gebäude- 
abschlusses ist im Übersichtsvortrag eingehend diskutiert wor- 
den. Hierzu wurden die Ergebnisse von Freisetzungsrechnungen 
für verschiedene Leckquerschnitte gezeigt, vor allem auch die 
einer oberen Grenzabschätzung für eine große Containmentleckage. 
Tabelle 2 des schriftlichen Beitrags zeigt die Ergebnisse die- 
ser Grenzabschätzung im Vergleich zu WASH-1400. Die Ergebnisse 
stimmen in etwa mit den entsprechenden aus WASH-1400 überein. 
Die Leckage über ein großes Containmentleck führt zu höheren 
Freisetzungen, die in WASH-1400 je nach Störfallablauf in die 
Freisetzungskategorie PWR 2 eingeordnet worden sind. Eine für 
den Gebäudeabschluß durchgeführte Zuverlässigkeitsuntersuchung 
zeigt jedoch genau zu diesem Punkt, daß Störfallabläufe zu ge- 
meinsamem Versagen von Notkühlung und Ausfall des Gebäudeab- 
schlusses sehr unwahrscheinlich sind und im Vergleich zu ande- 
ren Störfallabläufen nur einen untergeordneten Beitrag zum Ge- 
samtrisiko ausmachen werden. 



JURISTISCHE ASPEKTE BEI DER RISIKOBEURTEILUNG 

Professor Dr. Dr. R. Lukes (Universität Münster) 

Kurzfassuns 

Die Entscheidungen von Verwaltungsbehörden, mit denen die 
grundsätzlich verbotene Verwendung von spaltbaren Stoffen er- 
laubt wird, setzen eine Prognose über die Wahrscheinlichkeit 
der Beeinträchtigung von geschiitzten Rechtsgiitern durch die 
Verwendung voraus. Die juristischen Kriterien, die zur Bestim- 
mung der Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts verwendet 
werden, können durch Risikobeurteilungen verbessert werden. 
Damit lassen sich die Behördenentscheidungen zwar nicht auf 
eine einfache Ja/Nein-~ntscheidung reduzieren, wohl aber wird 
eine exaktere Wahrscheinlichkeftsbestimmung möglich. 

Abstract 

Decisions of administrative authorities concerning permissions 
for using material for nuclear fission contqin a prognosis 
about the probability of dmages which may be caused by using 
this material. The juridical criterions used in order to de- 
termine the probabillty of such a damage occurring can be im- 
proved by risk analysis. This will not, of Course, reduce ad-. 
ministration decisions to simple "yes-or-no-decisions", but 
the calculation of probabilities will gain more exactness. 

Bei technischen Anlagen, Komponenten und Systemen werden in 
letzter Zeit zunehmend zur Beurteilung sowohl der Wirtschaft- 
lichkeit (Zuverlässigkeit, Iieparaturzeltraun usw.) als auch 
vor allem der Sicherheit (Punktionssicherheit, Materialermüdun- 
gen) Wahrscheinlichkeitsbeurteilungen herangezogen ( I [ .  Wenn 
wir die juristischen Aspekte behandeln wollen, die im Zusamrnen- 
hang mit solchen Risikobeurteilungen auftreten, werden wir 
zweckmäßig drei Fragenkomplexe unterscheiden. Der erste muß 
sich mit der generellen Bedeutung solcher Risikobeurteilungen 
im Rahmen der Behörden- und Gerichtsentscheidungen befassen, 
die im Kernenergierecht erfolgen. Der zweite Fragenkomplex, 
dem wir uns dann zuwenden mLissen, betrifft das juristische In- 
strumentarium, das in unserer Rechtsordnung zur Bewältigung von 
Risikobeurteilungen zur Verfügung steht. Der dritte endlich hat 
zum Gegenstand, ob und inwieweit die im technisch-~naturwissen- 
schaftlichen Bereich entwickelten Risik~beurteilungen in der 
Rechtsordnung Verwendung finden können. 



1. Generelle Bedeutung von Risikobeurteilungen im Rahmen der 
Behörden- und Gerichtsentscheidunsen 

Beim ersten Fragenkomplex - generelle Bedeutung von Risikobe- 
urteilungen im Kernenergierecht - müssen wir uns kurz die Grund- 
struktur der gesetzlichen Regelung im Kernenergierecht verge- 
genwärtigen. Der nach unserer Verfassung, dem Grundgesetz, im 
Rahmen der allgemeinen und speziellen Handlungsfreiheit ein- 
schließlich der Wirtschaftsfreiheit und der Eigentumsfreiheit 
an und für sich zulässige Umgang mit radioaktiven Stoffen wird 
im Gesetz über die friedliche Nutzung der Kernenergie nebst 
den dazu ergangenen Verordnungen unter ein Verbot mit Erlaub- 
nisvorbehalt gestellt / 2 / .  Wegen der Risiken für das Allgemein- 
wohl und das soziale Zusammenleben, die mit dem Umgang und spe- 
ziell mit der Verwendung in besonderen Anlagen verbunden sind, 
wird in Einschränkung der allgemeinen und speziellen Handlungs- 
freiheit sowie der Eigentumsfreiheit praktisch jede Form des 
Umgangs für unzulässig erklärt. Zulässig ist ein Umgang nur 
dann, wenn er auf Grund der gesetzlichen Regelung von der je- 
weils zuständigen Behörde erlaubt wird. Das Verbot mit Erlaub- 
nisvorbehalt umfaßt praktisch alle Formen des Umgangs, insbe- 
sondere aber die Verwendung besonderer spaltbarer Stoffe in 
Kernenergieanlagen / 3 L .  

Der Grundgedanke dieser Regelung ist, daß eben,mit jedem Um- 
gang mit radioaktiven Stoffen notwendig, Gefahren für das All- 
gemeinwohl und das soziale Zusammenleben verbunden sind. Die 
Behörde kann den Umgang generell oder für den einzelnen Fall 
nur dann erlauben, wenn sie nach Prüfung der Gegebenheiten zum 
Ergebnis kommt, daß in dem konkreten Lall das Allgemeinwohl und 
das soziale Zusammenleben nicht gefährdet werden. Jede Behörden- 
entscheidung, die einen beantragten Umgang mit radioaktiven 
Stoffen erlaubt oder nicht erlaubt, hat notwendig eine Prognose 
der Behörde darüber zum Inhalt, ob durch den zur Genehmigung 
anstehenden Umgang die Allgemeininteressen und das soziale Zu- 
sammenleben beeinträchtigt werden oder nicht. Dabei liegen die- 
ser umfassenden Prognoseentscheidung der Behörde zahlreiche De- 
tailprognosen darüber zugrunde, welche Gefahren für die Allge- 
meinheit usw. durch einzelne Maßnahmen - z.B. Redundanzen be- 
stimmter Anlageteile - vermieden werden bzw. bestehen bleiben. 
Die Behörde muß sich bei ihrer Entscheidung nicht nur darüber 
klar werden, ob durch den beantragten Umgang eine Schädigung 
des Allgemeinwohls und des sozialen Zusammenlebens erfolgt oder 
nicht. Die Behörde muß ihre Prognose vielmehr - und vor allem - 
auch darauf erstrecken, ob durch den beantragten Umgang mögli- 
cherweise solche Schäden eintreten können, ob also die Gefahr 
von Beeinträchtigungen der erwähnten Rechtsguter besteht. Nur 
der Vollständigkeit halber ist darauf hinzuweisen, daß die 
Überprüfung der Behördenentscheidung, mit der der beantragte 
Umgang mit radioaktiven Stoffen erlaubt oder nicht erlaubt wird, 
durch die Verwaltungsgerichte aus RechtsstaatlichkeitsgrUnden 
erforderlich ist. Materiell bringen die Entscheidungen der Ver- 
waltungsgerichte, mit denen auf Antrag die Behördenentschei- 
dung überprüft wird, keine Veränderung der Prognoseproblematik 
mit sich. 



Nun liegt auf der Hand, daß Entscheidungen darüber sehr schwer 
zu treffen sind, ob durch einen beantragten Umgang mit radio- 
aktiven Stoffen - insbesondere die Verwendung in einer Kern- 
energieanlage - das Allgemeinwohl und das soziale Zusammenle- 
ben beeinträchtigt wird oder nicht. Gleiches gilt selbstver- 
ständlich für die Detailentscheidungen bezüglich einzelner An- 
lageteile, die in der allgemeinen Prognoseentscheidung als De- 
tailprognosen herangezogen werden. Die Schwierigkeiten und die 
Spannbreite der Behördenentscheidung resultieren nicht nurc-dar- 
aus, daß schon das als Objekt der Beeinträchtigung in Betracht 
kommende Allgemeinwohl - und gleichbedeutend das öffentliche 
Interesse - schillernde und unscharfe Begriffe sind / 4 / .  Hinzu 
kommt vielmehr noch, daß auch die zu verhindernde Beeinträch- 
tigung nur durch eine Prognose hinsichtlich der tatsächlich zu 
erwartenden Schäden und hinsichtlich der möglicherweise ein- 
tretenden Schäden festgestellt werden kann. Weitere Ursache 
für die Schwierigkeit und Spannbreite der Entscheidung ist, 
daß der Gesetzgeber für die wertende Entscheidung darüber, ob 
durch den beantragten Umgang das Allgemeinwohl usw. beeinträch- 
tigt wird, nur sehr dürftige Entscheidungskriterien zur Verfü- 
gung gestellt hat. Das deutsche Kernenergierecht folgt nämlich 
der Tradition des deutschen technischen Sicherheitsrechts all- 
gemein und verwendet zahlreiche sogenannte unbestimmte Rechts- 
begriffe. In den Genehmigungstatbeständen selbst - insbesondere 
den hier in erster Linie interessierenden 5s 7 und 9 AtG -- fin- 
den sich nur sehr global gehaltene Kriterien für die Wertungs- 
entscheidung der Behörde, die bei der Prognose dariiber erfor- 
derlich wird, ob der beantragte Umgang das Allgemefnwohl be- 
einträchtigt oder nicht. Diese Wertungskriterien sind gewisser- 
maßen embryonal in § 3 AtG - Schutzzweck -- festgelegt und wer- 
den in den einzelnen Genehmigungstatbeständen nicht wesentlich 
stärker konkretisiert. Als Wertungskriterium werden - mit Recht - 
praktisch nur zusätzlich in den Genehmigungstatbeständen vor- 
gesehen die Zuverlässigkeit des Antragstellers und die nach dem 
Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge ge- 
gen Schäden und Störmaßnahmen sowie der Schutz gegen Gefahren 
und allgemein die Wahrung des öffentlichen Interesses. Die kon- 
kreteste Festlegung von Kriterien für die im 3ahmen der Pro- 
gnose erforderliche Wertung erfolgt durch die Dosisgrenzwerte 
in der 3. Strahlenschutzverordnung. Hingegen sind sowohl die 
vom Länderausschuß verabschiedeten Sicherheitskriterien als 
auch die Leitlinien der Reaktor-Sicherheitskommission und die 
kerntechnischen Regeln des Kerntechnischen Ausschusses ledig- 
lich Meinungsäußerungen von Fachleuten, die auf ihrer besonde- 
ren Erfahrung beruhen. Sie sind weder ftir die Genehmigungsbe- 
hörde noch für Verwaltungsgerichte als Wertungskriterien recht- 
lich verbindlich. 

Wir müssen uns vergegenwärtigen, daß die Entscheidung Qber die 
Zulässigkeit des grundsätzlich verbotenen Umgangs mit radioak- 
tiven Stoffen notwendig die Prognose darüber enthält, ob das 
Allgemeinwohl und das soziale Zusammenleben durch den beantrag- 
ten Umgang beeinträchtigt wird. Wir müssen uns ferner vergegen- 
wärtigen, daß dem Entscheidungsträger - Behsrde oder Gericht - 
für diese allgemeine Prognoseentscheidung ebenso wie für die 
Detailentscheidungen hinsichtlich der Sicherheit einzelner An- 
lageteile vom Gesetzgeber nur wenige Entscheidungskriterien 



zur Verfügung gestellt worden sind. Nimmt man diese beiden 
Überlegungen zusammen, so wird deutlich, daß Xisikobeurteilun- 
gen Bedeutung haben für die vorzunehmende Gesamtwertung und 
auch für die Detailwertungen darüber, welche Gefahren für das 
Allgemeinwohl eintreten oder verhindert werden durch den Um- 
gang mit radioaktiven Stoffen und durch die Beschaffenheit der 
Anlage und ihrer Teile. Die Bedeutung von Xisikobeurteilungen, 
Zuverlässigkeitsanalysen usw. kann allerdings - dies muß klar 
herausgestellt werden - nicht darin liegen, daß sie die Pro- 
gnoseentscheidungen auf eine einfache Ja/Nein-Entscheidung re- 
duzieren. Die bei der Prognoseentscheidung erforderlichen Wer- 
tungen, ob das Allgemeinwohl usw. durch den beantragten Umgang 
beeinträchtigt wird oder nicht, kann nicht allein durch die Ri- 
sikobeurteilung erfolgen. Vielmehr müssen -, wie nachstehend 
noch deutlich werden wird - noch andere Komponenten dabei Be- 
rücksichtigung finden, Die Bedeutung der Risikobeurteilung 
liegt jedoch darin, daß durch die damit verbundenen Wahrschein- 
lichkeitsaussagen die Unsicherheit der erwähnten Prognoseent- 
scheidungen eingeengt werden kann. Durch die mit einer Risiko- 
beurteilung verbundene Wahrscheinlichkeitsaussage wird die Un- 
sicherheit bei der Prognose dartiber verringert, ob durch den 
zur Genehmigung gestellten Umgang das Allgemeinwohl beeinträch- 
tigt wird oder nicht, 

2. Das juristische Instrurnentaliium' in der Rechtsordnung für 
die ~ewäl tigung von ~isikob~urte%liing'en 

Bevor wir nun prüfen können, ob und wie die Risikobeurteilun- 
gen nach mathematisch-naturwissenschaft1ichen Methoden in der 
Rechtsordnung zur Verbesserung der Prognoseentscheidungen her- 
angezogen werden können, müssen wir uns in dem jetzt zu behan- 
delnden zweiten Fragenkomplex das juristische Instrumentarium 
betrachten, das bisher im Rahmen der Prognoseentscheidungen 
zur Beurteilung von Eintrittswahrscheinlichkeiten Verwendung 
findet. Als Ausgangspunkt für die Überlegungen müssen wir uns 
in Erinnerung rufen, daß die Prognoseentscheidungen der Behör- 
de im Kernenergierecht - ebenso die eines die BehQrdenentschei-- 
dung überprüfenden Verwaltungsgerichts - sich darauf erstreckt, 
ob durch die beantragte Verwendung von radioaktiven Stoffen 
das Allgemeinwohl und das soziale Zusammenleben beeinträchtigt 
wird. Dabei wird im Rahmen dieser Prognose eine Beeinträch-ti- 
gung nicht erst bei einer Schädigung von Menschen oder Sachwer- 
ten bejaht, sondern vielmehr schon dann, wenn die Gefahr einer 
solchen Schädigung zu besorgen ist. 

Unsere Rechtsordnung kennt nun solche Prognoseentscheidungen 
durch den Rechtsanwender im wesentlichen in zwei Variationen. 
Zum einen muß im Zivilrecht, im Strafrecht und Tm öffentlichen 
Recht beurteilt werden, ob ein Endereignis - z,B. eine Rechts- 
gutsverletzung, ein Schadenseintritt usw. - durch ein vorange-, 
gangenes Ereignis verursacht worden ist [5/.  Bei der Bestimmung 
der Kausalität eines Ereignisses für den Eintritt eines anderen 
wird dabei praktisch eine rückschauende Prognose vorgenommen. 
Rückschauend wird nämlich beurteilt, ob das Endereignis durch 
das andere Ereignis verursacht worden ist. Die für diese Beur- 



teilung im juristischen Bereich entwickelten Kausalitätstheo- 
rien - angefangen von der Äquivalenztheorie /6/ über die Ad- 
äquanztheorie /7/ bis hin zur Lehre vom Normzweck /8/ - bemü- 
hen sich um eine Bestimmung der Wahrscheinlichkeit oder Unwahr- 
scheinlichkeit, mit der das Ereignis zum Eintritt eines ande- 
ren Ereignisses führt / 9 / .  Zum zweiten aber kennt unsere Rechts- 
ordnung insbesondere im öffentlichen Recht - dort vor allem im 
Zusammenhang mit der ordnenden Verwaltung - vorausschauende 
Prognoseentscheidungen. Irn Pollzei- und Ordnungsrecht, insbe- 
sondere im Gewerberecht, sind für den Fall, daß Beeinträchti- 
gungen von Rechtsgütern zu besorgen sind, repressive oder prä- 
ventive Behördenentscheidungen vorgesehen. Durch sie sollen 
Schädigungen der Rechtsgüter - also z.B. auch des Allgemein- 
wohls - verhindert werden, Dabei ist der Schadenseintritt dann 
zu besorgen, wenn auf Grund der Gesamtumstände nach den Grund- 
sätzen der Kausalität ohne den Eingriff eine Rechtsgutsverlet- 
zung erfolgen würde. Der Schadenseintritt ist aber auch dann 
zu besorgen, wenn auf Grund der Gesamtumstände nach den Grund- 
sätzen der Kausalität der Schadenseintritt zwar nicht sicher, 
aber doch mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit möglich er- 
scheint. Dabei wird schon seit den Entscheidungen des Preußi- 
schen Oberverwaltungsgerichts und seither allgemein /10( die 
Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts - also die Gefahr für 
die Rechtsgüterverletzung - durch zwei Komponenten bestimmt. 
Für die Annahme einer Gefahr wird nämlich zum einen auf die 
Höhe des zu erwartenden Schadens und zum anderen auf die Wahr- 
scheinlichkeit des Eintritts abgestellt. Diesem Ansatz liegt 
die Vorstellung zugrunde, daß dort, wo besonders große Schäden 
an Rechtsgütern der Allgemeinheit oder Einzelner zu erwarten 
sind, eine besonders geringe Wahrscheinlichkeit ausreichen muß, 
um eine Behördenentscheidung zur Abwehr oder Verhinderung der 
Gefahrenrealisierung zu rechtfertigen. Dieser kurze Cberblick 
macht deutlich, daß bei den vorausschauenden Prognoseentschei- 
dungen, die im fiecht der ordnenden Verwaltung und damit auch 
im Gewerberecht sowie dem Kernenergierecht als einem Spezial- 
gebiet davon, erforderlich sind, die Ermittlung des Grads der 
Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts ein zentrales Pro- 
blem ist. 

Ausgangspunkt für das Verständnis der juristischen Ansätze zur 
Konkretisierung der Wahrscheinlichkeit ist nun, daß nicht je- 
der Grad der Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts ausrei- 
chen kann, um eine Maßnahme zur vorbeugenden Gefahrenyerhinde- 
rung bzw. Gefahrenbeseitigung zu rechtfertigen, Auf das Kern- 
energierecht übertragen bedeutet dies konkret, daß nicht jede 
Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts ausreicht, um die 
beantragte Verwendung von radioaktiven Stoffen nicht zu erlau- 
ben. Mit der erwähnten Relation zwischen der zu erwartenden 
Schadenshöhe und der Eintrittswahrscheinlichkeit ist allein 
noch nicht viel gewonnen, weil damit nichts über den Grad der 
Wahrscheinlichkeit im konkreten Fall ausgesagt wird, Wenn näm- 
lich jede Wahrscheinlichkeit ohne Rücksicht auf den Wahrschein- 
lichkeitsgrad für eine Behördenmaßnahme - hier die Erlaubnis- 
verweigerung zwn Umgang mit radioaktiven Stoffen -. ausreichen 
würde, wäre das Zusammenleben der Menschen und die Entwicklung 
der modernen Industriegesellscha£t praktisch unmöglich. Zutref- 
fend wird daher darauf hingewiesen, daß die Rechtsordnung zwangs- 



läufig technisch bedingte Gefahren als zulässig ansieht und 
daß beispielsweise Straßenverkehr, Luftverkehr, Eisenbahnver- 
kehr, luftverunreinigende Anlagen usw. nicht als polizeiwidrig 
und damit unerlaubt angesehen werden, obschon sie in Ausnahme- 
fällen Opfer fordern oder doch fordern k6nnen /11/. Plischka /12/ 
weist darauf hin, daß die Benutzung des Starfighters nicht als 
Gefahr - und damit im Rahmen der polizeilichen Gefahrenabwehr 
nicht als verboten - angesehen wird, obschon die Eintrittswahr- 
scheinlichkeit von Schäden auf Grund der Absturzserien nicht 
als geringfügig angesehen werden kann. Die Einschränkung und 
damit die nähere Konkretisierung der jeweils im Rahmen der Pro- 
gnoseentscheidung erheblichen Beurteilung der Eintrittswahr- 
scheinlichkeit wird in der Rechtsordnung über verschiedene An- 
sätze versucht. Diesen Ansätzen ist gemeinsam, daß sie nicht 
jede mathematisch-statistische Wahrscheinlichkeit eines Scha- 
denseintritts für die Annahme einer Gefahr ausreichen lassen 
wollen, sondern eben eine durch juristische Kriterien einge- 
schränkte Wahrscheinlichkeit verlangen. Als solche juristischen 
Einschränkungsversuche stellen sich die auf Abwägung aller Ein- 
zelursachen abstellende individualisierende Theorie, die Theo- 
rie von der Unmittelbarkeit der yerursachung, die Adäquanztheo- 
rien allgemein und insbesondere die Lehre vom sozialadäquaten 
Verhalten sowie auch die Rechtswidrigkeitstheorie dar /33(.  
Bei der praktischen Anwendung stehen im Vordergrund - und sind 
in dem Zusammenhang daher besonders herauszustellen - einerseits 
die juristischen Kausalitätstheorien und andererseits die Theo- 
rie von der Rechtswidrigkeit. 

Bei den juristischen Kausalitätstheorien wird die Einschränkung 
der Wahrscheinlichkeit dadurch versucht, daß eine Bedingung für 
den Schadenseintritt nur dann als Ursache gewertet wird, wenn 
sie die Gefahr bzw. den Schaden unmittelbar herbeiführt /34/. 
Fehlt es an der - wie groß auch immer - angesetzten Eintritts- 
wahrscheinlichkeit, wird bereits die (rechtliche) Kausalität 
verneint. Bedenken gegen die Konkretisierung der Eintrittswahr- 
scheinlichkeit vermittels der wie auch immer im Einzelfall aus- 
geformten juristischen Kausalitätstheorien ergeben sich zum er- 
sten daraus, daß der Wahrscheinlichkeitsgrad zumeist nur vage 
und unbestimmt umschrieben werden kann / I  5/.  Bedenken bestehen 
zum zweiten aber auch, weil es logisch nicht möglich ist, ge- 
nerell festzustellen, welcher Grad an Wahrscheinlichkeit vor- 
liegen muß, damit eine Gefahr bejaht oder verneint werden kann. 
In der atomrechtlichen Literatur wird allerdings betont, daß 
wegen der besonderen Gefahren ionisierender Strahlen schon die 
entfernte Möglichkeit eines Schadenseintritts berücksichtigt 
werden muß / 3 6 / ,  jedoch fehlt es auch hier an einer Konkreti- 
sierung der hier vorausgesetzten Eintrittswahrscheinlichkeit. 

Bei dem Ansatz, die polizeiwidrige Gefahr durch das Kriterium 
einer rechtswidrigen Verursachung zu bestimmen, wird durch ein 
Werturteil auf Grund umfassender normativer Wertungen die Gren- 
ze zwischen erlaubter und unerlaubter Gefährdung zu ziehen ver- 
sucht / i 7 / .  Dieser Ansatz ist von'jenem nur unwesentlich ver- 
schieden, mit dem im Rahen der Sozialadäquanztheorie die Ab- 
grenzung der erlaubten von der unerlaubten (= rechtswidrigen) 
Gefährdung versucht wird (38/ .  Der vorstehende Überblick zeigt, 
daß die Frage, ob eine Gefahr zu besorgen ist, irn Ordnungsrecht 



und Polizeirecht und speziell auch bei der Verwendung radioak- 
tiver Stoffe im Kernenergierecht immer nur durch die Beurtei- 
lung der zu erwartenden Schäden und der Eintrittswahrschein- 
lichkeit solcher Schäden beantwortet werden kann. Weiter ist 
deutlich geworden, daß mit verschiedenen Ansätzen die Konkre- 
tisierung der Gefahr allgemein und speziell der Eintrittswahr- 
scheinlichkeit versucht wird, Alle juristischen Theorien und 
Ansätze zur Konkretisierung geben allerdings - das muB klar 
herausgestellt werden - keinen exakten Maßstab für die Beur- 
teilung der Eintrittswahrscheinlichkeit, der in jeder Situa- 
tion uneingeschränkt Verwendung finden konnte, Ein solcher Maß- 
stab ist auch - das ist den verschiedenen Theorien, insbeson- 
dere der Konkretisierung der Eintrittswahrscheinlichkeit über 
Kausalitätstheorien einschließlich der Sozialadäquanz und über 
Rechtswidrigkeitstheorien gemeinsam - nicht möglich, weil stets 
und richtig eine volle Bewertung aller Einzelumstände für er- 
forderlich gehalten wird, 

3. Die Verwendung der nat~ icwis~ehschaf tP ' i ch- technischen  Risi- 
kobeurteilungen in der 'Rechts~rdnung 

Wie können nun - das ist die im dritten Fragenkomplex abschlie- 
ßend zu untersuchende Frage - Risikobeurteilungen nach mathema- 
tisch-naturwissenschaftlichen Methoden in die Behijrdenentschei- 
dungen im Rahmen von Genehmigungsverfahren und auch Überwa- 
chungsverfahren im Kernenergierecht einbezogen werden? Zweck- 
mäßig wird dabei unterschieden, ob und wie Risikobeurteilungen 
im Rahmen des bisher verwendeten juristischen Instrumentariums 
eingesetzt werden konnen oder ob ihre Verwendung in besonderen 
Rechtsvorschriften - also durch Pestlegung in den Genehmigungs- 
tatbeständen im Kernenergierecht -. vorzusehen ist, 

Verwendung der Risikobeurteilunqen im Rahmen des qebräuch- --------- --------------------- ----------------B -------- 
liehen juristischen Instrumentariums ------- ---------------------------- 

Die vorangegangenen Darlegungen haben deutlich gemacht, daß je- 
de Behördenentscheidung, mit der eine beantragte Verwendung ra- 
dioaktiver Stoffe genehmigt oder nicht genehmigt wird, notwen- 
dig die Prognoseentscheidung über die Beeinträchtigung des All- 
gemeinwohls und des sozialen Zusammenlebens zum Inhalt hat, Bei 
jeder Entscheidung der Behörde und eines gegebenenfalls die Be- 
hördenentscheidung überprüfenden Verwaltungsgerichts wird im 
Rahmen der allgemeinen Prognoseentscheidung sowie auch der da- 
zu unerläßlichen Detailentscheidungen Ciber die Sicherheit oder 
Gefährlichkeit von Anlagekomponenten usw. stets die Höhe eines 
zu erwartenden Schadens und die Wahrscheinlichkeit des Schadens- 
eintritts beurteilt. Zur Beurteilung der Eintrittswahrschein- 
lichkeit sind die verschiedenen juristischen Theorien entwik- 
kelt worden, die alle der Einschränkung der rein mathematisch- 
naturwissenschaftlichen Wahrscheinlichkeit dienen, Alle diese 
juristischen Theorien, insbesondere die im Vordergrund stehen- 
den juristischen Kausaltheorien und die Rechtswidrigkeitstheo- 
rie, sind letztlich mehr oder minder zutreffende Wertungs- oder 



Zurechnungsversuche, mit denen ein Wahrscheinlichkeitsgrad bei 
der konkreten Entscheidung gewährleistet werden soll. Diese 
Theorien sind aber auch der Ort, wo Risikobeurteilungen - oder 
auch allgemein eine probabilistische Betrachtung - ihren Ansatz- 
punkt finden müssen. 

Im Rahmen jeder bisher angewandten juristischen Wertung - Kau- 
salitätstheorien in jeder Form ebenso wie Rechtswidrigkeits- 
theorie - können Risikoaussagen für die Behördenentscheidungen 
Verwendung finden, die die Gefahren der beantragten Verwendung 
radioaktiver Stoffe für das Allgemeinwohl generell oder für 
Detailprobleme beantworten. Risikobeurteilungen konnen dabei 
nach dem jeweiligen Erkenntnisstand als ein Faktor bei der er- 
forderlichen Beurteilung aller Gesamtumstände durch die Behörde 
im Rahmen der Entscheidung über die Eintrittswahrscheinlichkeit 
herangezogen werden. Risikobeurteilungen sind auch - wiederum 
nach dem jeweiligen Erkenntnisstand -. geeignet, konkretere An- 
sätze für die Beurteilung der Eintrittswahrscheinlichkeit zu 
schaffen als nach den bisherigen globalen Ansätzen mit den ein- 
zelnen juristischen Kriterien. Risikobeurteilungen sind geeig- 
net, die weit gespannten Wertungsentscheidungen exakter zu ma- 
chen, z.B. bei der Frage, ob durch die beantragte Verwendung 
von radioaktiven Stoffen eine Gefahr für das Allgemeinwohl be- 
steht oder ob eine vorgesehene Anlagekomponente (-z.B. Berst- 
schutz, Ausgestaltung des biologischen Schilds usw.) eine Ge- 
fahr verhindert oder nicht. Risikobeurteilungen ermoglichen 
demnach im Rahmen jeder juristischen Theorie, die bei einer 
präventiven oder repressiven Gefahrenabwehr zur Beurteilung der 
Eintrittswahrscheinlichkeit eines Schadens verwendet wird, ei- 
ne Konkretisierung der Eintrittswahrscheinlichkeit und damit 
eine Verbesserung der Prognoseentscheidung. In dieser Funktion 
sind sie sowohl im Rahmen der Kausalitätstheorien als auch der 
Rechtswidrigkeitstheorie verwendbar. 

Allerdings wird man nicht übersehen dürfen, daß der Verwendung 
von Risikobeurteilungen -. dies gilt auch allgemein fur die Her-- 
anziehung einer probabilistischen Betrachtung - sowohl in tat- 
sächlicher als auch in rechtlicher Hinsicht gewisse Grenzen ge- 
zogen sind. In tatsächlicher Hinsicht ist die Brauchbarkeit von 
Risikobeurteilungen dadurch beschränkt, daß für Gesamtrisiko- 
beurteilungen, z.B. einer Kernenergieanlage, ebenso wie für Ri- 
sikobeurteilungen einzelner Komponenten nicht immer hinreichend 
exakte Berechnungsgrundlagen zur Verfügung stehen, Risikobeur- 
teilungen sind um so begrenzter verwendbar, je umfangreicher 
die für die Durchführung der Wahrscheinlichkeitsberechnung im 
einzelnen Fall erforderlichen Prämissen und je unsicherer die 
bisherigen Erkenntnisse über diese Prämissen sind. Dies läßt 
Risikobeurteilungen nur insoweit zur Konkretisierung der juri- 
stischen Kriterien im Zusammenhang mit der Eintrittswahrschein- 
lichkeit verwendbar erscheinen, als hinreichend gesicherte Prä- 
missen für die Durchführung der Wahrscheinlichkeitsrechnung im 
einzelnen Fall zur Verfügung stehen. Die rechtlichen Grenzen 
für die Verwendung von Risikobeurteilungen ergeben sich daraus, 
daß alle juristischen Theorien, die bei der Beurteilung der 
Eintrittswahrscheinlichkeit entwickelt worden sind, immer wie- 
der - und mit Recht - die Notwendigkeit einer Gesamtbeurteilung 
und einer umfassenden Gesamtabwägung aller Umstände des Einzel- 



falls hervorheben /I 9 / .  Risikobeurteilungen können daher auch 
nur im Rahmen einer solchen Gesamtabwägung herangezogen werden. 
Sie können aber die allgemein und zutreffend für erforderlich 
gehaltene Gesamtabwägung nicht ersetzen. Risikobeurteilungen 
können - wie schon ihr Ansatz mit den Wahrscheinlichkeitsrech- 
nungen zeigt - lediglich eine materielle Verfeinerung und Ver- 
besserung bei der Beurteilung der Eintrittswahrscheinlichkeit 
ermöglichen. Auch eine Risikobeurteilung bei besonderen Sicher- 
heitskomponenten usw. besagt letztlich nur, daß damit die Ein- 
trittswahrscheinlichkeit von Schäden in dieser oder jener Di- 
mension verringert wird. Alle Risikobeurteilungen betreffen 
damit logisch nur einen Faktor - die Eintrittswahrscheinlich- 
keit -, der im Rahmen einer Gesamtbeurteilung aller Umstände 
des Einzelfalls durch die entscheidende Behörde berücksichtigt 
werden muß. 

In den aufgezeigten Grenzen können jedoch Risikobeurteilungen 
bei präventiven oder repressiven Behördenentscheidungen ohne 
weiteres Verwendung finden, mit denen im Rahmen der Gefahren- 
abwehr im Kernenergierecht die Eintrittswahrscheinlichkeit ei- 
nes Ereignisses beurteilt wird. Risikobeurteilungen verbessern 
die bisher für die Beurteilung der Eintrittswahrscheinlichkeit 
entwickelten juristischen Kausalitgtstheorien einschließlich 
der Adäquanztheorie bzw. der dabei gleichfalls verwendeten 
Rechtswidrigkeitstheorie. Einer besonderen Zulassung von Risi- 
kobeurteilungen bedarf es nicht, weil jede Genehmigungs- oder 
Aufsichtsbehörde - und ebenso jedes deren Entscheidung gegebe- 
nenfalls überprüfende Verwaltungsgericht -& bei der Beurteilung 
der Eintrittswahrscheinlichkeit Risikoaussagen im Rahmen des 
juristischen Instrumentariums verwenden kann. 

3 . 2  Be~ondere-qssstzIlche-Rsqslun~sn-~der-bie-Yerwsnb~ng-~oy 
Risikobeurteilunqen ---------------- --L------------------------ insbesondere in Genehmiqunqstatbe- -- ------. 
ständen im Kernenerqierecht 
------------------W -----.-,- 

Die bisherigen Ausführungen zur Verwendung von Risikobeurtei- 
lungen im Rahmen der juristischen Theorien und zum Wert einer 
solchen Verwendung geben auch die Grundlage ab für die weitere 
Frage, ob und inwieweit Risikobeurteilungen in neu zu schaffen- 
den Rechtsnormen bei Genehmigungstatbeständen im Kernenergie- 
recht ausdrücklich vorgesehen werden sollen. Bei dieser Frage 
ist zu unterscheiden, ob eine solche gesetzliche Festlegung in 
den Tatbeständen von Genehmigungsvorschriften irn Kernenergie- 
recht derart geschehen soll, daß Risikoaussagen im Rahmen der 
nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderlichen Vor- 
sorge oder im Zusammenhang mit der Gewährleistung der Sicher- 
heit bzw. der Verhinderung von Gefahren allgemein als Tatbe- 
standsmerkmal fixiert werden sollen oder ob Detailfestlegungen 
über Zuverlässigkeitsbeurteilungen mit Angabe der Methoden und 
der Wahrscheinlichkeitsaussagen erfolgen können. 
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unterschiedlichsten Vorstellungen verbinden. Daher erscheint 
auch insgesamt eine besondere gesetzliche Erwähnung der Ein- 
trittswahrscheinlichkeit weder erforderlich noch weiterführend. 

3.2.2 D e t a i l l i e r t e  g e s e t z l i c h e  R e g e l u n g  
d e r  V e r w e n d u n g  v o n  R i s i k o b e u r t e i -  
l u n g e n  

Gesetzliche Festlegungen der Einzelheiten von Risikobeurteilun- 
gen in Genehmigungstatbeständen im Kernenergierecht - z.B. die 
gesetzliche Pestlegung, daß bei der Risikobeurteilung die Ein- 
trittswahrscheinlichkeit von 1 0 " ~  die Grenze für die Genehmi- 
gungsfähigkeit bilden soll - können wohl nicht ernsthaft in Er- 
wägung gezogen werden. Solchen gesetzlichen Festlegungen von 
Einzelheiten steht entgegen, daß derartige Aussagen zu kern- 
technischen Anlagen allgemein und auch zu einzelnen Komponen- 
ten nach dem gegenwärtigen Stand der Erkenntnis der hinreichen- 
den Grundlage entbehren; die Diskussionen im Zusammenhang mit 
dem Rasmussen-Report haben dies deutlich gezeigt. Bei einer ge- 
setzlichen Festlegung von Details der Risikobeurteilungen würde 
aber dann, wenn auf Grund z.B. längerer Erfahrung mit Ventil- 
aus.führungen eine Änderung von Ansatzprämissen für Wahrschein- 
lichkeitsversagen erforderlich wird, die volle Problematik der 
Bestandskraft von Verwaltungsakten und der Rechtskraft von ver- 
waltungsgerichtlichen Entscheidungen auftreten. Umstände, die 
gegenwärtig Anlaß zu t'berwachungsmaßnahmen sein können und dem 
Bestandsschutz der Genehmigungen nicht vom Grundsatz her beein- 
trächtigen, müßten dann notwendig zur jederzeitigen Aufhebbar- 
keit und Änderbarkeit von Genehmigungen oder Gerlchtsentschei- 
dungen fuhren. Hinzu kommt, daß durch solche Detailfestlegun- 
gen der Risikobeurteilungen in Rechtsnormen der technische Fort- 
schritt ebenso sehr beeinträchtigt und behindert wqrde, wie 
dies bei jeder gesetzlichen Festlegung im technischen Sicher- 
heitsrecht erfolgt. Dies würde sich -. ebenso wie sonst irn tech- 
nischen Sicherheitsrecht - negativ auf die technische Fortent- 
wicklung, also hier auch auf die weitere Verfeinerung und Ver- 
besserung von Risikobeurteilungen, auswirken m3ssen. Die Pest- 
legungen von Details bei Risikobeurteilungen, wie beispiels- 
weise Methoden oder Wahrscheinlichkeitsgrad in Rechtsnormen, 
sind daher nicht nur unzweckmäßig, sondern ungeeignet. 

Anmerkunqen: 

/1/ Vgl. z.B. Kamarinopoulos, J. : 
Direkte und gewichtete SImulatlonsmethoden zur Zuverläs- 
sigkeitsuntersuchung technischer Systeme 
TU Berlin (Diss. ) , 1972 
Balfanz, H.-P., F.W. Heuser und W'. Ullrich: 
Principles of reliability analysds methods applied to an 
emergency core cooling system 
Nuclear engineering and design, Bd. 29 (= 1974) , S. 384 ff. 



Fortschritte bei der Sicherheitsbeurteilung von Kern- 
kraftwerken 
IRS-Fachgespräch 1969, IRS-T-18 (1970) 

Dressler, E. : 
Eine neue Methode zur näherungsweisen Berechnung der Zu- 
verlässigkeit und Verfügbarkeit von Reaktorsystemen 
Kerntechnik 14 (12), 1972 
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Zum Begriff des öffentlichen Interesses 
Münster, 3 969 (Diss. ) 
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Marburg, 1967 (Diss.) 
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Wolff-Bachof: 
Verwaltungsrecht I 
9. Aufl., München, 1974, § 36 I11 C und Bd, 111, 4. Aufl., 
5 127 I b je m.z.N. 



/6/ Die von der Gleichwertigkeit aller Ereignisse ausgeht, 
die nicht weggedacht werden können, ohne daß der Eintritt 
des Endereignisses entfällt. 

/7/ Die eine wertende Einschränkung der nach der Äquivalenz- 
theorie als ursächlich angesehenen Ereignisse vornimmt, 
vgl. dazu Lindenmaier: 
Adäquate Ursache und nächste Ursache 
ZHR 113 (=  1950), S. 207 ff.; 

Schulin, B.. : 
Der natürliche - vorrechtliche - Kausalitätsbegriff im 
zivilen Schadenersatzrecht 
1976 
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Zur Lehre vom adäquaten Kausalzusammenhang 
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Larenz, K.: 
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Rechtswidrigkeit, Verschulden 
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Zurechnung im Schadenersatzrecht 
in: Festschrift für Honig, 1970, S, 79 ff. 
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S. 155; 135, S. 154, 148, S. 165; 358, S. 38; 168, S. 88; 
,BGHZ 3, S. 267; 7, S. 204; 18, S. 288; 57, S, 343; 
vgl. dazu auch Lindenmaier, a,a.O., S. 207 £f.; 
Lange, a.a.O., S. 114; 
Wolff-Bachof, Bd. 111, a.a.O., § 127 I b 2 ß m.z.N. 

/10/ Z.B. PrOVGE U7, S. 301 ff.; 98, S. 86 ff. 
In der neueren Literatur z.T. lediglich mit untexschied- 
lichen Bezeichnungen, vgl. z.B. Drews, B., und Lassarg: 
Das preußische Polizeiverwaltungsgesetz, in; M. V. 
Brauchitsch, Verwaltungsgesetze ftir Preußen, Bd. 11, 
1. Halbbd., 22. Aufl., Berlin, 1932, S. 27; 

Klausener, E., C. Kerstiens und R. Kempner:, 
Das Polizeiverwaltungsgesetz vom 1. Juni 1231 - Komm., 
Berlin, 1932, S. 113; 

Senger, R., und H. Kurzmann: 
Kommentar zum Ordnungsbehördengesetz 
Köln, 1947, S. 35 u.a.m. 



Plischka, H. -P. : 
Technisches Sicherheitsrecht 
Schriften zum öffentlichen Recht, Bd. 109, Berlin, 1969, 
S. I 1  

Vgl. dazu Vieth, W.: 
Rechtsgrundlagen der Polizei- und Ordnungspflicht 
Schriften zum öffentlichen Recht, Bd. 255, Berlin, 1974 

Im Anschluß an die einschlägigen Entscheidungen des 
PrOVG vgl. Götz, V.: 
Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, a.a.O., S. 101; 

Friauf, H.: 
Polizei- und Ordnungsrecht, a.a.O., S. 169 

Darauf weist Plischka, a.a.O., S. 107 m.w.N. hin. Dies 
wird auch in der Rechtsprechungsübersicht bei Drews- 
Wacke, Allgemeines Polizeirecht, a,a.O., S. 57 f. deut- 
lich. 

Vgl. z.B. Vollmer, L.: 
in: 1. Deutsches Atomrechts-Symposium (R .  Lukes Hxsg.), 
Köln-Berlin-Bonn-München, 1973, 5 .  52; Blickle, daselbst, 
S. 63; Hakenbroch, daselbst, S. 110 

Vgl. dazu insbesondere Hurst, W. : 
AÖR, Bd. 83 (= 1958), S. 43 ff., 75 ff.; 

Schnur, R.: 
Probleme um den Störerhegriff im Polizeirecht 
DVB1. 3962, S. 3 ff. 

Die allgemeinen Gesichtspunkte, nach denen beurteilt wer- 
den kann, ob eine erlaubte oder eine unerlaubte - d.h. 
polizeiwidrige - Gefährdung vorliegt, sind bereits 3939 
durch Scholz herausgearbeitet worden. 
Scholz: VerwArch Bd. 27, S. 1-84 

Diese allgemeinen Abwägungsgesichtspunkte sind -- so~eit 
ersichtlich - bisher nicht wesentlich erweitert worden. 
Eine geringfügige Erweiterung ist allenfalls mit dem An- 
satz eingetreten, daß neben der Qualität der potentiell 
verletzten Rechtsgüter auch die Quantität der Rechtsgü- 
ter beachtet werden müsse. Vgl, dazu Rehbinder: BB 3976, 
S. 3 ff. m.N. Note 32 

Dies gilt nicht nur fiir die Lehre Welzels im Strafrecht, 
mit der er die unerlaubte von der erlaubten Gefährdung 
abgrenzt. Welzel: Deutsches Strafrecht, Allgem. Teil, 
11. Aufl., S. 132 

Es gilt vielmehr auch für die Ausformung dieser Ansätze 
im Zivilrecht, statt vieler vgl. Enneccerus-Nipperdey: 
a.a.O., S. 1277 ff.; 

Westen, K.: 
Garantie- und Risikohaftung für sog. Verkehrspflichtver- 



letzungen, in: Festschrift für Fritz V. Hippel, 1967, 
S. 591 mit umfangreichen Nachweisen zum Streitstand, 
S. 597 ff. Auch die Entscheidung BGHZ 24, Se 21 ff. (26) 
geht in diese Richtung. 

Auch für die polizeirechtliche Handlungshaftung wird 
neuerdings vielfach ein Rückgriff auf die Lehre von der 
Sozialadäquanz gemacht. Vgl. Hurst: AÖR Bd. 83, S e  43 ff., 
75 ff. 

/19/ Vgl. insbesondere Hurst: AÖR Bd. 83, S. 49 ff.; 
Schnur: DVB1. 1962, S. 3 u.a.m. 



DISKUSSION ZUM VORTRAG R. LUKES 

R. N e i d e r (BRM, Berlin) : 

1. Sie halten die gesetzliche Festlegung der Einzelheiten von 
Risikobeurteilungen im Kernenergierecht, z.B. die Festle- 
gung bestimmter Grenzwerte, nicht für zweckmä8ig. Sind nicht 
aber derartige Festlegungen im Kernenergierecht, z.B. 5 rem/ 
Jahr für beruflich strahlenexponierte Personen oder die Ge- 
schwindigkeitsbegrenzungen im Straßenverkehrsrecht, getrof- 
fen worden? 

2. Wenn von Risikobetrachtungen bei der Erteilung von Genehmi- 
gungen im Rahmen des Kernenergierechts gesprochen wird, 
sollte dann nicht auch vom Nutzen die Rede sein, also eine 
Abwägung von Risiko und Nutzen stattfinden? 

R. L U k e s (Universität Müns.ter) : 

Hier handelt es sich um zwei Fragen von großer Bedeutung. 

Zur ersten ist zu sagen, es trifft zu - ich hatte es im Vor- 
trag erwähnt -, daß die Strahlenschutzverordnung Dosisgrenz- 
werte festlegt. Sicher kennen auch viele Techniker die Ent- 
scheidung des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg, in der dle Fra- 
ge der Verfassungsmäßigkeit von Dosisgrenzwerten in einer 
Rechtsverordnung - also außerhalb des Gesetzes -. angeschnitten 
und mit verschiedenen Wendungen für zulässig erachtet worden 
ist. Dies zeigt bereits, daß jedenfalls dann wohl ein verfas- 
sungsrechtliches Problem entstehen könnte, wenn Grenzwertfest- 
legungen in einer Rechtsverordnung außerhalb des Gesetzes er- 
folgen und diese Grenzwerte dann als Tatbestandsmerkrnale in ei- 
nem Genehmigungstatbestand, wie z.B. 5 7 AtG, maßgebli'ch sein 
sollen. Wenn aber Grenzwertfestlegungen im Gesetz selbst erfol- 
gen, dann tritt gerade das ein, was immer gegen gesetzliche Fi- 
xierungen im technischen Sicherheitsrecht spricht, nämlich die 
schwierige Anpassung an eine fortschreitende technische Ent- 
wicklung. Wenn nämlich fortschreitende technische Entwicklun- 
gen dazu führen, daß z.B. geringere Voraussetzungen oder ande- 
re Grenzwerte usw. eingehalten werden können, ist die Änderung 
der gesetzlich festgelegten Werte angesichts der langwierigen 
Gesetzgebungsverfahren immer ein Zeitproblem. Die bekannten 
Beispielsfälle für Anforderungen im Kraftfahrzeugwesen, näm- 
lich beispielsweise Blinker, Innenraum, Bremsen usw., erfolgen 
in Rechtsverordnungen, also nicht im Gesetz und sind in Anbe- 
tracht der im wesentlichen problemlosen Tatbestandsfestlegun- 
gen auch verhältnismäßig rasch zu ändern. Selbst dabei zeigt 
sich allerdings bei den EG-Richtlinien über Kraftfahrzeugsi- 
cherheit und ihre Umsetzung in deutsches Recht, daß einerseits 
diese wenigen Beschaffenheitsanforderungen in 6 Jahren rund 
200 Seiten des Bundesgesetzblattes ausmachen und daß sie allein 
in den letzten 6 Jahren ca. dreimal in wichtigen Punkten geän- 
dert werden mußten. Dies zeigt - auch abgesehen von den ein- 



gangs erwähnten verfassungsrechtlichen Problemen von Grenzwert- 
festlegungen im Atomrecht - die begrenzte Verwendbarkeit von 
Grenzwerten in Rechtsverordnungen. 

Zur zweiten Frage, nämlich der nach der Risiko-Nutzenanalyse, 
müssen wir wohl feststellen, daß in dem insoweit entscheiden- 
den § 7 Abs. 2 Ziff. 3 des Atomgesetzes, der die nach dem Stand 
von Wissenschaft und Technik erforderliche Schadensvorsorge als 
Genehmigungsvoraussetzung festlegt, eine solche Abwägung kaum 
angesiedelt werden kann. Ob sich einmal ein Verwaltungsgericht 
dazu durchringt, wenn es schon die erforderliche Schadensvor- 
sorge vor der Gefahrenverhütung im üblichen Sinn ansiedelt, in 
diesem vorgelagerten Vorsorgebereich - Ansätze finden sich wohl 
beim Oberverwaltungsgericht Lüneburg im Stade-Beschluß vom No- 
vember 1976 - eine Risiko-Nutzenabwägung vorzunehmen, ist zu- 
mindest außerordentlich zweifelhaft. Nach der gegenwärtigen 
Rechtslage ist jedenfalls eine solche Risiko-Nutzenabwägung im 
Rahmen des 5 7 Abs. 2 Ziff. 3 wohl nicht zu erwarten. 

K.H. L i n d a c k e r  s (TÜV Rheinland, ~öln): 

Gestatten Sie mir, Herr Prof. Lukes, eine provokative Bemer-. 
kung: Es ist für den Techniker nicht einsehbar, daß der Gesetz- 
geber keine Risikogrenzwerte festlegen will, Für die Technik 
besteht diese Möglichkeit inzwischen auf dem Gebiet der Kern- 
technik. Es sind ja in der breiteren Öffentlichkeit die Fest- 
legungen in der Strahlenschutzverordnung ( 5  45; 5 28 Abs. 3) 
nicht strittig. Lediglich für Unfälle, also jenseits des § 28 
Abs. 3, ist die Diskussion offen. Hier würde eine gesetzliche 
Regelung dienlich sein, auch für die Verwaltungsgerichte und 
die Betreiber und Hersteller. Ich stelle mir vor, daß Risiko- 
grenzwerte X für den gegenwärtigen Zeitpunkt, Risikogrenzwer- 
te y, die restriktiver sind, für einen späteren Zeitpunkt (5 
Jahre) fixiert werden. Der Gesetzgeber sollte sich selbst zur 
Pflicht machen, in Zeitabständen von 5 oder 10 Jahren eine 
Überprüfung dieser Risikogrenzwerte vorzunehmen. Letztlich 
sollte fixiert sein, daß bei unerwarteten neuen Erkenntnissen, 
die wir zur Zeit nicht sehen können, ein Eingriff durch die Be- 
hörden möglich ist. Dies würde der Kerntechnik als die Techno- 
logie mit dem derzeitig geringsten Risiko im Vergleich zu al- 
len anderen Großtechnologien die erforderliche Ruhe bringen, 
damit Erfahrungen real gesammelt werden können. Wenn wir wegen 
der Formulierung "Vorsorge nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik" täglich unsere Konstruktionen ändern, werden wir eine 
zweifelsfrei belegbare Erfahrung nie sammeln! 

Ich bin der l.lleinung, daß in sehr kurzer Zeit irn Konsens mit al- 
len Beteiligten eine Pormulierung für eine entsprechende Ge- 
setzesnovelle erarbeitet werden kann. Mein Vorschlag wäre, in 
der Tat Risikogrenzwerte quantitativ zu fixieren. Wenn das 
nicht gewünscht wird, kann man diese Werte auch verbal beschrei- 
ben. 



R. L U k e s (Universität Münster) : 

Die grundsätzlichen Überlegungen zur Grenzwertproblematik, die 
Sie Herr Dr. Lindackers gebracht haben, teile ich. Erlauben 
Sie mir jedoch vorweg eine Gegenfrage: Wäre jemand in der Lage, 
Grenzwerte und letztlich einen zulässigen Risikofaktor so zu 
qualifizieren, daß dies in einer Rechtsnorm auf zunächst unbe- 
stimmte Zeit hinaus festgeschrieben werden kann? Problematisch 
dürfte dabei schon sein, ob zulässige Grenzwerte qualitativ be- 
stimmt werden konnen oder ob Wahrscheinlichkeitsgrenzen für 
eine in Kauf zu nehmende Schädigung festgelegt werden sollen. 
Man müßte zunächst einmal klären, welche Ansatzpunkte überhaupt 
für eine gesetzliche Regelung in Betracht kommen. 

Auch wenn - was ich hier als Jurist nicht beurteilen kann, wo- 
von aber offenbar ausgegangen werden kann - Risikofaktoren rich- 
tig in Größenordnungen festgelegt werden können und Grenzwerte 
bestimmbar sind, ist es zwar rechtstechnisch kein Problem, sol- 
che Angaben z.B. also genetische Schäden mit einer Wahrschein- 
lichkeit von 1 0 - ~  oder Krankheitsschäden mit 30-Y im Tatbestand 
einer Rechtsnorm zu fixieren. Dies ist jedoch nicht das wahre 
Problem. Da mit solchen Festlegungen nämlich - wenn auch nur 
statistisch - im Hinblick auf die Ausführungen zur Wahrschein- 
lichkeitsproblematik heute morgen bestimmte Schadensquoten ge- 
setzlich festgeschrieben werden, wird eine solche Regelung al- 
lein schon im Gesetzgebungsverfahren einer parlamentarischen 
Demokratie problematisch sein. Selbst wenn aber die Abgeordne- 
ten im Gesetzgebungsorgan sich zu solchen gesetzlichen Regelun- 
gen bereitfinden, w-Jrden zumindest Bedenken gegen die Verfas- 
sungsmäßigkeit solcher Rechtsnormen nicht von der Hand zu wei- 
sen sein, Der Grundrechtsschutz des Lebens wird nämlich zuneh- 
mend nicht nur individuell bezogen, sondern als Lebensschutz 
generell verstanden. Im Zusammenhang mit Wahrscheinlichkeits- 
berechnungen sind jedenfalls Grundrechtsverletzungen dann denk- 
bar, wenn eine statistisch gesicherte Schadenswahrscheinllch- 
keit nicht nur möglich oder unvermeidbar, aber nicht quantifi- 
zierbar erscheint, sondern wenn sie statistisch gesichert und 
in einer Rechtsnorm festgelegt ist. 

L.F. F r  a n  z e n (GRS): 

Herr Prof. Lukes, wenn ich mich hier einschalte, um einige Wor- 
te zu dem zu sagen, was Herr Dr. Lindackers angesprochen hat, 
so deswegen, weil das eine der grundsätzlichen Fragen der Kern- 
technik ist. Er hat nämlich unser Dilemma deutlich gemacht, in- 
dem wir uns alle letzten Endes befinden: Die Aussagen der Ras- 
mussen-Studie haben das gebracht, was ein Naturwissenschaftler 
oder Techniker zu dieser Problematik sagen kann. Man hat sich 
nach bestem Wissen und Gewissen bemüht, die Risiken der ge- 
bräuchlichen Kernkraftwerke zu ermitteln. Man hat darüber hin- 
aus noch Vergleiche gezogen und ist dann zu dem Schluß gekom- 
men, daß auf Grund einer derartigen Beurteilung die Risiken die- 
ser Kernkraftwerke akzeptabel erscheinen, Das ist, wie gesagt, 
die Ansicht des Naturwissenschaftlers oder Technikers, Und es 
ist im Grunde genommen immer die Hoffnung - so habe ich es je- 



denfalls verstanden - der Techniker gewesen, seitens der Poli- 
tiker, seitens der Juristen Hilfestellung dahingehend zu erhal- 
ten, daß man zu einer Art, wenn auch qualitativen, Festlegung 
kommt, welche Risiken als akzeptabel anzusehen sind. Dies wäre 
dann das Maß, mit dem alle Techniken zu messen wären. Denn ei- 
ne ständige Fortsetzung von Einzelfestlegungen, z.B. von Grenz- 
werten, Sicherheitsmargen usw., die implizit auch eine Risiko- 
festlegung darstellen, führt zu einem heillosen Wirrwarr, zu 
verzerrten Wettbewerbsbedingungen und zahlreichen volkswirt- 
schaftlichen Fehlleistungen. Das aber kann in niemandes Inter- 
essen liegen. 

R. L U k e s (Universität Münster) : 

Auch wenn sich - wie Herr Franzen sagt - die Kerntechnik heute 
nicht prinzipiell von anderen Techniken unterscheidet und im 
Bereich anderer Techniken qualitative Festlegungen anzutreffen 
sind, muß beachtet werden, daß diese Festlegungen z.B. bei ei- 
nem Kohlekraftwerk -. wenn demnächst die Werte In einer Rechts- 
verordnung fixiert werden -- nicht eine statistisch gesicherte 
Schadenswahrscheinlichkeit im Gesetzestatbestand als zulässig 
vorgesehen wird. In allen Gesetzen im technischen Bereich wird 
immer nur im Rahmen der B<ehördenentscheidung bzw. der die Be- 
hördenentscheidung überprüfenden Gerichtsentscheidung letztlich 
eine Gesamtwertung der Gefahr vorgenommen, die aus dem zur Ge- 
nehmigung beantragten Umgang usw. für die Allgemeinheit ent- 
steht. Dies geschieht dadurch, daß - mit welchen Yorverlagerun- 
gen in einen Vorsorgebereich auch immer - eine Gesamtbewertung 
auf Grund der beiden Komponenten der Schadenshöhe und der Ein- 
trittswahrscheinlichkelt erfolgt, Mir erscheint der Unterschied 
beachtlich, daß im Rahmen des sozial Adäquaten von Behörde und 
Gericht geprüft wird, ob in Anbetracht der zunehmenden Gefah- 
ren, mit denen wir das bequeme Leben bezahlen, eine Schadens-, 
höhe mit einer bestimmten Elntrittswahrscheinlichkeit im gege- 
benen Fall in Kauf genommen werden kann, oder ob eine stati- 
stisch gesicherte Schadenswahrscheinlichkeit im Gesetz festge-. 
legt und damit letztlich wiederum ein - wenn auch nur statisti- 
scher - Schadenseintritt gesetzlich vorgesehen wird. 

K. S t ä b 1 e r (EVS Schwaben, Stuttgart) : 

Angesichts der Schwierigkeiten der Einführung des Wahrschein- 
lichkeitsbegriffs in das Kernenergierecht sollte die Frage der 
Einführung einer Typengenehmigung (Umsetzung der Probabilistik 
in einen deterministischen Genehmigungstatbestand) erneut über- 
prüft werden (Standard-Kraftwerk). 

R. L U k e s (Universität Münster) : 

Für den Hinweis bin ich sehr dankbar. Das von Ihnen angeschnit- 
tene Problem ist unter dem Schlagwort der "Typengenehmigung" 



oder - als Unter- oder Nebenfall - "Referenzanlage" schon lange 
im Gespräch. Mich wundert, warum dieses Problem eigentlich doch 
offenbar von seiten der Beteiligten nicht recht vorankommt. 
Dies ist um so erstaunlicher, als sich einerseits ja die Be- 
treiber - wie Sie erwähnt haben - 5ber eine Referenzanlage ver- 
ständigt haben und andererseits im Bereich der Druckwasser- 
Siedewasserreaktoren praktisch nur die KWU als Anbieter vorhan- 
den ist. Dies läßt den Schluß zu, daß offenbar die Festlegung 
einer bestimmten Xeferenzanlage und der allgemeine Hinweis, 
daß Änderungen zulässig seien, wenn sie die Sicherheit der Re- 
ferenzanlage mindestens erreichen, ihre Probleme hat. Selbst 
wenn indes die L5sung mit einer Referenzanlage möglich wird, 
darf nattirlich auch die Gefahr einer mit dieser Lösung bewirk- 
ten Wettbewerbsbeschränkung nicht unterschätzt werden. Bei ei- 
ner solchen Regelung wird selbstverständlich kein Betreiber 
eine andere Anlage als die Referenzanlage bauen, weil er bei 
anderen Anlagen Schwierigkeiten im Genehmigungsverfahren be- 
kommt. Dies hat zur Folge, daß der in der Referenzanlage wider- 
gespiegelte Stand der Technik auf 10 oder 20 Jahre bleibt und 
nicht nur Initiative für den eigenen Fortschritt, sondern auch 
ausländische Konkurrenz beschränkt wird. Ich. sehe nicht recht, 
wie man diese Nachteile vermeiden kann, 

U. M u t  s C h l  e r  (RWE, Ess.en): 

Die Diskussion hat gezeigt, da8 bei der Pestlegung von Wahr- 
scheinlichkeiten in Rechtsvorschriften das Problem der Maßstabs- 
bildung für die Festlegung solch-er Wahrscheinlichkeiten auf- 
tritt, weil jede festgelegte Währscheinlichkeit nicht aus sich 
heraus ableitbar ist, sondern unter bestimmten Annahmen und 
Randbedingungen zustande kommt. Eine entsprechende Änderung des 
5 7 AtG würde, gemessen a,m i.la.rJstab des Art. 2 GG, erhebliche 
Bedenken aufwerfen. 

Weitere Schwierigkeiten dürften sich daraus ergeben, daß bei 
entsprechenden gesetzlichen Festlegungen die Problematik auf 
die Gerichtsebene verlagert wird, in dem Sinne, daß dann dort 
der Streit beginnt, ob die Wahrscheinlichkeiten rich-tig ermit- 
telt worden sind. 

Gleichwohl ist eine Konkretisierung des Atomgesetzes erforder-- 
lich. Dabei sollte die probabi1istisch.e Risikobeurteilung als 
Dosisüberlegung für den Gesetzgeber dienen, ohne daß sie aller- 
dings selbst in das Gesetz Eingang finden darf. 

R. L U k e s (Universität Münster) : 

Ich stimme Ihnen zu, Herr Dr. Mutschler, daß mit gesetzlichen 
Festlegungen, mit denen Im Rahen des 5 7 unbestimmte Rechts- 
begriffe konkretisiert werden, ein gewisser Fortschritt gegen- 
über dem gegenwärtigen Zustand erreicht werden kann. Allerdings, 
auch insoweit stimme ich-mit Ihnen Uberein, wird dieser Fort- 
schritt gegenwärtig immer nur recht begrenzt sein können. Mir 
erscheint allerdings der Weg über Festlegungen grundsätzlicher 



Leitlinien zur Ausfüllung der unbestimmten Rechtsbegriffe und 
vielleicht auch eine Institutionalisierung der Konkretisierung 
unbestimmter Rechtsbegriffe im Zusammenhang mit technischen 
Regeln derzeit besser geeignet als die gesetzliche Festschrei- 
bung eines probabilistischen Konzepts. Letzteres ist, wie ich 
darzulegen versucht habe, auch nicht erforderlich, weil die 
darin zu berücksichtigenden Gesichtspunkte auch heute bei der 
Rechtsanwendung beachtlich sind. 



ZUSAMMENFASSUNG DER ERGEBNISSE 

Professor Dr.-Ing. A. Birkhofer (GRS) 

Die Vorträge und Diskussionen bei diesem Fachgespräch haben 
sich immer wieder mit Störfallabläufen in Kernkraftwerken be- 
schäftigt. Gerade in einer Risikostudie geht es aber um solche 
Störfallabläufe, die nach menschlichem Ermessen ausgeschlossen 
sind, da zu ihrer Verhinderung umfangreiche technische Sicher- 
heitsvorkehrungen vorhanden sind. Bevor man über Störfälle und 
Risiko spricht, müßte man daher eigentlich - gerade bei einer 
solchen Veranstaltung mit erheblicher Breitenwirkung - ausführ- 
licher, als es geschehen konnte, auf die Sicherheitstechnik 
eingehen. 

Bei der Diskussion über Risikoanalysen stößt man immer wieder 
auf die Schwierigkeit, sehr kleine Eintrittswahrscheinlichkei- 
ten anschaulich zu machen. Vielleicht kann hier das folgende 
Beispiel nützlich sein: 

Angenommen, jemand will zum Beispiel in München einen Bekann- 
ten anrufen, dessen Rufnummer er nicht kennt. Statt im Telefon- 
buch nachzuschlagen oder die Auskunft anzurufen, wählt er ein- 
fach irgendeine sechs- oder siebenstellige Nummer. Die Chance, 
den gewünschten Teilnehmer zu erreichen, liegt bei diesem Ver- 
fahren in der Gegend von 1 : 1 Million, d.h. also etwa 10-6. 
Zweifellos würde es jeder als völlig aussichtslos betrachten, 
unter den rund 500 000 Münchener Telefonnummern per Zufall und 
auf Anhieb die richtige zu finden. Man muß sich diese Relatio- 
nen vor Augen halten, wenn von Störfällen und Schadensfolgen 
im Bereich solcher Wahrscheinlichkeiten die Rede ist. 

Nach diesen Vorbemerkungen sollen einige Punkte zu den Einzel- 
vorträgen noch einmal herausgestellt werden. 

Im Übersichtsvortrag von Herrn Heuser wurde unter anderem dar- 
gestellt, daß es zu einem Überdruckversagen des Sicherheitsbe- 
hälters kommen kann, wenn nach einem Verlust des Primärkühlmit- 
tels die Notkühleinrichtungen versagen sollten. Da der Sicher- 
heitsbehälter bei den bisher behandelten Störfallabläufen aber 
nicht kurzfristig, sondern erst nach etwa 30 Stunden versagen 
würde, wäre vor allem auf Grund von Ablagerungseffekten die 
Spaltproduktfreisetzung erheblich geringer als beim frühen 
Überdruckversagen des SicherhePtsbehllters, wie es in der ame- 
rikanischen Reaktorsicherheitsstudie behandelt wird. Im ver- 
gleichbaren Fall kommt es dort beim Ausfall der Sprühsysteme 
im Sicherheitsbehälter nach wenigen Stunden zum Überdruckver- 
sagen. In der deutschen Studie wird daher besonders sorgfältig 
untersucht, ob auch hier Mechanismen denkbar sind, die zu ei- 
nem früheren Versagen des Sicherheitsbehälters führen. Herr 
Heuser hat auch darauf hingewiesen, daß wir die Methoden und 
die grundsätzlichen Annahmen weitgehend von der amerikanischen 
Studie übernehmen, vor allem, um die Vergleichsmöglichkeiten 
soweit wie möglich zu erhalten. Dies führt dazu, daß in einer 
Reihe von Punkten sehr pessimistisch vorgegangen wkrd. d,h., 



daß die Untersuchungen sicherlich zu einer oberen Abschätzung 
des Risikos führen. In einer zweiten Phase der Studie, die neu- 
ere Ergebnisse der Sicherheitsforschung berücksichtigen wird, 
sollen pessimistische Annahmen abgebaut werden, um damit der 
realistischen Risikoermittlung einen weiteren Schritt näherzu- 
kommen. Bei der Veröffentlichung der Ergebnisse wird auf die 
Probleme zu achten sein, die sich aus dieser Vorgehensweise 
für die öffentliche Diskussion ergeben. 

Im Vortrag von Herrn Hörtner wurde gezeigt, welchen Einfluß 
Transienten, d.h. Störfälle, die nicht durch einen Kühlmittel- 
verlust ausgelöst werden, auf das Risiko haben können. In die- 
sem Bereich ist es zum Teil notwendig, Versagenskriterien für 
die Sicherheitssysteme neu festzulegen. So sind bei einem feh- 
lerhaften Nichtschließen eines Abblaseventils am Druckhalter 
andere und sicherlich geringere Anforderungen an die Hochdruck- 
Notkühlsysteme zu stellen als bei einem Kühlmittelverlust durch 
eine Leckage an anderen Stellen des Reaktorkühlkreislaufs. 

Aus dem Vortrag von Herrn Lindauer über die Auswertung von Be- 
triebserfahrungen ist vor allem festzuhalten, daß trotz des 
bisher relativ geringen Aufwandes in dieser Richtung Verfügbar- 
keitszahlen über wichtige Komponenten auch auf diesem Wege über- 
prüft werden konnten. Dies ist eine weitere Bestätigung für das 
Vorhaben, diese Arbeiten von den Anlagen Biblis-A und -B, auf 
die sie sich bisher konzentriert haben, auch auf andere Druck- 
wasserreaktoren auszudehnen. Die Zustimmung von Obrigheim und 
Stade, dort Einsicht in die entsprechenden Unterlagen nehmen 
zu können, liegt vor. 

Herr Hübschmann hat über das Unfallfolgenmode~l berichtet. Hier 
wurden Rechnungen für einen ganz spezifischen Störfallablauf 
vorgestellt, und zwar fur das späte Überdruckversagen, das im 
Vortrag von Herrn Heuser im einzelnen beschrieben wurde. Danach 
würden selbst bei diesem hypothetischen Störfall auf Grund der 
zu erwartenden Wettersituationen in 99 von 100 Fällen in der 
Umgebung keine akuten Todesfälle auftreten, Es sei nochmals be- 
tont, daß es sich hierbei nicht um endgültige Ergebnisse der 
Studie handelt. Es sollten vielmehr die Vorgehensweise des Mo- 
dells exemplarisch aufgezeigt und typische Ergebnisse vorye- 
stellt werden. 

Der Vortrag von Herrn Diepold hat eine ganze Reihe von inter- 
essanten Erkenntnissen wiedergegeben. Dies gilt unter anderem 
für die Feststellungen, 

- daß dem Bürger die Existenz von Gefahrenpotentialen und de- 
ren mögliche Wirkungen durchaus bekannt sind, auch wenn er 
sie nicht täglich erfährt, 

- daß gerade bei der Kernenergie die notwendige Differenzie- 
rung zwischen Gefahrenpotential und tatsächlicher Gefähr- 
lichkeit, die bei anderen Technologien durchaus verstanden 
wird, nicht in ausreichendem Maße gelungen ist, 

- und daß die Mehrheit der Bevölkerung die technologische Ent- 
wicklung, einschließlich der Kernenergie, nicht negativ sieht. 



Wichtig ist vor allem auch die Warnung vor der Gefahr, den Bür- 
ger mit technischen Details zu überhäufen. Gerade in der Dis- 
kussion über die Kernenergie ist es notwendig, sich auch dem 
Laien verständlich zu machen. Andererseits wird es dann zwangs- 
läufig schwieriger, die wesentlichen Aussagen technisch präzi- 
se stehen zu lassen. Hierin liegt auch eine wichtige Aufgabe 
bei der Darstellung der Ergebnisse aus der Risikostudie. 

Im Vortrag von Herrn Lukes und der anschließenden Diskussion 
wurde die Problematik besonders deutlich, Ergebnisse einer Ri- 
sikostudie ebenso wie die Praxis, die sich in den Genehmigungs- 
verfahren herausgebildet hat, in geeignete Rechtsnormen umzu- 
setzen. Durch eine klare Definition des Standes von Wissen- 
schaft und Technik würde den Gerichten sicherlich in vielen 
Fällen die Entscheidungsfindung vereinfacht. Hier können Risi- 
kostudien zwar eine Hilfestellung leisten, wenn es darum geht, 
den Stand von Wissenschaft und Technik genauer festzulegen. 
Die Festschreibung von zulässigen Risikogrenzwerten per Gesetz 
erscheint jedoch momentan aus technischer und aus juristischer 
Sicht weder notwendig noch sinnvoll, obwohl die Diskussion 
zeigte, daß hierüber die Meinungen auseinandergehen. Herr Lukes 
hat hier - sicherlich zu Recht - darauf hingewiesen, daß der 
Gesetzgeber wohl kaum bereit und in der Lage wäre, maximal zu- 
lässige Schadensfolgen, sei es für die Kernenergie oder für an- 
dere Technologien, explizit festzulegen. 

Schließlich noch einige Bemerkungen zur Reaktion der Öffent- 
lichkeit auf Risikostudien: Die Ergebnisse der amerikanischen 
Studie wurden zunächst positiv aufgenommen. Sie hatten gezeigt, 
daß Störfälle mit schweren Auswirkungen äußerst unwahrschein- 
lich sind und daß die Auswirkungen von Störfällen erheblich ge- 
ringer sind, als früher angenommen, Bei der intensiven Diskus- 
sion der letzten Jahre, insbesondere auch in der Bundesrepu- 
blik, wurde jedoch der Aspekt der Schadensfolgen sehr stark in 
den Vordergrund gerückt. Man war hier zu leicht geneigt, die 
sehr geringen Eintrittswahrscheinlichkeiten nit einem Feder- 
strich wegzuwischen und damit die Proportionen aus den Augen 
zu verlieren. 

Zum Abschluß sei noch allen Teilnehmern am Fachgespräch gedankt. 
Wenngleich - sicherlich entgegen mancher höher gespannten Erwar- 
tung - aus der deutschen Risikostudie nur Teilergebnisse vorge- 
stellt und diskutiert werden konnten, so ergab sich jedoch aus 
den Diskussionen eine ganze Reihe von Anregungen für die weite- 
re Arbeit. 
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